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214. Sitzung 

Bonn, den 25. April 1986 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Ich rufe Zusatzpunkt 3 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zu den jüng-
sten abrüstungspolitischen Vorschlägen des 
Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Mi-
chail Gorbatschow 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß Nr. 1 c der 
Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem genannten Thema verlangt. Ich er-
öffne die Aussprache. Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In dem Maße, indem sich die 
sowjetische Bedrohungslegende in Verhandlungs-
angebote auflöst, entlarvt sich die westliche Not-
wehrpolitik mehr und mehr als rücksichtsloses Fal-
kenkomplott. So langsam dämmert wohl auch den 
hiesigen Reagan-Fans, auf welche Art von Bündnis-
partnerschaft sie sich da eingelassen haben. 

Am 18. April 1986 offerierte Michail Gorbatschow 
— nach dem Vorschlag, die strategischen Atomwaf-
fen in Europa abzubauen — nun auch eine Redu-
zierung im konventionellen Bereich vom Atlantik 
bis zum Ural. Eben dieses konventionelle Überge-
wicht auf östlicher Seite wurde und wird im Westen 
als Grund für die Stationierung von einigen Tau-
send taktischen Atomwaffen angegeben. Die gigan-
tische Bewaffnung der Sowjetunion im konventio-
nellen Bereich — das Symbol der kommunistischen 
Bedrohung schlechthin — könnte damit erstmals 
ihre Zugkraft als Teufel an der Wand verlieren. Die 
atomaren Kurzstreckenraketen stehen nach den 
Vorschlägen Gorbatschows nun ebenfalls zur Ver-
handlung an. 

Ein weiteres überraschendes Zugeständnis ist in 
der Zustimmung zu Verifikationsmöglichkeiten vor 
Ort zu sehen. Darüber hinaus kündigt Gorbatschow 
Verhandlungen über die Vernichtung von C-Waffen 
mit umfassenden internationalen Kontrollmöglich-
keiten an. 

Am 22. April 1986 bekräftigten die Vereinigten 
Staaten ihre Friedenssehnsucht mit dem dritten 
Atomtest seit Verkündung des einseitigen sowjeti-

schen Testmoratoriums; ganz zu schweigen von der 
unmittelbar bevorstehenden Wiederaufnahme der 
C-Waffen-Produktion, dem SDI-Wahnsinn und dem 
Angriff auf Libyen. 

Trotz allem wird von unserer Regierung weiter 
die Bündnistreue beschworen, obwohl die Vereinig-
ten Staaten ohne vorherige Konsultation der Bun-
desregierung mit NATO-Einrichtungen einen Dritt-
staat angreifen. 

(Schulte [Unna] [GRÜNE]: So ist es lei

-

der!) 

Die Bundesregierung erhebt keine Proteste gegen 
die amerikanischen Atomversuche, keinen Ein-
spruch gegen die Contra-Millionen. Sie lehnt SDI 
nicht ab. Im Gegenteil: Sie plant sogar ein europäi-
sches SDI-Pendant, EVI. 

Trotz allem werden bei uns weiterhin die 
deutsch-amerikanischen SDI-Verhandlungen und 
deren Ergebnis als verhandlungstechnische Groß-
tat verkauft. — Es darf gelacht werden! Trotz allem 
werden uns auf Grund des Mehrbedarfs — völlig 
klar — ungefähr ein Drittel mehr Pershings als 
bestellt vor die Nase gesetzt. Eine Mordsverteidi-
gung, was? 

Trotz allem schickt sich Helmut Kohl an, grünes 
Licht zur US-Produktion von binären chemischen 
Kampfstoffen — wie Giftgas auch umschrieben 
wird — zu geben. Das hieße auch grünes Licht für 
die Lagerung hier und nur hier. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Nicht nur hier!) 

Ein Bonner Veto am 29. Mai im NATO-Rat könnte 
das verhindern, da im NATO-Rat formal im Kon-
sens entschieden wird. Da sich alle Bundestagspar-
teien eindeutig gegen neue chemische Waffen auf 
deutschem Boden ausgesprochen haben, sollte man 
meinen: kein Problem. Doch Herr Kohl hat bereits 
ein Überdenken dieser Frage für den Krisenfall an-
gekündigt. Wenn das nicht flexibel ist! 

Meine Damen und Herren, was muß eigentlich 
noch alles passieren, bis sich unser Regierungschef 
einmal an seinen Amtseid erinnert und den faust-
dick ins Haus stehenden Schaden vom deutschen 
Volk wenden wird? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Frau Borgmann 
Die GRÜNEN verkennen durchaus nicht den all-

gemein gehaltenen Tenor der Vorschläge aus Mos-
kau. Die Ernsthaftigkeit derselben wird sich erwei-
sen, wenn die Nagelprobe am Verhandlungstisch 
erfolgt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sehr richtig! — 

Lamers [CDU/CSU]: Das erste wahre Wort! 
— Rühe [CDU/CSU]: Das ist aus meiner 
Presseerklärung abgeschrieben und hätte 

früher kommen müssen!) 

Während aus Washington bereits abgewunken wur-
de, ist hier selbst bei den Falken wohlwollende Prü-
fungsbereitschaft zu verzeichnen. Noch! Wie lange 
werden Sie in diesem Fall Ihre ungewohnte Auf-
müpfigkeit gegenüber den USA noch durchhalten, 
meine Herren Bangemänner? Sie können sich wohl 
denken, daß wir von Herrn Kohl mindestens eine 
klare Stellungnahme gegen weitere US-Atomtests 
fordern, ein Veto in puncto C-Waffen und nachträg-
liches Einwirken auf Herrn Reagan in bezug auf die 
ernsthafte Einbeziehung der Abrüstungsvorschläge 
aus dem Kreml. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Schwacher Beifall!) 

Wohlgemerkt, noch sind die Gorbatschow-Vor-
schläge weitgefaßte Vorschläge mit viel Verhand-
lungsspielraum. Es liegt an der Bundesregierung, 
den Sinn atlantischer Partnerschaft neu zu definie-
ren, aus einem simplen Grund: dem des Überle-
bens! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Beifall des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wimmer. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann 
der verehrten Frau Kollegin Borgmann in zwei 
Punkten zustimmen, erstens ihrer Feststellung ei-
ner gigantischen sowjetischen Überrüstung im kon-
ventionellen Bereich und dann ihrem Hinweis im 
Zusammenhang mit der chemischen Rüstung. Auch 
an dieser Stelle verdient es wohl wieder festgehal-
ten zu werden, daß hier seit 1969 eine Vorleistung 
unseres amerikanischen Bündnispartners vorliegt, 
keine chemischen Waffen zu produzieren. Die 
UdSSR hätte diese Möglichkeit durchaus nutzen 
können, auch ihrerseits auf diese Vorleistung einzu-
gehen, wenn sie nicht inzwischen in einer Gesamt-
zahl von mehr als 400 000 t chemische Kampfstoffe 
aufgerüstet hätte. Ich meine, das muß man in die-
sem Zusammenhang auch einmal sagen. Vielleicht 
ergeben sich daraus auch Dinge in einer gemeinsa-
men Beratung mit den GRÜNEN. 

Was die Vorschläge des sowjetischen Generalse-
kretärs in Ost-Berlin zum Abbau konventioneller 
Überrüstung und zum Abbau nuklearer Systeme in 
Europa anbetrifft, fällt es wohl zunächst einmal 
sehr schwer, diese im Detail zu kommentieren, weil 
Details in diesen Vorschlägen nicht vorliegen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie sind detail

-

lierter als Ihre Vorschläge!) 

Auch was die Absichtserklärungen anbetrifft, 
könnte man dies zweifellos eher dann tun, wenn 
von vornherein unterstellt werden könnte, daß 
diese Absichten noch einmal konkretisiert werden. 
Dennoch darf ich feststellen, daß wir trotz dieser 

Schwierigkeiten diese Vorschläge oder Überlegun-
gen nicht ohne Sympathie sehen, weil sie zunächst 
einmal in der Tat auf eine spezifische europäische 
Bedrohungslage abstellen. Vielleicht ergibt sich 
hier auch für die UdSSR die Möglichkeit, in Anbe-
tracht ihrer Überrüstung im konventionellen Be-
reich, die Sie ja, Frau Borgmann, festgestellt haben, 
die entsprechenden Konsequenzen auch in einer 
Richtung zu ziehen, die wir im NATO-Bündnis be-
reits verwirklicht haben: eben unsere Streitkräfte 
so zu dislozieren, daß wir von einer strukturellen 
Nicht-Angriffsfähigkeit auf unserem Gebiet für die 
NATO sprechen können. 

Wenn wir diese Vorschläge, diese Überlegungen 
nicht ohne Sympathie sehen, dann vielleicht auch 
deshalb, weil damit nach dem Vorschlag vom 15. Ja-
nuar 1986 der sowjetische Generalsekretär einem 
Bedenken vor allen Dingen auch der Bundesregie-
rung Rechnung getragen hat, die konventionellen 
Streitkräfte in Europa in die allgemeinen Abrü-
stungsvorschläge einzubeziehen. Aber ich will hier 
auch darauf hinweisen, daß damit der sowjetische 
Generalsekretär möglicherweise einen etwas dor-
nenvollen Weg im Zusammenhang mit der öffentli-
chen und politischen Meinung in Europa geht, und 
zwar deshalb, weil wir gerade nach den Vorschlä-
gen vom 15. Januar 1986 erlebt haben, daß, bezogen 
auf die verschiedenen Verhandlunsforen, an denen 
auch die UdSSR teilnimmt, den öffentlichen Ankün-
digungen z. B. nicht Instruktionen an die Unter-
händler gefolgt sind, was das tatsächliche Verhan-
deln an Ort und Stelle anbetrifft. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das stimmt lei

-

der auch!) 

Damit könnte die UdSSR einen Weg beschreiten, 
der es für uns kritisch macht, mit der hier geäußer-
ten Sympathie auch weiterhin derartige Ankündi-
gungen zu verfolgen. Eines dürfte auch nicht im 
Interesse des sowjetischen Generalsekretärs liegen: 
daß er zum Ankündigungsgeneralsekretär wird — 
weil das viel von dem guten Willen in Europa zer-
stören würde, der offensichtlich breit, auch im Deut-
schen Bundestag, angesiedelt ist. 

Wenn hier keine Unterfütterung gerade sowjeti-
scher Vorstellungen erfolgt, ist das auch für die 
Meinungs- und Willensbildung des westlichen 
Bündnisses nicht gerade erleichternd; denn hier 
wird festgestellt, daß vom Atlantik bis zum Ural 
abgerüstet, verhandelt werden könnte. Das bezieht 
sich nach der derzeitigen Geschäftslage aber auf 
mehrere Verhandlungsforen, die es bereits gibt. 
Eine Präzisierung wäre deshalb angebracht, um 
auch die Meinungsbildung des westlichen Bündnis-
ses zu erleichtern. Diese Aufgabe kommt jetzt in 
erster Linie dem sowjetischen Generalsekretär zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bahr. 
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Bahr (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir hatten in den letzten Wochen mehrfach 
Grund, das Verhalten der USA zu kritisieren. Des-
halb ist es positiv zu würdigen, daß der Präsident 
entschieden hat, zwei U-Boote abzuwracken, damit 
im Rahmen von SALT II zu bleiben. Ohne diese 
Entscheidung hätte es eine sehr ernste Lage unge-
bremster Rüstung gegeben. 

Von der konventionellen Überlegenheit des War-
schauer Vertrages ist hier oft gesprochen worden. 
Auf die Offensivfähigkeit seiner Streitkräfte und 
entsprechende Planung und Manöver hat der Bun-
desminister der Verteidigung wiederholt und be-
schwörend hingewiesen. Nicht nur die Opposition, 
sondern der Westen insgesamt hatte nach den Vor-
schlägen Gorbatschows vom 15. Januar darauf hin-
gewiesen, daß umfassende nukleare Abrüstung ver-
langt, auf dem konventionellen Gebiet entspre-
chende Vorschläge zu machen. Sie liegen jetzt vor. 

Was Gorbatschow auf dem Parteitag der SED an-
geboten hat, gestattet konventionell echte Reduzie-
rung durch abzulösende Verbände, d. h. auch schwe-
res Gerät. Eine so weitgehende Bereitschaft hat es 
bisher noch nicht gegeben. Sie schließt ein die Re-
duktion der konventionellen Bedrohung, unter der 
sich Westeuropa seit Jahren fühlt. Mit diesem Argu-
ment hat die NATO ihre atomare Bewaffnung mit 
der Möglichkeit des Ersteinsatzes beschlossen. 

Was hier angeboten wird, ist das Ende der kon-
ventionellen militärischen Nachkriegsentwicklung 
in Europa, nämlich durch immer neue Streitkräfte, 
Waffensysteme und einseitige Entscheidungen vor-
zugehen. Es ist die Bereitschaft, Vereinbarungen 
zwischen NATO und Warschauer Vertrag zu schlie-
ßen, die kontrollierbar die Nichtangriffsfähigkeit 
konventionell erreichen sollen. Dies ist historisch 
das richtige Ziel, wenn man an Europa denkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun gibt es Fragen, ob dies nicht Propaganda sei. 
Ein Streit darüber lohnt nicht. Man muß Gorba-
tschow testen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Dann kann man hören: Es ergeben sich eine Reihe 
von Fragen und das Bedürfnis nach zusätzlichen 
Erläuterungen. — Kollege Wimmer, Ihre Formulie-
rung von dem „Ankündigungsgeneralsekretär" ist 
schon deshalb sehr ernst zu nehmen, weil Sie ihn 
damit in eine schwierige Lage in seinem eigenen 
Lande bringen könnten. 

(Hauser [Esslingen] [CDU/CSU]: Diese 
Rede wird niemand in der Sowjetunion le

-

sen!) 

Aber daß man zusätzliche Fragen stellen sollte, 
stimmt natürlich. Ich hatte Gelegenheit, solche Fra-
gen Anfang der Woche in Moskau mit Herrn Dobry-
nin zu erörtern, und habe die Bundesregierung dar-
über informiert. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

Die Bundesregierung und die Koalitionspartner 
haben positiver und interessierter auf den Gorba-
tschow-Vorschlag reagiert als die USA. Hoffentlich 
bleibt die Bundesregierung bei einer konstruktiven 

Haltung; denn hier geht es um unser vitales Inter-
esse. Statt weitere Erläuterungen von Moskau ein-
zufordern, ist es an der Zeit, endlich einmal einen 
westlichen Vorschlag auf den Tisch zu legen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Konventionelle Stabilität in Europa wäre eine 
ungeheure Veränderung, auch wenn die beiden 
Weltmächte sich nicht so schnell über atomare Waf-
fen einigen könnten. Die Bundeswehr ist der stärk-
ste konventionelle Faktor in Westeuropa. Wir haben 
auf diesem Gebiet militärisch ein größeres Gewicht 
als auf irgendeinem anderen, also auch größere 
Verantwortung. Unser Interesse ist konventionelle 
Nichtangriffsfähigkeit, sicher, kontrollierbar, wach-
sende Unabhängigkeit von atomaren Waffen. Wir 
drängen die Bundesregierung, in diese Richtung zu 
drängen. Der Bundeskanzler sollte die Gelegenheit 
des Weltwirtschaftsgipfels in Tokio benutzen, um 
dafür auch andere Partner zu gewinnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Er braucht jetzt 
nur noch zuzustimmen!) 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Aus den Reden der Vorgänger aus 
allen Fraktionen ist deutlich geworden, daß nie-
mand in diesem Hause die Vorschläge des sowjeti-
schen Parteisekretärs als Propaganda abtun will, 
sondern daß wir Substanz in diesen Vorschlägen 
erkennen. Es ist ja übrigens nicht der einzige Vor-
schlag des sowjetischen Parteisekretärs gewesen, 
sondern wir haben schon in der Vergangenheit, im 
Januar, aber auch bei dem Parteitag der KPdSU 
durch den sowjetischen Außenminister eine ganze 
Reihe von Vorschlägen gehört, die fugen, die zu-
sammenpassen, und die immer wieder auf westli-
che Bedenken eingingen, die wir geäußert haben. 
Von daher, kann man sagen, ist dieser Vorschlag 
sehr interessant. 

Aber man muß auch sagen, eine gewisse Skepsis 
ist solange berechtigt, als noch nicht zu erkennen 
ist, wie sich dieser Vorschlag in die praktischen 
Verhandlungen umsetzen läßt. Hier liegt der ent-
scheidende Punkt. Wir wollen jetzt auch einmal an 
den bereits bestehenden Verhandlungstischen se-
hen, daß die Sowjetunion in vergleichsweise unbe-
deutenderen Fragen bereit ist nachzugeben. Ich 
denke hier an Stockholm, an die KVAE, wo es im 
Benehmen der Sowjetunion liegt, durch ein Zuge-
ständnis zu sagen: Wir wollen in der Frage der ver-
trauensbildenden Maßnahmen weiterkommen. Lei-
der ist ein solcher Vorschlag noch nicht da, so daß 
wir jetzt sagen sollten: Bitte, fangt einmal klein an! 
Wir wollen auf diese Vorschläge eingehen, aber wir 
wollen auch präzise wissen, wie sie umzusetzen 
sind. Das ist jetzt der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sollten bei der Beurteilung der sowjetischen 
Vorschläge natürlich etwas nicht aus dem Auge las-
sen. Es gibt manchmal hier Kollegen, die glauben, 
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man müsse vor allem auf die öffentliche Meinung in 
den Vereinigten Staaten Rücksicht nehmen. Ich bin 
der Meinung, es ist zunächst auch auf die öffentli-
che Meinung in der Bundesrepublik und in Europa 
Rücksicht zu nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie 
des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Hier, meine Damen und Herren, ist natürlich im 
Augenblick auch etwas zu spüren, wenn man sich 
mit unseren Wählern unterhält. Diese Vorschläge 
erwecken den Eindruck, die Sowjetunion ist in der 
Offensive, was die Abrüstung betrifft, und der We-
sten ist beschäftigt, zu erklären, weshalb eine mili-
tärische Aktion stattgefunden hat. Das ist natürlich 
ein oberflächlicher Eindruck. Aber wir müssen als 
Politiker darauf achten, daß sich dieser Eindruck 
nicht vertieft und daß wir wirklich seitens des We-
stens sehr bald auch die Sowjetunion dazu bringen, 
über ihre Vorschläge hinaus konkret zu werden und 
in den Abrüstungsverhandlungen einmal klar zu sa-
gen, wo es langgeht. 

Dabei ist für mich nicht entscheidend, an wel-
chem Tisch das verhandelt wird. Ich meine aber, 
wir sollten zunächst einmal davon ausgehen, daß es 
mehrere Tische gibt, bei denen es bislang keinen 
Fortschritt gegeben hat; die sind vorhanden, und an 
denen sollte man zu Ergebnissen kommen. Aber 
das ist keine Glaubensfrage. Wenn sich aus den 
neuen Vorschlägen möglicherweise ergibt, daß eine 
andere Methode der Fortsetzung dieser Verhand-
lungen besser ist, dann sollten wir nicht zögern, 
eine solche Methode zu erwägen. Aber zunächst 
geht es darum, daß bei den Verhandlungen in Wien 
und in Stockholm Fortschritte erzielt werden, na-
türlich auch in Genf. 

Ein letztes Problem kommt hinzu, das uns ja seit 
Jahren daran hindert, einen Fortschritt zu erzielen, 
und diesem Problem müssen wir uns mit ganz gro-
ßer Aufmerksamkeit widmen; das ist die Frage der 
Verifikation. Auch hier hat Gorbatschow angedeu-
tet, er sei bereit, vor Ort Inspektionen zuzulassen, 
aber wir wissen noch nicht genau, was das heißt. 
Hier ist der entscheidende Punkt dessen, was wir 
jetzt eruieren, herausfinden müssen, was wir auch 
mit westlichen Vorschlägen begleiten sollten. Dann 
können wir sagen, wir können bei den Abrüstungs-
verhandlungen weiterkommen. Ich bin der Mei-
nung, daß die Sowjetunion ernsthaft daran interes-
siert ist, zu Abrüstungsergebnissen zu kommen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

und zwar weil aus allen Analysen hervorgeht, auch 
aus den Analysen der Reden, die auf dem Parteitag 
der KPdSU gehalten worden sind, daß die Priorität 
dieses Generalsekretärs in seiner Bemühung liegt, 
die Wirtschaft seines Landes voranzubringen, zu re-
formieren. Dazu braucht er natürlich Ruhe an den 
äußeren Fronten. Das sollten wir im Westen nicht 
unterschätzen. Wir sollten die gegebenen Chancen 
zu nutzen versuchen. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, wir sollten allerdings 
der Sowjetunion auch sehr kritische Fragen über 

die Umsetzung ihrer verbalen Vorschläge bei gro-
ßen Parteitreffen stellen, und zwar am harten Ver-
handlungstisch; denn nur dort können Ergebnisse 
erzielt werden. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister des Auswärtigen das Wort. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Aktualität der Stunde gebietet es, sich auf 
die jüngsten sowjetischen Erklärungen zu konzen-
trieren. Herr Kollege Voigt, Generalsekretär Gor-
batschow geht mit seinen Berliner Erklärungen auf 
Gedanken und Erwartungen ein, die die Bundesre-
gierung öffentlich und auch im intensiven Mei-
nungsaustausch mit der Sowjetunion zum Aus-
druck gebracht hat. Die Bundesregierung hat in ih-
ren Stellungnahmen zu den Vorschlägen des sowje-
tischen Generalsekretärs vom 15. Januar für eine 
stufenweise nukleare Abrüstung darauf hingewie-
sen, daß eine drastische Reduzierung der nuklearen 
Arsenale nur dann zu mehr Stabilität, insbesondere 
in Europa, führen werde, wenn es gelinge, im kon-
ventionellen Bereich ein ausgewogenes Kräftever-
hältnis herzustellen und die chemischen Waffen 
weltweit zu beseitigen. 

Wenn wir in Europa eine durchgreifende Wende 
zum Besseren erreichen wollen, dann müssen wir 
der konventionellen Stabilität ebensoviel Aufmerk-
samkeit widmen wie dem nuklearen Kräfteverhält-
nis. Der innere Zusammenhang zwischen allen Ele-
menten des gesamten militärischen Kräfteverhält-
nisses muß berücksichtigt werden. Nur so kann das 
Ziel unserer Sicherheitspolitik erreicht werden, je-
den Krieg zu verhindern, einen nuklearen ebenso 
wie einen konventionellen Krieg. 

Mit den Waffen unserer Zeit wird ein konventio-
neller Krieg in Europa die Schrecken des Zweiten 
Weltkrieges in unvorstellbarem Maße übertreffen 
und der Zivilisation auf unserem Kontinent ein 
Ende machen. Daher begrüßt die Bundesregierung 
die Bereitschaft der Sowjetunion, auch die bisher 
noch fehlenden Bereiche des konventionellen Kräf-
teverhältnisses in ganz Europa in Verhandlungen 
einzubeziehen. Das Ziel solcher Verhandlungen 
muß es sein, eine bestehende Überlegenheit abzu-
bauen und ein stabiles Gleichgewicht auf möglichst 
niedriger Ebene herzustellen. 
Bei den MBFR-Verhandlungen in Wien muß sich 

zeigen, ob diese Fragen lösbar sind. Die erste östli-
che Reaktion auf die weiterführenden westlichen 
Vorschläge vom Dezember 1985 bei den MBFR-Ver-
handlungen sind unbefriedigend. Sie sollten nicht 
das letzte Wort des Ostens sein. Das gilt insbeson-
dere für die Bereitschaft zur Verifikation und zur 
Lösung des Datenproblems durch Inspektion. 
Die Bereitschaft, die der sowjetische Generalse-

kretär zu mehr Nachprüfbarkeit jetzt erklärt hat, 
muß sich nun am Verhandlungstisch in Wien bei 
den MBFR-Verhandlungen bewähren. Das gleiche 
gilt für die Genfer Verhandlungen über ein umfas- 
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sendes weltweites Verbot der chemischen Waffen. 
Ein Durchbruch in Wien, der jetzt in der Hand des 
Ostens liegt, würde die Aussicht vergrößern, auch 
für das konventionelle Kräfteverhältnis in ganz Eu-
ropa eine Verhandlungslösung zu finden. Diese 
ganz Europa umfassende Lösung darf sich nicht 
nur auf zahlenmäßige Parameter beschränken, so 
unverzichtbar auch Parität als Element des Gleich-
gewichts ist. Wir müssen in Europa die geographi-
schen Disparitäten berücksichtigen. Es ist nicht 
dasselbe, ob eine Einheit hinter den Ural oder hin-
ter den Atlantischen Ozean zurückverlegt wird. Es 
ist noch weniger das gleiche, ob eine Einheit ledig-
lich zurückgezogen oder aufgelöst wird. 

Auf westlicher Seite ist zu berücksichtigen, daß 
unsere Sicherheit in die Strukturen des Bündnisses 
eingebettet bleiben muß. Der Grundsatz der Kollek-
tivität ist für das Bündnis von entscheidender Be-
deutung. Wir müssen in langfristiger Perspektive 
nicht nur über Zahlen sprechen, sondern auch über 
Bewaffnung und Ausrüstung, über Militärdoktrinen 
und Feindbilder. 

Die Streitkräfte des westlichen Bündnisses sind 
schon heute weder nach ihrer Doktrin noch nach 
ihrer Struktur noch nach ihrer Stärke zu raumgrei-
fenden Operationen und deshalb auch nicht zu ei-
nem Angriffskrieg fähig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wichtige Elemente der konventionellen Stabilität 
werden schon in Stockholm behandelt. Eine Ver-
ständigung über ein inhaltsreiches Paket vertrau-
ensbildender und sicherheitsbildender Maßnah-
men, die helfen würden, die Sorge vor Überra-
schungsangriffen abzubauen, würde das Vorhaben 
von Verhandlungen über konventionelle Stabilität 
in ganz Europa fördern. Es wird jetzt wichtig sein, 
daß sich beide Seiten um rasche Fortschritte an den 
bestehenden Verhandlungstischen, an den verschie-
denen Foren in Genf, in Stockholm und in Wien 
bemühen und gleichzeitig ihre Vorstellungen über 
die weitergehende Aufgabe konventioneller Stabili-
tät in ganz Europa entwickeln und konkretisieren. 

Dazu gehört auch die Frage, in welchem Rahmen 
Verhandlungen darüber stattfinden sollen. Hier 
wird sich Gelegenheit zur Erörterung bieten, wenn 
im Herbst die KSZE-Nachfolgekonferenz in Wien 
zusammentritt. Die Bundesregierung wird darüber 
in der Westeuropäischen Union und im westlichen 
Bündnis mit ihren Partnern sprechen. Wir werden 
wie bisher unseren Einfluß im Bündnis geltend ma-
chen, um sowohl für die Gewährleistung der ge-
meinsamen westlichen Sicherheit wie für die Nut-
zung aller sich bietenden Möglichkeiten zur Verbes-
serung der West-Ost-Beziehungen durch Dialog und 
Zusammenarbeit zu sorgen. Die Äußerungen Gene-
ralsekretär Gorbatschows in Berlin haben bestätigt, 
daß der sowjetischen Führung die Bedeutung der 
Bundesrepublik Deutschland für die Entwicklung 
des West-Ost-Verhältnisses bewußt ist. Sie zeigen 
allerdings auch, daß es noch unterschiedliche Be-
wertungen der Ursachen und Folgen in der Ent-
wicklung des militärischen Kräfteverhältnisses der 
letzten Jahre gibt. Es ist auf beiden Seiten notwen-

dig, sich in die Lage der anderen Seite zu verset-
zen. 
Keiner wird heute seine Sicherheit mit autono-

men Mitteln ohne Rücksicht auf die Sicherheit der 
anderen Seite durchsetzen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Die Notwendigkeit kooperativer Lösungen ver-
stärkt sich und breitet sich auf immer breitere Fel-
der aus. Solche kooperativen Lösungen, die auf 
Gleichgewicht und Stabilität zielen, sollen auf mög-
lichst niedrigem Niveau erreicht werden. Das Stre-
ben nach Überlegenheit schafft gefährliche Instabi-
lität. Unsere Sicherheitsinteressen werden aber ge-
nauso, und zwar auf andere Weise, gefährdet, wenn 
Instabilität durch einseitige Abrüstung angestrebt 
würde. 

Es kommt jetzt darauf an, die Zeichen der Zeit zu 
erkennen. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
als festes Glied der westlichen Gemeinschaft und 
als ein verläßlicher Partner der Vertragspolitik mit 
unseren östlichen Nachbarn mit allen Kräften da-
für eintreten, daß die zarte Pflanze der Verständi-
gung in den West-Ost-Beziehungen, die in den letz-
ten Monaten gewachsen ist, gehütet und gepflegt 
wird, damit sie wachsen und Wurzeln schlagen 
kann. Wir nehmen die sowjetischen Vorschläge 
ernst, und wir sind der Meinung, daß die Möglich-
keiten für eine neue Phase in den West-Ost-Bezie-
hungen, von denen der Bundeskanzler und General-
sekretär Honecker am 12. März 1985 gesprochen 
haben, nicht versäumt werden dürfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Diplomatisches 
Gesabber war das! — Frau Borgmann 
[GRÜNE]: Kein Wort der Kritik an den 

Vereinigten Staaten!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Horn. 

Horn (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Kollege Schäfer, ich 
bin Ihnen dankbar für die Aussage, daß diese 
Sache inhaltlich nicht durch einen Methodenstreit 
zerredet werden sollte. Ich glaube, darin sind wir 
uns alle einig. Es ist erfreulich, daß die Bundesre-
gierung und die Koalitionsparteien, den jüngsten 
Gorbatschow-Vorschlag positiv und interessiert auf-
genommen haben. 

Die SPD begrüßt den Vorschlag des sowjetischen 
Parteichefs und diese Reaktion der Bundesregie-
rung. Die SPD hat bereits sehr früh darauf ge-
drängt, daß die Sowjetunion sich zu einem konven-
tionellen Gleichgewicht in Europa bereit findet. 
Gorbatschow hat auf dem Parteitag der SED ein 
ernst zu nehmendes Verhandlungsangebot ge-
macht: NATO und Warschauer Pakt sollen ihre 
Hochrüstung mit Land- und Luftstreitkräften in 
ganz Europa, vom Atlantik bis zum Ural abbauen. 
Die abzubauenden Truppenverbände würden aufge-
löst werden und ihre Waffen entweder vernichtet 
oder aus ganz Europa herausgebracht. Gleichzeitig 
würden auch die taktischen Nuklearwaffen beider 
Seiten abgebaut. Der Abbau würde national und 
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international überprüft, auch durch Inspektionen 
an Ort und Stelle. Ziel des Truppenabbaus muß die 
konventionelle Nichtangriffsfähigkeit in ganz Eu-
ropa sein. Die SPD fordert schon in ihrem Leitan-
trag zur Friedens- und Sicherheitspolitik, daß sich 
auch die Staaten des Warschauer Pakts auf die 
Vorneverteidigung ihres Territoriums beschränken 
und auf die Fähigkeit zur raumgreifenden Offen-
sive verzichten. Mit seinem Angebot nähert sich 
Gorbatschow diesen Vorstellungen, und er stellt 
erstmals Truppen auf dem Territorium der Sowjet-
union selbst zur Disposition. Damit berücksichtigt 
der Vorschlag, daß sich in Europa über den räumli-
chen Geltungsbereich der Wiener MBFR-Verhand-
lungen hinaus konventionelle Streitkräfte gegen-
überstehen, die so ausgewogen reduziert und um-
strukturiert werden sollen, daß sich beide Seiten 
weniger bedroht und damit sicherer fühlen kön-
nen. 

Die Sowjetunion muß ihre Initiative konkretisie-
ren; das ist keine Frage. Andererseits ist es das 
Interesse der Bundesrepublik, daß jetzt mit einem 
konstruktiven westlichen Vorschlag geantwortet 
wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Man kann von der Sowjetunion nicht erwarten, daß 
sie unsere Interessen wahrnimmt und unsere Pro-
bleme löst. 

Deshalb hat es jetzt keinen Zweck, über die man-
gelnde Konkretheit des Vorschlages zu klagen. 
Herr Schäfer, ich bin völlig Ihrer Auffassung: Wir 
sollten aufhören, tibetanische Gebetsmühlen herun-
terzuleiern. Wir müssen das Angebot ernstnehmen, 
indem wir unsere eigenen Interessen nennen. Wir 
brauchen einen westlichen Vorschlag, der nunmehr 
unsere Ziele und mögliche Wege dahin aufzeigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fordere die Bundesregierung auf, hierzu ei-
gene Beiträge zu leisten und unsere Verbündeten 
zu einem gemeinsamen Vorschlag zu drängen. Da-
bei kommt uns gelegen, daß der Gorbatschow-Vor-
schlag das Statusproblem einer Rüstungskontroll-
zone in Europa auflöst, indem auch sowjetisches 
Territorium bis zum Ural kontrolliert werden soll. 

Darüber hinaus ist ein ausgewogener Truppen-
abbau in ganz Europa möglicherweise der einzige, 
bestimmt aber der sinnvollste Weg, um dem Vertei-
digungsminister jeder Bundesregierung aus den 
Personalproblemen der neunziger Jahre herauszu-
helfen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Dabei mag es interessieren, daß die personelle Ent-
wicklung nicht nur ein Problem der Bundeswehr, 
sondern beispielsweise auch der NVA ist. 

Ein ausgewogener Truppenabbau in ganz Europa 
kann und muß die Schwäche der konventionellen 
Verteidigung in Westeuropa beseitigen. Wir dürfen 
uns von ersten Stellungnahmen gegen das sowjeti-
sche Angebot, die anderen Interessenlagen ent-
springen, nicht beeindrucken lassen. Wir müssen  

unsere Interessen wahrnehmen, in das Bündnis 
einbringen und durchsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ob der Vorschlag von Gorba-
tschow das Ende der konventionellen Nachkriegs-
entwicklung in Europa einleitet, wird sich zeigen; 
wir wünschen es alle. Ob dieser Vorschlag die histo-
rische Bedeutung haben wird, wie Sie, Herr Bahr, 
das angeführt haben, wollen wir hoffen. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das liegt 
doch am Westen!) 

Allerdings haben Sie aus Ihren Gesprächen in Mos-
kau über die doch reichlich vagen Vorschläge von 
Gorbatschow, die zugegebenermaßen interessant 
sind, keine näheren Einzelheiten, die noch interes-
santer wären, nach hier mitgebracht. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Herr Gorba

-

tschow macht Vorschläge, und die USA 
führen Krieg!) 

Ich bin der Meinung, daß diese Sache mit Gorba-
tschow sehr ernstzunehmen ist. Ich will jetzt diesen 
Vorschlag gar nicht als Propaganda abtun. Selbst 
wenn er Propaganda wäre, hätte ich gar nichts da-
gegen. Daß dieser Vorschlag mit auf die westliche 
Offentlichkeit zielt, ist doch einleuchtend. Das ist 
auch legitim. Daß er im Westen große Wirkungen 
hervorrufen kann, ist nicht nur eine Vermutung, 
sondern das wurde uns heute von den GRÜNEN 
demonstriert. Dort hat dieser Propagandavorschlag 
bereits einen vollen Erfolg gehabt, ohne daß Sie 
groß in Prüfungen eingetreten sind. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie bezeichnen 
das als Propagandavorschlag? Das ist 

schon mal interessant!) 

— Jeder Vorschlag enthält auch ein Element der 
politischen Propaganda. Das müßten Sie, Herr 
Voigt, nach der Art, wie Sie politische Äußerungen 
und Vorschläge machen, doch ganz genau wissen; 
denn Sie machen es doch genauso. 

(Tatge [GRÜNE]: Sie machen es auch so!) 

Ich habe gar nichts dagegen; denn die Politik spielt 
sich auch auf dem Gebiet der Propaganda ab. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Interessant sind einige Elemente, einmal die Be-
reitschaft, die konventionelle Seite und die nuklea-
ren taktischen Waffen mit einzubeziehen; denn das 
liegt in unserem Interesse. Hier haben wir in Mit-
teleuropa ein sehr ausgeprägtes eigenes Interesse, 
dieses Feld mit in die Abrüstungsverhandlungen 
einzubeziehen. 

Definiert ist auch der Reduzierungsraum vom At-
lantik bis zum Ural. Aber hier gibt es bereits eine 
Reihe von Fragen, die Herr Außenminister Gen-
scher hier angeführt hat. Hier haben wir auch ei-
gene Interessen, schier formuliert in dem Ausdruck 
der geographischen Symmetrie, die sehr beachtet 
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werden müssen. Das wird von Gorbatschow mit zu 
präzisieren sein — neben der zahlenmäßigen Redu-
zierung —, wie die Fragen der geographischen 
Symmetrie hier behandelt werden. Denn es ist in 
der Tat ein großer Unterschied, ob die reduzierten 
Truppen bereitstehen am Ural auf der einen Seite 
und über dem Atlantik auf der anderen Seite. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Eines muß ebenfalls klar sein, aus unserem Inter-
esse gesprochen: die NATO darf nicht in zwei ver-
schiedene Gruppen aufgespalten werden; denn das 
wäre kein Beitrag für unsere Sicherheit. 

Interessant ist drittens auch noch die Bereit-
schaft zu Inspektionen vor Ort, wobei mich aller-
dings die Hinzufügung von Gorbatschow außerge-
wöhnlich mißtrauisch macht: „falls erforderlich". 
Damit ist ein Teil dieses hochinteressanten Vor-
schlags, der etwas neues bedeuten könnte, bereits 
wieder zurückgenommen worden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hier 
auf eines aufmerksam machen. Die Dinge so einsei-
tig auf die Seite des Westens abzuladen, wie das die 
GRÜNEN getan haben, ist in der Tat unseriös. 
Denn es wird ja über diese Dinge und über die Ein-
zelheiten des Gorbatschow-Vorschlags schon ver-
handelt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Wo denn? — Zu

-

rufe von den GRÜNEN) 

— Seit elf Jahren. Das müßten Sie doch wissen. Es 
zeigt nicht eine große Aufmerksamkeit gegenüber 
diesen Dingen, wenn Sie das nicht wissen, daß seit 
Jahren, beispielsweise in Wien seit elf Jahren, über 
diese Fragen verhandelt wird. Es wird in Genf und 
in Stockholm verhandelt. Es gibt doch eine ganze 
Reihe von Vorleistungen des Westens auf diesem 
Gebiet. Beispielsweise laden wir Beobachter der So-
wjetunion und des Ostblocks zu unseren Manövern 
ein; da können sie alles ganz genau ansehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wieso folgt denn die Sowjetunion, um ihre Vor-
schläge ein klein wenig gewichtiger zu machen, sol-
chen, von uns einseitig ergriffenen Maßnahmen 
nicht nach? Wir haben einseitig eine ganz beträcht-
liche Zahl abgezogen, nämlich über 2 000 Nuklear-
waffen taktischer Art aus Europa. Wieso folgt Gor-
batschow dem beispielsweise nicht nach? Dazu 
bräuchte er gar keine großen Verhandlungen zu 
führen. Wir haben es ja auch nicht getan; wir haben 
es gemacht. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Diese Dinge werden wir jetzt abwarten. 

Etwas muß in diesem Zusammenhang sehr be-
achtet werden. Diese Vorschläge von Gorbatschow 
müssen bei den bestehenden Verhandlungen be-
sprochen werden. Es darf nicht zugelassen werden, 
daß das, was hier bereits verhandelt wird, auf Eis 
gelegt wird, um irgendeine neue Verhandlungs-
ebene zu eröffnen; denn damit wäre überhaupt nie-
mand gedient. 

Also, die Vorschläge von Gorbatschow werden 
sehr ernst genommen. Das hat die Bundesregie-

rung zum Ausdruck gebracht. Es bleibt aber eine 
Reihe von schwerwiegenden Fragen, die erst noch 
geklärt werden müssen. Ich hoffe, daß sich diese 
Fragen klären lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich war schon nach dem ersten Redner 
geneigt zu sagen: Welche Einstimmigkeit hier in 
diesem Plenum! Aber nachdem ich den Kollegen 
Abelein gehört habe, fällt mir das etwas schwerer. 
Wer hätte eigentlich gedacht, nachdem am Dienstag 
vergangener Woche die Welt in Angst erstarrte, daß 
es vielleicht zum dritten Weltkrieg kommen könnte, 
und nachdem wir hier im Bundestag am letzten 
Freitag die Erhöhung der Dauer des Grundwehr-
dienstes um drei Monate beschlossen haben, daß 
wir in dieser Woche über derartige Abrüstungsvor-
schläge im konventionellen Bereich diskutieren? 

Herr Genscher, ich bin Ihnen außerordentlich 
dankbar dafür, daß Sie den Begriff der Sicherheits-
partnerschaft, auch wenn Sie ihn nicht genannt ha-
ben, aus meiner Sicht sehr klar definiert haben. 
Denn das, was Sie an Zusammenarbeit und deren 
Voraussetzungen hier erwähnt haben, entspricht 
unserer Auffassung von Sicherheitspartnerschaft. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Er ist lernfähig!) 

Wenn man die Vorschläge betrachtet, ist es rich-
tig, wenn man zu dem Ergebnis kommt, daß eine 
Reihe von Fragen offen sind. Aber es liegt doch an 
uns, hier nicht darüber zu lamentieren, sondern die 
Initiative zu ergreifen 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der GRÜNEN) 

und nicht nur darauf zu schielen, was unser Ver-
bündeter in den Vereinigten Staaten sagt. Es ge-
nügt auch nicht, so, wie es der Bundeskanzler 
macht, darauf zu reagieren, daß man sagt, wie es bei 
allen bisherigen Abrüstungsvorschlägen der Fall 
gewesen ist — das hört man ja immer wieder —, 
der Vorschlag eines Abbaus der konventionellen 
Streitkräfte in Europa sei ein Schritt nach vorn und 
in die richtige Richtung, und man werde ihn sorg-
fältig prüfen. 

Es liegt eine Reihe von Vorschlägen aus Ost und 
West in allen Bereichen auf dem Tisch. 

(Hauser [Esslingen] [CDU/CSU]: Also!) 

Die Reaktion der Politiker, je nachdem, auf welcher 
Seite sie standen und von wem der Vorschlag kam, 
war immer die gleiche. 

Deswegen, Herr Genscher, — ich muß auf den 
Außenminister zurückkommen — bin ich Ihnen au-
ßerordentlich dankbar, daß Sie auf einer Veranstal-
tung Ihrer Partei im nordrhein-westfälischen Neuss 
ganz klare Worte gefunden und gesagt haben: Es 
müssen endlich „Nägel mit Köpfen" gemacht wer-
den. Ich wäre Ihnen dankbar gewesen, wenn Sie 



16454 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 214. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. April 1986 

Jungmann 
das hier im Deutschen Bundestag so deutlich ge-
sagt hätten. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Da muß er erst 
auf den Kopf von Abelein hauen!) 

— Ja. Vielleicht ist es richtig, Herr Kollege Voigt, 
daß man erst einige Köpfe hier im Haus überzeu-
gen muß, bevor man woanders Nägel mit Köpfen 
machen kann. 

Ich wäre Ihnen also dankbar gewesen, wenn Sie 
das hier so deutlich gesagt hätten und vielleicht 
schon Initiativen der Bundesregierung hätten vor-
tragen können, in welche Richtung Sie gehen. 

Die Initiativen dürfen nicht nur in die eine Rich-
tung, auf die amerikanischen Partner zu schielen, 
gehen, sondern müssen die Möglichkeiten ausloten 
und europäische Interessen vertreten. Denn im 
konventionellen Bereich haben wir eine sehr viel 
stärkere Position auch in Verhandlungen und Ge-
sprächen als in allen anderen Abrüstungsbereichen, 
über die in Genf, Wien und Stockholm verhandelt 
wird. 

Der ehemalige Bundeskanzler Helmut Schmidt 
hat auf der 2. Sondergeneralversammlung für Abrü-
stung der Vereinten Nationen am 14. Juni 1982 in 
New York gesagt: Es genügt nicht, über Abrüstung 
und Rüstungskontrolle im Deutschen Bundestag 
auf Veranstaltungen von Parteien und auf Foren zu 
reden; die Ungeduld der Menschen ist nicht auf 
Dauer aufzuhalten, und die Ungeduld mit den Re-
gierenden, die nur zu reden scheinen, während sie 
gleichzeitig immer neue todbringende Waffen ent-
wickeln, produzieren und in Stellung bringen las-
sen, wächst ins Unermeßliche. 

(Beifall der Abg. Frau Borgmann [GRÜNE]) 

Wir werden das Vertrauen der Menschen verspie-
len, wenn wir nicht jede Möglichkeit zur Reduzie-
rung der militärischen Vernichtungspotentiale nut-
zen. Hier bietet sich eine große Chance gerade im 
Interesse der Bundesrepublik Deutschland, aber 
auch des gesamten Deutschlands. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hauser (Esslingen). 

Hauser (Esslingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Jungmann, hier lamentiert niemand. Wir 
vom Westen haben genug und ausgezeichnete Ab-
rüstungsvorschläge auf den Tisch gelegt. Über die 
gilt es jetzt zu verhandeln. Ich bitte Sie, dies in 
Ihren Ausführungen zur Kenntnis zu nehmen und 
zu respektieren. 

Ich könnte meine Rede auf den einen knappen 
Satz kaprizieren: Was wir uns nun in dieser konkre-
ten Situation wünschen, ist, daß den sowjetischen 
Ankündigungen Taten folgen. 

Aber ich möchte mich nun mit drei Punkten aus-
einandersetzen. Der Kreml hat inzwischen begrif-
fen, daß man nicht von vertrauensbildenden Maß-

nahmen sprechen und auf einer anderen Ebene 
Kontrollen vor Ort ablehnen kann. Wir haben die 
sehr weitgehende Ankündigung von Herrn Gorba-
tschow schon anläßlich des Treffens mit Präsident 
Reagan in Genf gehört. Schon damals war von so-
wjetischer Seite von Kontrollen, wenn notwendig 
vor Ort, die Rede. Aber die Genfer Verhandlungen 
schleppen sich nun schon Monate hin, ohne daß die 
Sowjetunion auch nur ansatzweise der westlichen 
Forderung nach Kontrollen vor Ort nach eigener 
Wahl entsprochen hätte. So müssen wir auch jetzt 
wieder Herrn Gorbatschow fragen, wie ernst es ihm 
mit seiner Ankündigung von Kontrollen vor Ort ist. 
Wir müssen auch weiterhin feststellen, daß das ge-
neröse Angebot von Ost-Berlin mehr Fragen als 
Antworten aufwirft. 

Der zweite Punkt. Eine Abrüstung — dies wurde 
hier schon des öfteren angesprochen — zwischen 
Atlantik und Ural wäre gut und schön, aber ist es 
nicht so, daß es diese Definition der Sowjetunion 
ermöglicht, jede Menge von Waffen aus einem künf-
tigen Vertragsgebiet — nennen wir es einmal „Eu-
ropa bis zum Ural" — abzuziehen und hinter dem 
Ural zu stationieren, während wir auf unserer klei-
nen Fläche dazu verdammt wären, einen solchen 
Vertrag bis auf den letzten Buchstaben auszufüllen? 
Müßte nicht ehrlicherweise von der Sowjetunion in 
Aussicht gestellt werden, eine wirkliche Abrüstung 
und nicht bloß eine Verschiebung von Waffen und 
Armeen hinter eine geographische Linie anzustre-
ben? Noch einmal: Wie weit würde der Westen eine 
wie auch immer geartete Kontrolle bis zum Ural 
oder auch in den Gebieten der Sowjetunion durch-
führen dürfen, in denen die Truppen und Waffen 
tatsächlich stationiert sind? 

Meine Damen und Herren, so interessant die Vor-
schläge von Gorbatschow sind, er muß tatsächlich 
erst noch beweisen, daß es mehr als nur eine Propa-
gandaveranstaltung ist. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Brisanz geht auch von der Formulierung „Rück-
zug der Waffen und Armeen auf das eigene Staats-
gebiet" aus. Das Thema wurde schon x-mal disku-
tiert. 

(Wischnewski [SPD]: Der will doch keine 
Abrüstung! — Jungmann [SPD]: Das wa

-

ren die Rückzugsgefechte! — Fortgesetzte 
weitere Zurufe von der SPD) 

— Jetzt hören Sie doch einmal zu, und regen Sie 
sich nicht so auf! Sie sollten insbesondere auf Ihren 
Adrenalinspiegel achten! 

Die Sowjets müssen nur einige hundert Kilome-
ter hinter die polnisch-sowjetische Grenze zurück, 
während die Amerikaner und Kanadier einige tau-
send Kilometer über den Atlantik nach Amerika 
abziehen müssen. Es kann doch nicht sein, daß 
Herr Gorbatschow dieses Problem einfach überse-
hen hat. Wir müssen jetzt schon die Forderung an-
melden, daß dieses geographische Ungleichgewicht 
bei jeder Vereinbarung berücksichtigt werden muß. 
Die Lagerung des Ausrüstungsmaterials in den 
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USA ist illusorisch, weil es unseren legitimen Si-
cherheitsinteressen nicht entspricht. 

(Zurufe von der SPD) 

Gleiche Sicherheit für alle, dies ist eine Formel, die 
von der Sowjetunion ständig betont wird, die wir 
auch für uns selbst angewendet wissen wollen. 

Der dritte Punkt: Wird die Sowjetunion ihre Ar-
meen z. B. aus der DDR abziehen wollen bzw. kön-
nen? Die Truppen der Sowjetunion in den War-
schauer-Pakt-Staaten haben ja bekanntlich nicht 
nur operative Aufträge nach Westen hin, sie sind 
auch da, um Ruhe im Cordon sanitaire der Sowjet-
union zu erhalten. Berlin 1953, Warschau und Buda-
pest 1956, Prag 1968 sind Eckdaten dafür, wie die 
Sowjetunion sich hier einläßt. 

Wir sehen die historische Dimension des Gorbat-
schow-Vorschlags auch insoweit, als hier die 
Chance besteht, auf dem Weg über die Abrüstung in 
Europa ein Mehr an Freiheit auch für die seit Jahr-
zehnten unterjochten Völker des Ostens zu errei-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Weisskirchen 
[Wiesloch] [SPD]: Das war ein junger 
Kalter Krieger! — Gansel [SPD]: Das war 
kein Kalter Krieger, das war kalter Kaf

-

fee!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege, wenn ich 
mir Ihre Ausführungen durch den Kopf gehen las-
se, dann höre ich daraus als Reaktion auf die Abrü-
stungsvorschläge von Generalsekretär Gorbat-
schow die Vorlage und Entwicklung eines neuen 
Feindbildes. Es wird das Schreckgespenst aufge-
baut, als wenn die Sowjetunion, wenn sie ihre kon-
ventionellen Truppen hinter den Ural zurückzieht, 
dann plötzlich von dort aus einen Überraschungs-
angriff auf die Bundesrepublik Deutschland starten 
könnte. 

(Jungmann [SPD]: Aus dem Stand! — Hau

-

ser [Esslingen] [CDU/CSU]: Ich hätte an 
Ihrer Stelle aufmerksamer zugehört; Sie 

verstehen das ja nicht!) 

Ich möchte demgegenüber festhalten, daß die Vor-
schläge von Gorbatschow einen großen Schritt nach 
vorn in die richtige Richtung darstellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Statt jetzt überall nur Vorbehalte und ein versteck-
tes Nein zu formulieren, sollten Sie lieber eigene 
Vorschläge vorlegen. Dazu waren Sie bisher weder 
bereit noch in der Lage. 

(Senfft [GRÜNE]: So ist es leider!) 

Der Macht- und Systemkonflikt zwischen Ost 
und West wird auf unabsehbare Zeit andauern; aber 
wir müssen dazu beitragen, daß dieser Macht- und 
Systemkonflikt entmilitarisiert wird, d. h. daß es auf 
beiden Seiten zu einer strukturellen Nichtangriffs-
fähigkeit kommt. Die Sowjetunion ist jetzt bereit, 
dieses Ziel prinzipiell zu akzeptieren, und statt  

daran rumzumäkeln, sollten Sie das auch ohne Ein-
schränkungen begrüßen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich Ihre Ausführungen hier höre, frage ich — 
aus Zwischenrufen aus meiner Fraktion ist es 
schon deutlich geworden ob Sie Abrüstung über-
haupt wollen oder ob Sie Abrüstung fürchten. 
Der Kollege Todenhöfer hat einmal in bezug auf 
die Wiener MBFR-Verhandlungen gesagt, das 
Schlimmste, was dem Westen passieren könnte, 
wäre, wenn der Osten seine Vorschläge annimmt. 
Das zeigt doch die Geisteshaltung, die zum Teil bei 
Ihnen vorherrscht. 

Und Herr Dregger ist doch derjenige gewesen, 
der die amerikanischen Vorschläge zu den Mittel-
streckenwaffen noch verschlechtert hat, weil er 
fürchtete, daß die Sowjetunion plötzlich auf die bei-
derseitige Nullösung eingehen könnte. Er fürchtet 
doch die Abrüstung aller Pershing und Cruise Mis-
siles sogar dann, wenn die Sowjetunion alle SS-20 
abziehen würde. 

Auch beim Teststopp haben Sie Ihre Haltung ge-
ändert, als die Sowjetunion bereit war, auf die Veri-
fikation einzugehen. In all diesen Feldern, glaube 
ich, ist in Wirklichkeit ein deutlicher Unterschied 
erkennbar: Sie machen Vorbehalte geltend, weil Sie 
in Wirklichkeit Verhandlungen führen, um Aufrü-
stungsschritte zu verschleiern, aber weniger, um 
Abrüstung zu ermöglichen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Bei einer solchen Grundeinstellung kann es zu kei-
nen Ergebnissen kommen. 

Generalsekretär Gorbatschow hat auch etwas zur 
chemiewaffenfreien Zone in Europa gesagt. Ich bin 
nach dem, was ich in den letzten Wochen aus der 
CDU/CSU und von der Bundesregierung gehört 
habe, der Überzeugung, daß beide gegen diesen Vor-
schlag einer chemiewaffenfreien Zone auch deshalb 
sind, weil sie sich völkerrechtlich die Option der 
späteren Stationierung von neuen chemischen Waf-
fen in der Bundesrepublik Deutschland offenhalten 
wollen. 

Ich habe vor einer Woche öffentlich gegenüber 
Bundeskanzler Kohl den Vorwurf erhoben, daß er 
die Unwahrheit gesagt habe in bezug auf die Pro-
duktion und Stationierung neuer chemischer Waf-
fen und daß er die deutsche Bevölkerung über die 
grundlegenden strategischen Folgen und Erwägun-
gen in bezug auf chemische Waffen im unklaren 
lasse, die in den USA zur Zeit stattfinden. Die CDU 
hat dies zurückgewiesen. Ich habe dem Unteraus-
schuß für Abrüstung und Rüstungskontrolle und 
auch der Bundesregierung vor über einer Woche 
Material aus den Vereinigten Staaten übergeben. 
Die Bundesregierung und die CDU/CSU waren in 
der Sitzung des Unterausschusses am Mittwoch 
nicht in der Lage, auf dieses Material einzugehen, 
es zu kommentieren oder zu widerlegen. Aus die-
sem Grunde wiederhole ich meinen Vorwurf, daß 
ich auf Grund der Informationen, die ich habe, da-
von ausgehen muß, daß der Bundeskanzler die Un-
wahrheit gesagt hat, als er behauptete, daß die Ent- 
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scheidung über die Produktion chemischer Waffen 
eine ausschließlich amerikanische Angelegenheit 
sei. Richtig ist, daß die Amerikaner davon ausge-
hen, daß die NATO-Partner, also auch die Bundes-
republik Deutschland, dem zustimmen. Unrichtig 
war auch seine Behauptung, die Stationierungsent-
scheidung stelle sich in Friedenszeiten überhaupt 
nicht; und wenn, dann müßten die Bundesregierung 
und die NATO erst zustimmen. Richtig ist, daß die 
Amerikaner bereits heute von einer Zustimmung zu 
einer späteren Stationierung ausgehen, daß dies 
der Bundesregierung auch bekannt ist und daß des-
halb die deutsche Öffentlichkeit über die tatsächli-
chen Absichten und Planungen irregeführt wird 
und ihr in Wirklichkeit die Absichten und Planun-
gen verheimlicht werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - 
Rühe [CDU/CSU]: Herr Kollege, Sie sind 

völlig uninformiert!) 

Richtig ist, daß nicht nur Bomben geplant werden 
mit chemischen Waffen, sondern daß auch weitrei-
chende Raketenwerfer und Cruise Missiles mit che-
mischer Munition bestückt werden sollen. Dies ist 
ein Beitrag zur Entwicklung einer Komponenten-
Abschreckung im Bereich der chemischen Waffen, 
die grundlegend gegen alle Vorstellungen verstößt, 
die bisher alle bisherigen Bundesregierungen ver-
treten haben. Ich möchte, daß Sie auf diese Vor-
würfe hier im Parlament antworten und nicht erst 
dann reagieren, wenn die Entscheidungen nächste 
Woche und im Mai in der NATO gefallen sind. Und 
dann behaupten Sie, Sie hätten von allem nichts 
gewußt. In Wirklichkeit wird eine Irreführung der 
deutschen Öffentlichkeit betrieben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich empfinde es, 
Herr Kollege Voigt, schon als einen Mißbrauch ei-
ner Aktuellen Stunde, die sich mit den Vorschlägen 
Generalsekretär Gorbatschows befaßt, wenn Sie 
ausschließlich zu den Chemiewaffen reden — und 
das, nachdem auch im Unterausschuß über diese 
Frage eingehend gesprochen worden ist, 

(Jungmann [SPD]: Wo? Von der Tagesord

-

nung abgesetzt, weil die Bundesregierung 
nicht will! Die war letzten Mittwoch gar 

nicht da!) 

wo wir die Haltung des Bundeskanzlers nachdrück-
lich bekräftigt haben, die über jeden Zweifel erha-
ben klar ist. Und wer hier gelogen und wider besse-
res Wissen Behauptungen aufgestellt hat, werden 
wir in der Tat in einigen Wochen näher wissen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Dann sind die 
Entscheidungen der NATO gefallen! Und 

Sie wollen vorher keine Debatte!) 

Zweitens stelle ich fest, daß Ihr Versuch, uns als 
den Beelzebub der Abrüstungsgegner hinzustellen, 
in einem bemerkenswerten Gegensatz zu dem  

steht, was die Kollegen Horn und Bahr gesagt ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Kollege Bahr hat gesagt, daß die Haltung der 
Bundesregierung konstruktiv sei. Dem kann ich un-
eingeschränkt zustimmen. Der Kollege Horn hat 
festgestellt, daß gottlob alle Fraktionen dieses Ho-
hen Hauses die Vorschläge Generalsekretär Gor-
batschows konstruktiv und positiv beantwortet ha-
ben. 

(Jungmann [SPD]: Haben Sie Herrn Hau

-

ser nicht gehört und den Herrn Abelein 
aus der Stahlhelmfraktion?) 

Ich möchte feststellen, daß die Forderung, die 
auch Sie, Herr Kollege Bahr, erhoben haben, der 
Westen müsse eigene Vorschläge machen, in der 
Vergangenheit schon vielfältig positiv beantwortet 
worden ist. Wir haben die Vorschläge in Wien ge-
macht. Leider sind sie von sowjetischer Seite nicht 
so beantwortet worden, wie wir alle gehofft haben. 
Wir haben auf den Vorschlag zum INF-Bereich 
nach sehr eingehenden konstruktiven Konsultatio-
nen mit den Vereinigten Staaten einen gemeinsa-
men Vorschlag gemacht, über den jetzt in Genf ver-
handelt wird, wenn die Sowjetunion auf ihn ein-
geht. 

Ich finde also, daß wir, der Westen, daß insbeson-
dere auch die Bundesrepublik Deutschland, abrü-
stungspolitisch keineswegs ein Defizit haben und 
alles andere als in der Defensive sind. Wir haben 
konstruktiv und offensiv unsere Vorschläge unter-
breitet. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, um 
den Wert der Vorschläge des sowjetischen General-
sekretärs etwas zu untersuchen, ein wenig auf den 
Zusammenhang eingehen. Es ist in der Tat bemer-
kenswert, daß wir nicht nur die Vorschläge vom 
15. Januar haben, nicht nur den Vorschlag aus Ost-
Berlin, sondern daß wir auch in der Rede des Gene-
ralsekretärs vor dem KPdSU-Parteitag und in der 
Resolution des KPdSU-Parteitags eine Reihe von 
beachtenswerten Tönen haben, daß wir Sätze fin-
den, die jeder von uns unterzeichnen kann. Aber ich 
glaube, wir müssen auch sehen, aus welcher Situa-
tion diese Reden und diese Offensive Generalsekre-
tär Gorbatschows gekommen ist. Es ist aus einer 
Situation gekommen, in der die Sowjetunion iso-
liert war und innenpolitisch Stagnation verbreitet 
war. 

Das Fazit daraus ist, daß die Sowjetunion ein 
Interesse an Abrüstung haben könnte. Allerdings 
möchte ich auch darauf hinweisen, daß die Art der 
Präsentation, und, wenn Sie so wollen, auch der 
visionäre Charakter dieser Vorschläge zu einer ge-
wissen Vorsicht mahnen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das gilt für 
Reagan auch!) 

An die möchte ich für uns alle appellieren. Ich sage 
nicht, daß die sowjetischen Vorschläge Propaganda 
seien. Aber daß sie auch ein psychostrategisches 
Element enthalten, ist nicht zu übersehen. Daß 
diese psychostrategische Zielsetzung bei den Kolle- 
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gen von den GRÜNEN schon vollsten Erfolg gehabt 
hat, haben wir heute morgen wieder gemerkt. 

(Senfft [GRÜNE]: Wenn Ihnen das nicht 
paßt, gehen Sie rüber in den Westen!) 

Je größer der Erfolg des sowjetischen Generalse-
kretärs auf diesem psychostrategischen Feld ist, um 
so geringer werden die substantiellen Erfolge sein. 
Wir werden alles tun — darauf können Sie sicher 
bauen —, wir als Fraktion der CDU/CSU, 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Was denn al

-

les?) 

daß das, was die Bundesregierung angekündigt hat, 
Wirklichkeit wird. Wir werden alles tun, um die 
Ernsthaftigkeit und die Substanz dieser Vorschläge 
zu prüfen. 

(Tatge [GRÜNE]: Abwarten!) 

Wir werden Generalsekretär Gorbatschow testen, 
ob das, was er vorgetragen hat, Substanz hat oder 
ob es lediglich eine Psychostrategie ist, die sich 
nahtlos in die Vergangenheit einreiht, die wir zur 
Genüge kennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Tatge [GRÜ

-

NE]: Diese Rede hätten Sie sich sparen 
können!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Bundes-
minister der Verteidigung. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kolle-
gen! Nur ganz wenige Bemerkungen, um einige Ein-
drücke zu korrigieren. 

Das erste, was mich an einer Debatte etwas stört, 
die sonst sehr viel Übereinstimmung zutage geför-
dert hat: Es wird gelegentlich der Eindruck erweckt, 
als ob der Westen auf sowjetische Vorschläge rea-
giere. Das Gegenteil ist der Fall. Sowohl in Stock-
holm wie in Wien wird über westliche Vorstellun-
gen zur Abrüstung verhandelt. 

Nun sage ich dazu: Man kann sich sehr wohl 
überlegen, man muß sich überlegen, an welchem 
Verhandlungstisch über die Reduzierung von Trup-
pen einschließlich Gerät vom Atlantik bis zum Ural 
verhandelt werden soll und muß. Aber eines ist 
ebenso klar — ich bin dankbar, daß der Kollege 
Abelein das zum Ausdruck gebracht hat; ich möchte 
das festhalten; auch der Bundesaußenminister hat 
es für die Bundesregierung gesagt —: Wir verhan-
deln in Wien und in Stockholm über konkrete Mög-
lichkeiten konventioneller Rüstungsbegrenzung. 
Anstatt sich an einen neuen Verhandlungstisch zu 
begeben, kommt es jetzt darauf an, die Sowjetunion 
an diesen beiden Verhandlungstischen zu fordern 
und ihr abzuverlangen, die ersten Schritte zu ge-
hen, damit anschließend weitergegangen werden 
kann. Das ist der entscheidende Punkt. 

(Jungmann [SPD]: Das müssen Sie aber 
machen!) 

Dort wird man die Sowjetunion zunächst einmal 
auf Elemente ihres Vorschlags abfragen müssen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Damit bin ich 
einverstanden!) 

— Es ist gut, wenn Sie damit einverstanden sind. 
Dann haben wir insoweit Übereinstimmung. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Was fordern 
Sie den Vereinigten Staaten ab?) 

Es darf nämlich nicht passieren, daß wir um eines 
ferneren Ziels willen die ersten vernünftigen und 
möglichen Schritte nicht zusammen gehen. 

Vorletzter Punkt: Hier wird allerlei über chemi-
sche Waffen geredet und behauptet. Kollege Voigt, 
dazu haben Sie mich provoziert. Ihre Behauptung 
trifft schlicht nicht zu. Sie wissen das. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das sind ameri

-

kanische Quellen! Nicht ich behaupte das! 
Das sind Kongreßunterlagen!) 

Die Bundesregierung verfolgt mit einer Energie oh-
negleichen das Ziel weltweiter vollständiger Abrü-
stung chemischer Waffen. Wir sind es, die die kon-
struktiven Vorstellungen auf den Tisch gelegt ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Voigt [Frank

-

furt] [SPD]: Das ist keine Antwort auf 
meine Behauptung!) 

Im übrigen sage ich Ihnen, lieber Herr Kollege 
Voigt, wenn Sie von chemiewaffenfreien Zonen re-
den: Welch eine Arroganz, ausschließlich eine Zone 
von chemischen Waffen befreien zu wollen! Anstatt 
das anspruchsvolle Ziel weltweiter Verbannung 
chemischer Waffen zu verfolgen, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist das 
Dümmste, was ich gehört habe! — Senfft 
[GRÜNE]: Schon einmal Mengenlehre in 

der Schule gehabt?) 

wollen Sie andere diesen Waffen aussetzen. 

Ein letzter Hinweis: Wir reden über Verifikation, 
wir reden über Kontrollen. Wir waren uns alle einig 
— das möchte ich ebenfalls festhalten —, die So-
wjetunion hier beim Wort zu nehmen. 

(Jungmann [SPD]: Es liegt doch in Genf 
ein Vorschlag der Sowjetunion auf dem 

Tisch!) 

Nun ist in den letzten Tagen in Genf ein Vorschlag 
Gorbatschows zu chemischen Waffen auf den Tisch 
gelegt worden. 

(Jungmann [SPD]: Vorgestern!) 

— Ja. — Und was zeigt sich? Daß die Sowjetunion, 
obwohl er in seinem Vorschlag Inspektionen vor 
Ort, falls erforderlich, versprochen hatte, Verdachts-
kontrollen wiederum ablehnt. 

(Jungmann [SPD]: Das stimmt so nicht!) 

Also auch nach Gorbatschows Vorstellungen ist die 
Verdachtskontrolle bei chemischen Waffen in Genf 
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abgelehnt worden. Das ist für uns — wie Sie wis-
sen —, auch für Sie unakzeptabel. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: In unserem Vor

-

schlag ist das enthalten!) 

Daher werden wir an unseren Vorstellungen über 
vollständige chemische Abrüstung festhalten und 
darauf bestehen, daß Verifikationen — und das 
heißt auch Verdachtskontrollen — auf verläßlicher 
Basis durchgeführt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Voigt [Frankfurt] [SPD]: 
In keinem Punkt haben Sie den Vorwurf 
der Unwahrheit irgendwie widerlegt! Der 

Vorwurf bleibt im Raum!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, Sie haben die Chance zur 
rechtzeitigen Klarstellung nicht genutzt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Auch dieses Mal sind Sie ausweichend geblieben. 
Wir möchten von Ihnen aber klare Auskünfte über 
die Haltung der Bundesregierung haben, bevor in 
der NATO beschlossen wird und bevor Sie sich hin-
ter NATO-Beschlüssen verstecken können, in deren 
Zusammenhang man manchmal erfährt, daß die 
Bundesregierung hoffe, hinter verschlossenen 
Türen werde anderes entschieden, als sie der deut-
schen Öffentlichkeit verkünde. 

(Beifall bei der SPD) 

Das wäre eine gefährliche Politik. 

Sie haben sich solchem Verdacht bei den Angrif-
fen der amerikanischen Bomber auf Libyen ausge-
setzt, und Sie setzen sich dem Verdacht aus bei den 
Entscheidungen der USA und der NATO über die 
Einführung einer neuen Generation chemischer 
Waffen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Hier verlangen wir Klarheit. Und die Debatte dar-
über wird weiterlaufen, schon heute, wenn hier im 
Parlament Dringlichkeitsfragen vom Bundeskanz-
ler zu beantworten sein werden, was die Bundesre-
gierung wirklich über den bevorstehenden Angriff 
der USA auf die libyschen Städte gewußt hat. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Mit zwei Zeugen: 
in Richtung der bundesrepublikanischen 
Öffentlichkeit so, in Richtung Amerika 

so!) 

— Das ist in der Tat das Problem, die Doppelzün-
gigkeit gegenüber der amerikanischen Offentlich-
keit und der deutschen Öffentlichkeit, gegenüber 
der amerikanischen Regierung und gegenüber eu-
ropäischen Regierungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Unverläßlichkeit, diese Unberechenbarkeit 
kann sich deutsche Politik am allerwenigsten lei-
sten. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Ich möchte noch einmal daran erinnern, was im 
Beitrag des Kollegen Jungmann angeklungen ist: 
am Dienstag morgen der Bomberangriff auf die 
libyschen Städte, am Donnerstagabend die Ent-
scheidung über die Verlängerung der Wehrpflicht. 

(Widerspruch, Lachen und Zurufe bei der 
CDU/CSU) 

Das ist ein zufälliger Zusammenhang gewesen. 

(Rühe [CDU/CSU]: Dann reden Sie doch 
nicht darüber!) 

— Das ist ein zufälliger Zusammenhang gewesen. 
Aber daß in der Bundesrepublik viele Menschen 
dabei Angst gehabt haben, müssen doch auch Sie 
mitbekommen haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der SPD 
und der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen sagen — Propaganda hin, Propa-
ganda her —: Daß in diesen Tagen der sowjetische 
Generalsekretär nicht hinter verschlossenen Türen 
mit dem Politbüro in Moskau geblieben ist, daß er 
nach Berlin gefahren ist, daß er öffentlich auf dem 
SED-Parteitag einen Abrüstungsvorschlag gemacht 
hat, war in dieser konkreten Situation ein Beitrag 
zur Entspannung, und dafür mußte man dankbar 
sein. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wie immer man diesen Vorschlag behandelt: Daß er 
als Signal in den USA angekommen ist, in der Bun-
desrepublik angekommen ist, ist gut. Es gäbe uns 
allen Anlaß, auch in der Sache sorgfältig und positiv 
zu reagieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Es geht dabei auch um die Zustimmung für die 
NATO in der Bundesrepublik. Die Glaubwürdigkeit 
unserer Friedens-, Entspannungs- und Rüstungs-
kontrollpolitik ist dadurch gefährdet, daß wir bei 
jedem Vorschlag der Gegenseite ausweichen. Wer-
den allgemeine Vorschläge gemacht, dann heißt es, 
sie seien zu abstrakt. Werden konkrete Vorschläge 
gemacht, dann heißt es, der Teufel stecke im Detail. 
Werden Vorschläge für den nuklearen Bereich ge-
macht, dann heißt es: „Ja, aber das Ungleichgewicht 
im konventionellen Bereich!" Werden Vorschläge 
zum konventionellen Bereich gemacht, heißt es: „Ja, 
aber im atomaren Bereich!" 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Werden Vorschläge zur Verifikation gemacht, die 
eine Veränderung zumindest der erklärten Position 
der Sowjetunion mit Rückwirkung auf ihr Bündnis 
und ihre Bevölkerung bedeuten, dann wird dies mit 
dem Hinweis herabgespielt, es hätte ja nur „erfor-
derlichenfalls" geheißen. Als ob etwas auch erfolgen 
sollte, wenn es nicht erforderlich sei! Diese Politik 
der Reaktion macht uns unglaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich fordere Sie auf: Machen Sie endlich einmal 

einen positiven Schritt nach vorne. Minister Gen-
scher, ich möchte Sie daran erinnern, daß Sie am 
21. April 1986 zu den Vorschlägen von Herrn Gor-
batschow gesagt haben: 

Es ist nun an uns, daß wir das sachliche und 
das substantielle Gespräch und die substantiel-
len Verhandlungen suchen über das konventio-
nelle Kräfteverhältnis. 

Es ist nun an uns, daß wir das sachliche und das 
substantielle Gespräch suchen. Ich bitte Sie, lassen 
Sie sich durch die Töne, die von einzelnen Rednern 
der Union gekommen sind, von dieser Absicht nicht 
abhalten. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Von Ihren Tönen!) 

Lassen Sie sich von dem Verteidigungsminister da-
bei nicht bremsen, und zeigen Sie endlich einmal 
Mut auch gegenüber unserem amerikanischen Ver-
bündeten, wo es darum geht, unsere existentiellen 
deutschen und europäischen Interessen zu vertre-
ten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Petersen. 

Petersen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Kollege Horn hat den Aus-
druck von der tibetanischen Gebetsmühle benutzt. 
Ich finde, er hat recht. Wir sind schon so lange in 
diesem Spiel, das hin- und hergeht, daß wir die 
eigentlichen Fragen, den Wald vor lauter Bäumen 
schon gar nicht mehr sehen. Meine Damen und 
Herren, das eigentliche Problem sind doch nicht 
Waffen. Wir zählen Sprengköpfe, Kanonen, Bom

-

ben, Granaten und Flugzeuge; das ist alles ganz 
schön und gut, nur diese sind doch nicht das Pro-
blem. Waffen sind natürlich auch nicht die Antwort. 
Das Problem ist doch vielmehr die Angst. 

Ich habe den Eindruck, daß die Sowjetunion vor 
uns Angst hat, aber nicht, weil wir die Pershing II 
oder den Tornado hätten, sondern weil wir frei sind 
und weil die Leute im Kreml — bitte, warum ver-
haften und sperren sie denn Menschen ein, die ein 
„falsches" Buch in der Tasche haben? — begriffen 
haben, daß Geschichte nicht von Bomben und Gra-
naten gemacht wird, sondern von Träumen von Mil-
lionen von Menschen. Die Streitkraft der Freiheit 
wird immer überzeugender und aus dieser Sicht 
auch brisanter sein als alles, was der Marxismus, 
der Leninismus und all die anderen Ismen, die da 
drüben erstarrt sind, hervorzubringen in der Lage 
sind. Davor haben die Leute Angst. 

Wie kann man diese Angst und damit auch die 
Überrüstung abbauen, also an die eigentliche Frage 
herangehen? Es gibt zwei Möglichkeiten. 

Entweder folgen wir in dieser geistigen Ausein-
andersetzung denen und schränken auch unsere 
Freiheit ein, 

(Tatge [GRÜNE]: Unglaublicher Schwät

-

zer!) 

oder wir überlegen uns, wie wir die Menschen da 
drüben dazu bringen können, ihren Traum zu erfül-
len. Unsere besten Verbündeten, Herr Kollege von 
den GRÜNEN, beim Eintreten für die Freiheit in 
der Welt sind die Millionen von Menschen im Ost-
block. Reden Sie doch einmal mit denen. Fahren Sie 
einmal hinüber. Das sind die besten Verbündeten 
der Freiheit. 

Ich meine, wir dürfen in dieser ganzen Auseinan-
dersetzung — natürlich müssen wir die Raketen 
zählen — die eigentliche geistige Auseinanderset-
zung nicht vergessen. 

Im Hinblick auf konkrete Vorschläge, die Sie im-
mer fordern, Herr Voigt, ist zu sagen: Natürlich, wir 
sollten konkrete Vorschläge machen. Ich will einen 
ganz simplen Vorschlag machen. 

Es wird seit elf Jahren in Wien verhandelt. Am 
15. Dezember hat der Westen einen ganz revolutio-
nären Vorschlag gemacht: Verzicht auf die Daten-
diskussion, an der sich die Sache festgehakt hatte. 
Am 15. Januar hat dann Gorbatschow eine Rede ge-
halten und gesagt: Jawohl, ich bin für Inspektionen. 
— Wir sind dann extra nach Wien gefahren, Herr 
Kollege Bahr, um uns anzuhören, wie denn der 
Osten reagiert — am 20. Februar. Es wurde gesagt: 
Jawohl, Inspektion ist hervorragend, aber nur da, 
wo wir das erlauben; Verdachtskontrollen vor Ort 
nur an den Orten, die wir vorher bestimmen. Und 
wenn ihr im Westen einen anderen Ort haben wollt 
und wir das ablehnen, dürft ihr das bitte nicht als 
Zeichen schlechten Gewissens werten. — Jetzt ha-
ben wir in Wien einen, zugegeben, zu engen Redu-
zierungsraum definiert. Warum exerzieren wir in 
diesem Reduzierungsraum nicht einmal das, was 
Gorbatschow vorn Atlantik bis zum Ural vorgeschla-
gen hat? Fangen wir doch da einmal konkret an, 
natürlich einschließlich der Inspektionen vor Ort. 
Dann könnten wir diesen Raum Schritt für Schritt 
erweitern. Diese Vision, vom Atlantik zum Ural, ist 
ja interessanterweise von de Gaulle. Ich finde sie 
hervorragend, genau wie die, daß man vielleicht im 
Jahre 2000 keine einzige Atombombe mehr hat. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Da werden die 
USA schon dafür sorgen, daß das nicht so 

kommt!) 

Aber statt da Visionen zu portraitieren, die wohl 
kaum erreichbar sind, weil das Wissen aus den Köp-
fen der Menschen nicht wegzuoperieren ist, sollten 
wir doch einmal konkrete Schritte in dem Bereich 
tun, wo wir als Bündnisse gelernt haben, miteinan-
der zu reden. In diesem Bereich sollten wir einmal 
anfangen, Schritt für Schritt diesen Raum erwei-
tern. Dies ist mein ganz simpler Vorschlag. Dazu 
wäre gar keine große Vorbereitung mehr nötig. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor ich den nächsten Punkt der Tagesordnung 
aufrufe, darf ich Ihnen mitteilen, daß interfraktio- 
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nell vereinbart wurde, Punkt 19 der verbundenen 
Tagesordnung zu erweitern um die 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Verbot von Kernwaffenversuchen 
— Drucksache 10/5399 — 

und um die 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Borgmann, Lange. Dr. Schierholz und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 

Vollständiges Atomteststopp-Abkommen 
— Drucksache 10/5398 —. 

Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Geplantes Mahnmal in Bonn 
— Drucksache 10/4293 (neu)  — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Geplante zentrale Mahn- und Gedenkstätte 
im Regierungsviertel in Bonn 
— Drucksache 10/4521 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Zentrale Gedenkstätte in der Bundeshaupt-
stadt 
— Drucksache 10/4998 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 18a bis c und eine Aussprache von zwei 
Stunden vorgesehen. — Ich höre keinen Wider-
spruch; dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei diesem Thema möchte ich 
mir eine persönliche Vorbemerkung erlauben. 

Als junger Oberbürgermeister stand ich bereits 
einmal vor einer Aufgabe, wie sie uns jetzt hier in 
Bonn gestellt ist. Vielleicht können die damals ge-
wonnenen Erfahrungen und Einsichten für unsere 
Überlegungen heute nutzbar gemacht werden. 

Anfang der 60er Jahre beschlossen die Bürger 
und die städtischen Körperschaften Fuldas, ihren 
Toten ein Ehren- und Mahnmal zu errichten. Zum 
Standort wurde die Michaelskirche gewählt, die 
alte Totenkirche der Benediktiner. Über einem Sei-
teneingang befindet sich ein Totenlicht aus goti-
scher Zeit, das entzündet wurde, wenn ein Toter 
dort aufgebahrt lag. Seitdem wir dort unser Mahn-
und Ehrenmal errichtet haben, nimmt diese Toten-
leuchte an Gedenktagen wieder ihre alte Funktion 
wahr. 

Der künstlerische Auftrag zur Gestaltung des 
Mahnmals wurde damals auf meinen Vorschlag hin 
Ewald Mataré erteilt. Er bearbeitete eine große 
Platte rheinischen Schiefers. Er . teilte sie in vier 
unsymmetrische Felder auf. Auf dem linken un-
teren Feld skulptierte er Todenschädel verschie-
dener Größe und auf dem rechten oberen Feld eine 
Figur, in der man einen Engel sehen kann, der nach 
oben weist. 

Wir haben damals eine kurze, schlichte Wid-
mungsinschrift angebracht, deren Text mir nicht 
mehr in Erinnerung ist. Auch diese kurze Wid-
mungsinschrift stieß auf Kritik. Obwohl damals we-
sentlich jünger als heute, habe ich eine Entschei-
dung getroffen, die vielleicht salomonisch war, näm-
lich diese Widmungsinschrift wegzunehmen und 
keine neue anzubringen. Mir ist nicht bekanntge-
worden, daß irgend jemand bisher eine solche Wid-
mungsinschrift dort vermißt hätte. Die von Mataré 
gestaltete Platte spricht selbst, nicht in Worten, son-
dern in der Sprache der Kunst. Meine Hoffnung ist 
es, daß es gelingt, auch für diese Aufgabe in Bonn 
einen Künstler ähnlicher Qualität zu finden, dessen 
Werk wir nicht mit Inschriften erklären müssen. 

Jeder, meine Damen und Herren, der vor St. Mi-
chael in Fulda verweilt, kann der Toten aller Völker 
gedenken, natürlich auch der Toten, die ihm beson-
ders nahestehen, seien sie an der Front gefallen, 
seien sie als Zivilpersonen im Bombenhagel umge-
kommen, seien sie in den KZs umgebracht, seien 
sie bei der Flucht oder Vertreibung erschlagen. Die 
Totenschädel, die Mataré geformt hat, unterschei-
den sich j a nicht nach Nationen, Konfessionen und 
Ideologien. Man kann nicht erkennen, wann und wo 
sie zu Tode gekommen sind. Im Tode sind wir alle 
gleich, und unsere Seelen — das glauben Christen, 
Moslems und Juden — sind in der Gerechtigkeit 
Gottes, die die unsere bei weitem übersteigt. 

Gestatten Sie mir eine zweite Vorbemerkung: 
Der Bundespräsident steht über den Parteien. Kei-
ner hat das Recht, ihn für sich in Anspruch zu neh-
men. Der Bundespräsident hat sich zur Frage des 
Mahnmals bisher nicht geäußert — jedenfalls nicht 
öffentlich. Der Auszug aus seiner Rede zum 8. Mai 
1945, den die SPD in den letzten Wochen zum Ge-
genstand der Auseinandersetzung gemacht hat, ist 
vom Bundespräsidenten weder für einen Ideenwett-
bewerb noch als Widmungsinschrift für ein Mahn-
mal bestimmt worden. Das hat die SPD nicht daran 
gehindert, den Versuch zu machen, den Bundesprä-
sidenten mit Hilfe dieser Passage gegen die Mehr-
heit des Hauses, insbesondere gegen die Fraktion, 
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aus der er selbst hervorgegangen ist, in Stellung zu 
bringen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Keine polemischen Töne 
bei diesem Thema! — Duve [SPD]: Was 
heißt denn „in Stellung bringen"? — Weite

-

rer Zuruf von der SPD: Das haben Sie doch 
gemacht!) 

— Herr Kollege Vogel, ich habe mich bisher nicht 
dazu geäußert. 

(Dr. Vogel [SPD]: Keine Polemik bei die

-

sem Thema!) 

— Sie können gar nicht zuhören. 

Herr Kollege Mischnick hat diesen Versuch der 
SPD — ich zitiere wörtlich — als „Verirrung" be-
zeichnet, da er den Bundespräsidenten unvermeid-
lich in die politische Auseinandersetzung hineinzie-
he. Ich teile diese Bewertung. Statt über Redeaus-
züge des Bundespräsidenten zu streiten, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir streiten 
nicht!) 

die er gar nicht im Hinblick auf das Mahnmal geäu-
ßert hat, wäre es geziemender, Herr Ehmke, mit 
dem Bundespräsidenten zu sprechen. Ich habe das 
bereits vor Wochen mit Gewinn getan. Ich bin über-
zeugt, daß der Bundespräsident auch den anderen 
Fraktionen in dieser Frage zur Verfügung stehen 
wird. 

Nun zur Sache: Der Künstler, der den Auftrag 
erhält, unsere zentrale oder nationale Gedenkstätte 
zu gestalten, wird vor einer ungewöhnlich schwe-
ren Aufgabe stehen. Sie wird schwieriger sein als 
die Aufgabe, die Mataré in Fulda zu lösen hatte. 
Mataré konnte an das Ambiente der alten Totenkir-
che anknüpfen, die in ihrem Kern auf das Jahr 820 
zurückgeht. An dem Standort, der bisher für unsere 
Gedenkstätte vorgesehen ist, gibt es nichts Ver-
gleichbares. Es gibt dort eine Wiese und den Strom. 
Unser nationales Ehren- und Mahnmal wird daher 
allein aus der künstlerischen Kraft dessen wirken 
können, der den Auftrag erhält. 

Daher sind nicht Vorgaben, die wir machen, ge-
fragt, sondern künstlerische Qualität. Ein Künstler, 
der diesen Namen verdient, wird ohnehin nicht auf 
die Idee kommen, Opferkataloge, die wir hier ver-
fassen, in Form von Reliefs oder in anderer Weise 
sichtbar zu machen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie mißtrauen den 
Künstlern!) 

Meine Damen und Herren, in der letzten Zeit 
wird zunmehmend die Ansicht geäußert, man 
könne die Opfer und die Täter nicht gemeinsam 
ehren. Dabei bleibt häufig offen, wer mit den Be-
griffen „Täter" und „Opfer" gemeint sein könnte. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist ziemlich klar!) 

Überprüfen wir es an Hand der schrecklichen 
Verlustbilanz unseres Volkes seit 1914: 300 000 
Deutsche starben seitdem als rassisch, religiös und 
politisch Verfolgte, 500 000 Deutsche starben als Op-
fer des gegen die Zivilbevölkerung geführten Bom-
benkrieges, 2,2 Millionen Deutsche starben als Op-

fer von Flucht und Vertreibung, 2 Millionen deut-
sche Soldaten starben im Ersten Weltkrieg, 3,1 Mil-
lionen deutsche Soldaten starben im Zweiten Welt-
krieg, 

(Ströbele [GRÜNE]: Angriffskrieg!) 

außerdem blieben 1,2 Millionen deutsche Soldaten 
im Zweiten Weltkrieg vermißt. Das sind fast 10 Mil-
lionen Angehörige unseres Volkes, die seit 1914 ge-
waltsam vom Leben zum Tode befördert wurden. Es 
gibt — wie wir wissen — kaum eine Familie in 
unserem Volk, die nicht einen Angehörigen auf 
diese oder jene Weise verloren hat. Ich frage: Wer 
will sich zum Richter dieser Toten aufspielen, die 
stumm sind und sich nicht verteidigen können? Wer 
will sich anmaßen, sie in die Kategorien Opfer und 
Täter einzuteilen? Ich bin jedenfalls nicht dazu be-
reit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich schließe keinen dieser nahezu 10 Millionen To-
ten aus. Ich schließe sie alle ohne Ausnahmen in 
mein Gebet ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will nichts anderes sein als ihr Anwalt und Für-
sprech und zugleich der Anwalt und Fürsprech des 
gequälten und dezimierten Volkes, aus dem sie her-
vorgegangen sind. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wer hat sie denn ge

-

quält?) 

Was die Opfer der nationalsozialistischen Ge-
waltherrschaft angeht, möchte ich folgendes zu be-
denken geben. Unter ihnen sind nicht wenige, die 
nur deshalb Opfer des Widerstandes wurden, weil 
sie nicht schon vorher als Soldaten gefallen waren. 
Denn es waren ja nicht wenige Soldaten, vielfach 
mehrfach verwundet und mit Tapferkeitsauszeich-
nungen hochdekoriert, die am 20. Juli 1944 den  Auf-
stand gegen Hitler gewagt haben. 

Eine weitere Überlegung. Von den tragischen 
Verstrickungen unserer Geschichte sind die mei-
sten Opfer des Widerstandes gewiß nicht freier als 
z. B. mein Bruder, der 1944 als 18jähriger an der 
Ostfront vermißt blieb. Ich erwähne ihn, um damit 
deutlich zu machen, daß hinter den abstrakten Kol-
lektivbezeichnungen wie die „Täter" und „Opfer" 
die Russen, die Deutschen, die Kommunisten, die 
Juden, jeweils einzelne Menschen mit ihrem indivi-
duellem, nicht wiederholbaren, unvergleichlichen 
Schicksal stehen. Es gehört wohl zu den größten 
Grausamkeiten unseres Jahrhunderts, die Einzel-
menschen zu gesichtslosen Massenartikeln von 
Kollektiven herabzuwürdigen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aus all dem möchte ich den Schluß ziehen: Man 
kann die Toten unseres Volkes nicht nach Spruch-
kammerkategorien in Gerechte und Ungerechte 
einteilen. Im übrigen, meine Damen und Herren, 
jeder einzelne dieser Toten hat bereits vor dem 
obersten Richter gestanden, vor dem auch wir ein-
mal stehen werden. Ich bin sicher, daß dieser die 
Toten nicht nach der Uniform oder Sträflingsklei- 
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dung beurteilen wird, die sie getragen haben, nicht 
nach der Frage, ob sie zu den Siegern oder zu den 
Besiegten gehört haben, und auch nicht nach der 
moralischen und politischen Qualität derer, die sie 
in den Tod geschickt haben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wer hat sie denn ge

-

schickt?) 

Der Herrgott wird jeden einzelnen von uns für sein 
persönliches Verhalten in Anspruch nehmen und 
für sonst nichts. 

Die Kolleginnen und Kollegen der SPD möchte 
ich bitten, noch einmal zu überlegen, ob sie an 
ihrem Vorschlag festhalten wollen, das Mahnmal 
mit einem „Denkhaus" zu verbinden, in dem, wie es 
in dem SPD-Antrag heißt — ich zitiere —, „die Men-
schenrechte und ihre Mißachtung durch Staats- und 
Kriegsterror dargestellt werden". Ich meine, daß die 
Museen, die in Berlin und Bonn jetzt geschaffen 
werden sollen, dafür der geeignetere Standort sind. 
Ich meine ferner, es muß auch einen Platz geben, an 
dem wir ohne volkspädagogische Absichten nur ei-
nes tun: 

(Duve [SPD]: Was heißt das denn?) 

den Millionen Toten, die zu Opfern der Kriege und 
unrechtmäßiger Gewalt wurden, unseren Respekt 
und unsere Ehrfurcht zu bekunfen. Das schließt, 
meine Damen und Herren, die Mahnung zum Frie-
den und zur Beachtung der Menschenrechte und 
des Völkerrechts ein. Diese Mahnung wird um so 
eindrucksvoller sein, je weniger penetrant, je 
schlichter und menschlicher sie zum Ausdruck 
kommt. 

In dem von CDU/CSU und FDP eingebrachten 
Antrag heißt es, die Gedenkstätte der Bundesrepu-
blik Deutschland solle den Opfern der Kriege und 
der Gewaltherrschaft, insbesondere den Toten un-
seres Volkes, gewidmet sein. An diesem Nachsatz 
ist Kritik geübt worden. Meine Damen und Herren, 
wir schließen natürlich in unser Gedenken die To-
ten aller Völker ein, alle Opfer der Kriege und un-
rechtmäßiger Gewalt. 

Aber wir halten es nicht für kritikwürdig, eine 
Gedenkstätte in Deutschland in besonderer Weise 
den Deutschen zu widmen, den Deutschen, zu de-
nen ich selbstverständlich die deutschen Juden 
rechne, die in den KZs ermordet wurden; denen, die 
auf der Flucht und Vertreibung, nur weil sie Deut-
sche waren, erschlagen wurden; den Deutschen, die 
als Zivilpersonen der Kriegsfurie zum Opfer fielen 
— vor allem dem Bombenkrieg —, und nicht zuletzt 
den deutschen Soldaten der beiden Weltkriege, die 
an den Fronten fielen oder in der Gefangenschaft 
umkamen und deren moralische Haltung, deren eh-
renhafte Gesinnung und deren in der Regel — es 
gab auch Ausnahmen — untadeliges Verhalten 
auch von vielen unserer ehemaligen Kriegsgegner 
ausdrücklich anerkannt worden ist. Daß es auch 
haßerfüllte andere Urteile gibt, weiß ich, aber als 
Zeitzeuge sehe ich mich nicht in der Lage, mir diese 
Schmähungen unserer toten Soldaten zu eigen zu 
machen. 

Was unsere Staatsbesucher angeht, möchte ich 
fogendes sagen. Wenn sie die Absicht haben, unsere 
Toten durch eine Kranzniederlegung zu ehren, 
dann entsprechen sie einer Übung, die in aller Welt 
selbstverständlich ist. Als wir im Dezember vergan-
genen Jahres als Parlamentsdelegation unter dem 
Vorsitz des Bundestagspräsidenten Jenninger an 
den Ehrenmälern der Sowjetunion in Moskau und 
Leningrad Kränze niederlegten, galt unsere Ehrung 
nicht allen Toten, sondern den Toten der Sowjet-
union. Keiner von uns hatte Schwierigkeiten, den 
Kriegs- und Gewaltopfern der Sowjetunion diese 
Ehre zu erweisen. Ebenso klar möchte ich sagen: 
Kein ausländischer Besucher hat Anlaß, den 
Kriegs- und Gewaltopfern unseres Volkes eine ent-
sprechende Ehrenbezeugung zu verweigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei unserem Besuch in Moskau und Leningrad 
haben wir nicht nur die Toten der Sowjetunion ge-
ehrt; wir hatten auch Gelegenheit, in der Nähe von 
Moskau auf einem der wenigen Friedhöfe deut-
scher Soldaten, die nicht eingeebnet worden sind, 
einen Kranz niederzulegen. Das geschah in Abstim-
mung mit unseren sowjetischen Gastgebern, aller-
dings ohne ihre Begleitung. 

Es hat damals mich und wohl nicht nur mich tief 
getroffen, daß ein Mitglied unserer Delegation, die 
Vertreterin der GRÜNEN, zwar bereit war, mit uns 
gemeinsam die Toten der Sowjetunion zu ehren, 
eine entsprechende Ehrung für die gefallenen deut-
schen Soldaten aber ablehnte. 

(Tatge [GRÜNE]: Das war sehr richtig so! 
— Ströbele [GRÜNE]: Die haben sie über- 

fallen!) 

Meine Damen und Herren, ich will dazu nur sa-
gen, daß mich die Eiseskälte, die daraus sprach, 
damals mit Entsetzen erfüllt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie in Moskau habe ich mich auch in Warschau 
darum bemüht, neben den Opfern des polnischen 
Volkes, insbesondere des Warschauer Aufstandes, 
auch die Toten unseres Volkes zu ehren. Einziger 
Ansatzpunkt in Warschau war dafür das einzige 
deutsche Soldatengrab, das dort nicht eingeebnet 
worden ist. Der Versuch, es zu finden und an ihm 
einen Kranz niederzulegen, gelang mir erst im 
zweiten Anlauf, weil sein einziger Schmuck, ein 
schlichtes Birkenkreuz, vorher abgerissen worden 
war. 

Ich meine — und ich weiß, daß das auch die 
Ansicht der SPD und der FDP ist —, die Toten und 
ihre Grabstellen sollten nicht zwischen unseren 
Völkern stehen, sondern sie sollten uns zusammen-
führen, wie es im Westen und auch in Teilen der 
Dritten Welt selbstverständlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In unserem Antrag heißt es schließlich, die Ge-
denkstätte „soll ein Zeichen der Trauer und Er-
schütterung und zugleich der Hoffnung und der 
Versöhnung sein"; in der Arbeit des Volksbundes 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge habe dieser Ge-
danke beispielgebend Ausdruck gefunden. Ich mei- 
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ne, so ist es. Die vom Volksbund gestalteten Solda-
tenfriedhöfe sind beispielhaft in ihrer Schlichtheit, 
ihrer Würde und in ihrer Mahnung zum Frieden. 
Ich fasse zusammen. Wer sich anschickt, unse-

rem Volk eine zentrale oder nationale Gedenkstätte 
zu geben, der sollte es ohne Anmaßung und ohne 
Selbstgerechtigkeit gegenüber den Opfern tun. Er 
sollte die Toten nicht zum Gegenstand der Vergan-
genheitsbewältigung machen. Er sollte sie ruhen 
lassen und sich vor ihnen verneigen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn man den vorliegenden 
Koalitionsantrag anguckt, könnte man meinen, es 
ginge hier heute um die geschäftsmäßige Entschei-
dung über einen Bauantrag der Bundesregierung. 
Aber schon die Rede vom Kollegen Dregger hat 
gezeigt, daß es um ein Bauwerk in dieser Debatte 
überhaupt nur insoweit geht, als es angemessener 
Ausdruck des politischen Selbstverständnisses und 
der politischen Selbstverständigung unseres Volkes 
in Erinnerung, Trauer und Ermahnung sein kann. 

Diese Debatte ist darum so schwierig und so 
schmerzlich, weil wir uns alle, wenn auch in unter-
schiedlichem Maße, langjährige Versäumnisse vor-
zuwerfen haben. Die Geschichte des Nazi-Un-
rechtsregimes in Deutschland ist in den vergange-
nen Jahrzehnten nur in begrenztem Maße aufgear-
beitet worden. Anderes erschien wichtiger: der Neu-
anfang, das „Wirtschaftswunder", der Antikommu-
nismus. Viele wollten vergessen und verdrängen. 
Davon legt die traurige Geschichte der NS-Prozesse 
ebenso Zeugnis ab wie die Auseinandersetzung um 
die Verjährung von NS-Verbrechen. 
Heute scheinen Umfragen zu zeigen, daß eine 

Mehrheit unserer Bürgerinnen und Bürger am lieb-
sten einen Schlußstrich unter die offene Auseinan-
dersetzung mit unserer Geschichte der Jahre von 
1933 bis 1945 ziehen möchte. Da mag die Versu-
chung groß sein, mit einem Mahnmal gleichsam 
einen Schlußpunkt unter das Ganze zu setzen. Aber 
Bitburg mit allen seinen negativen Folgen wie die 
Kontroversen um das geplante Mahnmal und das 
geplante „Haus der Geschichte" bestätigen nur die 
jüdische Weisheit, daß das Vergessen die Gefangen-
schaft verlängert und das Geheimnis der Erlösung 
Erinnerung heißt. 
Unsere Geschichte wird uns um so öfter und um 

so gründlicher einholen, je mehr wir ihr davonzu-
laufen trachten. Was wir daher brauchen, ist eine 
tiefgehende Diskussion über unsere Geschichte mit 
dem Ziel, durch gemeinsame Vergewisserung über 
unsere demokratischen Grundüberzeugungen zu 
größerer Einigkeit zu kommen. Das Anhörungsver-
fahren meiner Fraktion hat gezeigt, wie weit wir in 
dieser Frage noch von einem tragfähigen Konsens 
entfernt sind. 
Das wird sofort deutlich, wenn die Frage gestellt 

wird: Wessen wollen wir an einem solchen Mahn-

mal in der Bundeshauptstadt gedenken? Die Ant-
wort meiner Fraktion lautet: alle Opfer der Gewalt-
herrschaft und der Kriege. So haben wir es übri-
gens in den vergangenen Jahrzehnten — erst im 
Bonner Hofgarten, dann auf dem Bonner Nordfried-
hof — stets gehalten. Unsere Antwort betont, daß 
wir einer Beschränkung auf die deutschen Opfer 
der Gewaltherrschaft und die deutschen Toten des 
Krieges nicht zustimmen können. 

Wir haben — Herr Dregger hat es schon erwähnt 
— in diesem Zusammenhang auf die große Rede 
des Herrn Bundespräsidenten vom 8. Mai vergange-
nen Jahres Bezug genommen. Diese Rede hat 
Schuld nicht verdrängt, sondern eingestanden, und 
sie hat die Opfer des Nazi-Regimes beim Namen 
genannt. Sie hat der ermordeten Juden, der ermor-
deten Sinti und Roma, der getöteten Homosexuel-
len und der umgebrachten Geisteskranken ebenso 
gedacht wie derer, die bei den Fliegerangriffen in 
der Heimat, in der Gefangenschaft oder bei der Ver-
treibung ums Leben gekommen sind; der Opfer des 
Widerstandes einschließlich des Widerstands der 
deutschen Kommunisten ebenso wie der Opfer des 
Widerstands in den von uns besetzten Ländern und 
der erschossenen Geiseln. 

Mit der Bezugnahme auf die Rede des Herrn 
Bundespräsidenten, die in unserem Volk breite Zu-
stimmung gefunden hat, Herr Dregger, wollten wir 
diesen Text nun nicht als Inschrift auf einem 
Mahnmal in der Bundeshauptstadt kanonisieren. 
Meiner Meinung nach — insoweit kann ich aber 
nur für mich selbst sprechen — ist der bisherige 
Text, an dem ja auch jahrzehntelang niemand An-
stoß genommen hat, die Widmung an die Opfer der 
Gewaltherrschaft und der Kriege, in seiner Kürze 
überzeugend. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr!) 

Wohl aber scheinen uns die Worte des Herrn 
Bundespräsidenten — und das ist kein Mißbrauch 
des Herrn Bundespräsidenten; das war ein falscher 
Zungenschlag, Herr Dregger — für die Gestaltung 
des Mahnmals — auf seine ideenmäßige und künst-
lerische Gestaltung wird viel ankommen — inso-
fern vorbildlich zu sein, als sie nichts verschweigen 
oder mythisch verschleiern, sondern das ebenso 
klar wie differenziert aussprechen, was ein Mahn-
mal ausdrücken muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Verständigung zwischen den Fraktionen auf 
eine solche Sinngebung ist vorerst gescheitert. Ein 
Teil der Unionsparteien will sich offenbar mit einer 
solchen Sinngebung nicht identifizieren. 

Meinungsverschiedenheiten bestehen aber nicht 
nur hinsichtlich der Benennung der unterschiedli-
chen Gruppen der Opfer des Nazi-Regimes, zwi-
schen denen im einzelnen sehr wohl differenziert 
werden muß. Meinungsverschiedenheiten — das 
zeigt gerade auch die öffentliche Diskussion — be-
stehen vor allem hinsichtlich der Möglichkeit ge-
meinsamen Gedenkens an die im Krieg gefallenen 
Soldaten und die Opfer des Unrechtsregimes. 
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Auf dem rechten Flügel unseres politischen Spek-

trums besteht die Tendenz, die Last des NS-Un-
rechts durch eine große, sich national gebende Ge-
ste zu relativieren, um gewissermaßen das „norma-
le" nationale Gedenken wieder in sein Recht einzu-
setzen — so, als ob das Nazi-Unrecht nicht dem 
sogenannten „Normalen" entsprungen wäre und als 
ob es als ein zwar bedauerlicher, im Grunde aber 
nicht wirklich bedeutungsvoller Zwischenfall unse-
rer Geschichte abgetan werden könnte. Warum dies 
politisch nicht nur falsch, sondern gefährlich ist, 
brauche ich nicht noch einmal darzulegen. 

Auf der anderen Seite stößt die Idee eines Bonner 
Mahnmals für die Opfer des Krieges und der Ge-
waltherrschaft auf entschiedene Kritik aus den 
Kreisen derer, die gegen das Nazi-Regime Wider-
stand geleistet haben oder von ihm aus unter-
schiedlichen Gründen verfolgt worden sind. Man 
könne und dürfe nicht, so heißt es, der Opfer und 
der Täter gleichzeitig und am gleichen Ort geden-
ken, Opfer und Täter nicht gleichermaßen ehren. 
Das ist der Kern der Bedenken und Einwände, die 
von Freunden aus der Bonner Synagogengemeinde, 
vom Vorsitzenden des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, von Verfolgten-Organisationen, von 
Überlebenden und Hinterbliebenen des deutschen 
Widerstandes, von den Sinti und Roma, aber auch 
etwa von der Aktion Sühnezeichen und von vielen 
Stimmen aus unseren eigenen Reihen geltend ge-
macht werden. 

(Tatge [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Diese Einwände, Herr Dregger, kann man nicht ein-
fach übergehen. Wir hören sie nicht nur mit Ver-
ständnis, sondern mit Respekt, ja mit Demut. Wir 
versuchen, nachzuempfinden, was in einem Überle-
benden der Verfolgung oder des Widerstandes vor-
gehen muß, wenn an ein und demselben Mahnmal 
seiner ermordeten Angehörigen und Freunde und 
der toten Soldaten aus Hitlers Armeen gedacht 
wird. Wir verstehen es auch gut, wenn zum Beispiel 
gerade die Sinti und Roma sich vehement gegen 
diesen Gedanken wenden. Denn wir haben j a nicht 
einmal wirklich versucht, das an ihnen begangene 
Unrecht wenigstens insoweit gutzumachen, als uns 
das möglich wäre. Auch wir sind daher an ihnen 
schuldig geworden, und wir werden es heute — in 
einem Klima abbröckelnder Toleranz gegenüber 
Minderheiten — erneut. Ich möchte der Kollegin 
Frau Hamm-Brücher sehr herzlich für den Aufsatz 
danken, den sie uns gestern zu dieser Frage zuge-
schickt hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Die Position meiner Fraktion ist daher eindeutig: 
Wenn es nicht gelingen sollte, in einer gründlichen 
öffentlichen Diskussion zu einem breiten Konsens 
und damit zu neuer Gemeinsamkeit zu finden, 
kommt für uns die Errichtung eines Mahnmals in 
der Bundeshauptstadt nicht in Betracht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir werden keinem Vorschlag zustimmen, der nicht 
auch die Zustimmung der Verfolgten und des Wi-
derstandes findet. 

(Tatge [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Unsere Bitte an die Betroffenen geht aber dahin, 
sich der von uns gewünschten intensiven Diskus-
sion auch in Zukunft nicht zu entziehen, auch wei-
terhin für Argumente Anderer offen und zur Ände-
rung der eigenen Meinung bereit zu sein. Wir ver-
sprechen das auch für uns. 

Ich selbst — ich halte es für meine Pflicht als Mit-
glied dieses Hohen Hauses, das auch offen auszu-
sprechen — habe erhebliche Zweifel, ob die gegen 
ein Mahnmal in Bonn geltend gemachten Beden-
ken wirklich durchschlagend sind. In dem Schrei-
ben von Überlebenden und Hinterbliebenen des 
deutschen Widerstandes an die Mitglieder des 
Deutschen Bundestages steht der Satz: 

Der Riß, der 1933 bis 1945 durch das deutsche 
Volk ging, ist eine historische Tatsache, die 
nicht mehr ungeschehen gemacht, verleugnet 
und durch ein gemeinsames „Mahnmal" zuge-
deckt werden kann. 

Nun: Weder wollen noch können wir Geschichte un-
geschehen machen. Wir wollen aber auch das Ge-
schehene weder verleugnen noch verdecken, wir 
wollen es offen ansprechen und aussprechen. 

Aber müssen wir uns nicht auch die Frage stel

-

len: Ist ein Volk, das seiner Toten nicht mehr ge-
meinsam gedenken kann, eigentlich noch ein 
Volk? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
der CDU/CSU) 

Dabei spreche ich von Volk nicht im biologischen, 
sondern im politischen, im demokratischen Sinne, 
von Volk im Sinne von Demos. Ich bitte, mit zu 
überlegen: Kann ein politisches Gemeinwesen zu 
sich selber finden, wenn die in ihm lebendigen 
Kräfte selbst an den Gräbern nicht mehr zueinan-
der finden? 

Ich beschwöre nicht — Herr Dregger, wenn ich 
Sie recht verstanden habe, unterscheidet uns das, 
— den Tod als den großen Gleichmacher. Denn 
wenn es auch wahr ist, daß vor dem Tod und vor 
Gott alle Menschen gleich sind: Ein Mahnmal soll 
j a die Lebenden mahnen, ein Denkmal soll die Le-
benden anhalten, der Toten und ihres Vermächtnis-
ses zu gedenken. Das kann man allerdings nur 
dann gemeinsam, wenn man so sorgfältig differen-
ziert, wie es der Herr Bundespräsident getan hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Fähigkeit, gemeinsam zu trauern, so glaube ich, 
kann es ohne eine solche Differenzierung nicht ge-
ben. 

Die bloße Gegenüberstellung von Opfern und Tä-
tern — da stimme ich Ihnen zu — wird dieser For-
derung nach Differenzierung nicht gerecht. Aller-
dings, Herr Kollege Dregger, ist das nicht eine 
Frage von Zahlen, und den „Spruchkammerbe- 
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scheid" fand ich in diesem Zusammenhang auch 
nicht sehr angemessen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Niemand will an einem Mahnmal in Deutschland 
der KZ-Schergen oder der Mitglieder verbrecheri-
scher Einsatzgruppen gedenken. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Richtig!) 

Aber sollte es nicht auch Kritiker nachdenklich 
stimmen, daß z. B. ein Mann wie Willy Brandt in 
einem Gespräch mit der Gräfin Dönhoff gesagt und 
gegen deren Widerspruch darauf bestanden hat, 
daß für ihn ,,die Opfer des Krieges eigentlich auch 
immer gleichzeitig Opfer des Nazismus" gewesen 
seien? 

Gerade wegen des Erfordernisses der Differen-
zierung kann man auch die Frage des Standortes 
eines Mahnmales nicht mit so banalen Argumenten 
entscheiden, wie daß ein Mahnmal am Rheinufer 
von den Besuchern der Bundeshauptstadt auch von 
den Schiffen her zu sehen sein würde. Für uns So-
zialdemokraten ist auch hinsichtlich des Standortes 
eine weitere gründliche Diskussion erforderlich. Da 
es uns nicht um Zudecken, nicht um Gleichmache-
rei, sondern um Aufklären und Aufarbeiten geht, 
haben wir zusätzlich zu einem Mahnmal ein 
„Denkhaus" zur Diskussion gestellt. Mit der Ar-
beitsgemeinschaft verfolgter Sozialdemokraten 
sind wir der Meinung, daß „Ursache und Wirkung, 
Schuld und Verantwortung des Nationalsozialismus 
für Gewaltherrschaft und Krieg" zum Ausdruck ge-
bracht werden müssen und daß der Frauen und 
Männer des Widerstandes gedacht werden muß, 
„die die Ehre der Deutschen retteten". 

Überlebende und Hinterbliebene des deutschen 
Widerstandes haben die Errichtung eines „Hauses 
des deutschen Widerstandes" vorgeschlagen als Er-
gänzung zu dem von der Bundesregierung geplan-
ten „Haus der Geschichte". Ich halte wie sie die 
Beschränkung des geplanten Geschichtshauses auf 
die Geschichte der Bundesrepublik — die ja ohne 
die vorangegangene Zeit des sogenannten Dritten 
Reiches gar nicht zu verstehen ist — für falsch. 
Offengestanden hätte ich mir diese öffentliche Un-
terstützung meiner Kritik schon zu einem früheren 
Zeitpunkt gewünscht. Aber ich muß erneut zurück-
fragen: Kann ein „Haus der deutschen Geschichte" 
wahrhaftig sein, wenn es nicht zugleich auch ein 
Haus der Geschichte des Nazi-Unrechts, der Verfol-
gung und des Widerstandes ist? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 

wahr!) 

Darum bitte ich zu bedenken: Arbeitet man nicht 
denen in die Hände, die diesen Teil unserer Ge-
schichte aus ihr streichen oder zudecken wollen, 
wenn man nun umgekehrt — im positiven Sinne — 
die  Geschichte der Verfolgung und des Widerstan-
des von der Geschichte unseres Volkes absondert? 
Soll denn ihr, soll denn sein Vermächtnis nicht Ge-
meingut unseres ganzen Volkes werden? Soll in Zu-
kunft eine Mehrheit der Toten des Krieges und eine 

Minderheit der Toten der verfolgten Minderheiten 
gedenken und an dritter Stelle der Opfer des Wider-
standes gedacht werden? Meine Antwort darauf 
lautet: Auch das wäre verhängnisvoll. 

Darum bitte ich alle, uns alle hier im Hause, uns 
alle in der Bundesrepublik, ja,  soweit das möglich 
ist, uns alle im geteilten Deutschland: Lassen Sie 
uns zusammen in einer ernsten und gründlichen 
Diskussion ausloten, ob wir nicht doch in Offenheit 
und mit der gebotenen Differenzierung der Opfer 
von Gewaltherrschaft und Krieg gemeinsam ge-
denken können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ernsthaftigkeit und Zuhörbereitschaft, nicht Eile 
und technokratische Effizienz sind gefragt. Lassen 
Sie uns einen neuen Versuch der Selbstverständi-
gung unseres Volkes über grundlegende Gemein-
samkeiten deutscher Demokraten in dem Bewußt-
sein unternehmen, daß auch das Geheimnis der 
Freiheit in der Erinnerung liegt. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und den 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die heutige Debatte 
könnte, betrachtet man die internen und öffentli-
chen Diskussionen der letzten Wochen und Monate, 
mit einem bekannten Buchtitel von Alexander und 
Margarete Mitscherlich überschrieben werden: 
„Die Unfähigkeit zu trauern". Vielleicht muß man 
hinzufügen, die Unfähigkeit von uns Deutschen zu 
trauern, die Unfähigkeit von uns allen, mit der Ver-
gangenheit zu leben, sie als Teil unseres Deutsch-
seins anzunehmen und zu ihr zu stehen, die Unfä-
higkeit anzuerkennen, daß wir gegenüber unzähli-
gen Menschen im In- und Ausland im Hinblick auf 
unsere Vergangenheit einer moralischen Verpflich-
tung unterliegen, die uns Rücksichtnahme, Sensibi-
lität und Feinfühligkeit abverlangt, die auch heute 
unser politisches Handeln bestimmen sollte, ja, 
muß. Wir müssen also lernen zu trauern; wir müs-
sen lernen, die Gefühle der Opfer der Gewaltherr-
schaft, die Trauer der Hinterbliebenen und die Äng-
ste der Lebenden zu respektieren. Wir müssen wie-
der fähig werden, die Trauer anderer zu akzeptie-
ren. Wir müssen die Unfähigkeit zu trauern über-
winden. 

Die geplante Gedenkstätte sollte nach unserer 
Auffassung eine Stätte sein, dieser Trauer Aus-
druck zu verleihen; sie sollte eine Stätte der Begeg-
nung und Verständigung sein, der Begegnung in 
der Trauer und der Verständigung in dem Geden-
ken an die gemeinsamen Toten. 

Darüber hinaus sollte die Gedenkstätte auch ein 
Mahnmal sein, sollte eine Mahnung der Toten an 
die Lebenden sein zur Versöhnung, Verständigung 
und zum Frieden. Wir wollen mit diesem Mahnmal 
Trauer und Erschütterung im Rückblick auf die 
Vergangenheit ausdrücken. Wir wollen aber auch 
ein Zeichen für die Zukunft setzen. Wir wollen ein 
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Zeichen der Bereitschaft zum Frieden mit den To-
ten, dabei auch ein Zeichen für den Frieden der Völ-
ker in der Welt setzen. 

Wir wollen keine Tourismusattraktion und auch 
keine sinnentleerte Stätte der Politshow schaffen. 
Wir wollen unseren ausländischen Besuchern, aber 
auch allen anderen Menschen die Möglichkeit ge-
ben, der Toten zu gedenken und ihrem Willen zum 
Frieden, ihrem Wunsch nach Verständigung und 
vielleicht auch Versöhnung vor dem deutschen Volk 
Ausdruck geben. 

Es wäre auch gut, wenn diese Gedenkstätte nicht 
nur für die ausländischen Staatsoberhäupter, son-
dern auch für die vielen tausend Besucher der Bun-
deshauptstadt den Wunsch unseres Volkes nach 
Frieden und Versöhnung dokumentieren könnte 
und zugleich ausdrücken würde, daß für das heutige 
demokratische und rechtsstaatliche Deutschland 
die Katastrophe des NS-Staates nicht ein Betriebs-
unfall der Geschichte, sondern eine ständige Mah-
nung und Verpflichtung zur Wachsamkeit gegen-
über allen radikalen und rassistischen Erscheinun-
gen geworden ist. 

Eine Gedenkstätte, meine Damen und Herren, er-
setzt allerdings weder das Nachdenken noch das 
Handeln. Die Diskussion darüber, wie die zentrale 
Gedenkstätte errichtet werden soll, zeigt, daß wir 
uns bei der Behandlung dieses Themas um größt-
mögliche Sensibilität bemühen müssen. Schon die 
bisherigen, sehr unterschiedlichen Meinungsäuße-
rungen der in diesem Zusammenhang besonders 
betroffenen Vereinigungen und Verbände veranlas-
sen mich gerade wegen ihrer Eindringlichkeit zu 
der Frage, ob wir uns mit diesem Vorhaben nicht 
vielleicht eine in Wahrheit unlösbare Aufgabe stel-
len. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Die Zukunft wird diese Frage beantworten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die kann man schon 
jetzt beantworten!) 

Deshalb empfinde ich es als unser aller Verant-
wortung, die parlamentarischen und außerparla-
mentarischen Beratungen angesichts der genann-
ten moralischen und politischen Verpflichtungen 
von uns allen behutsam und ohne Zeitdruck zu füh-
ren. Einen wie auch immer gearteten Termindruck 
halte ich für äußerst schädlich 

(Beif all bei der FDP und der SPD) 

und einer verantwortungsvollen Diskussion für 
mehr als abträglich. 

Wir halten es für notwendig, meine Damen und 
Herren, daß, bevor eine endgültige Entscheidung 
getroffen wird, allen Betroffenen Gelegenheit gege-
ben wird, ihre Ansichten vorzutragen und hinsicht-
lich des Sinnes und der inhaltlichen Gestaltung ei-
ner Gedenkstätte ihre Vorschläge zu unterbreiten. 
Zu diesem Zweck — darüber sind wir uns in diesem 
Hause einig — sollen die zuständigen Ausschüsse 
eine öffentliche Anhörung durchführen. Wir sind 
der Meinung, alle Seiten sollten aufeinander zuge-
hen und im Gespräch prüfen, ob und auf welchem 
Wege eine gemeinsame Grundlage für die Verwirk-

lichung gefunden werden kann. Im Interesse des 
inneren Friedens unseres Landes wäre es auch 
kaum zu verantworten, sich einfach über die bisher 
geäußerten Bedenken und Vorstellungen hinwegzu-
setzen. Denn nichts verträgt eine Gedenkstätte der 
beabsichtigten Art weniger als Mißverständnisse. 
Davon gab es in der Vergangenheit bereits genug. 
Sie sind heute nicht weniger geworden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich gleich ei-
nem Mißverständnis vorbeugen, das durch die Be-
richterstattung der letzten Wochen entstanden sein 
könnte, wir planten etwa eine Gedenkstätte der 
Parlamentsmehrheit, ein Mahnmal der Koalition. 
Ein solches einseitiges Handeln darf es nicht ge-
ben. 

(Beifall bei der FDP und CDU/CSU) 

Meine Fraktion wird alles in ihren Kräften Ste-
hende tun, um das behutsame und eindringliche 
Wirken des Bundestagspräsidenten um einen Kon-
sens zwischen den Fraktionen zu unterstützen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir sind der Auffassung, daß diese Gedenkstätte 
nur dann verwirklicht werden kann, wenn sich die 
weitaus überwiegende Mehrheit nicht nur des Bun-
destages, sondern der gesamten Bevölkerung mit 
der Konzeption und der inhaltlichen Gestaltung 
einverstanden erklären kann. 

(Conradi [SPD]: Das ist gut!) 

Sollte diese Übereinstimmung auch nach ausgiebi-
gen Beratungen nicht zu erzielen sein, halten wir es 
für eine sich aus der Problematik ergebende Selbst-
verständlichkeit, daß wir dann auf eine wie auch 
immer geartete Gedenkstätte verzichten. Sollten 
wir aber zu dem gemeinsamen Entschluß kommen, 
eine zentrale Gedenkstätte zu errichten, dann wer-
den wir uns dessen erinnern, was Theodor Heuss 
im Jahre 1952 zur Weihe des Gedenksteins auf dem 
Boden des ehemaligen Konzentrationslagers bei 
Bergen-Belsen gesagt hat. Ich zitiere: 

Wer als Deutscher spricht, muß sich die innere 
Freiheit zutrauen, die volle Grausamkeit der 
Verbrechen, die hier von Deutschen begangen 
wurden, zu erkennen. 

Und weiter: 

Dieses Belsen und dieses Mal sind stellvertre-
tend für ein Geschichtsschicksal. Es gilt den 
Söhnen und Töchtern fremder Nationen. Es gilt 
den deutschen und ausländischen Juden. Es 
gilt auch dem deutschen Volke. 

Legt man das, was Theodor Heuss damals gesagt 
hat, heute zugrunde, dann sage ich: Ja, wir trauen 
uns die innere Freiheit zu, die volle Grausamkeit 
des Krieges und der begangenen Verbrechen zu er-
kennen. Ich sage: Ja, wir anerkennen die geplante 
Gedenkstätte als Mal stellvertretend für ein Ge-
schichtsschicksal, stellvertretend für alle Toten, für 
alle Opfer der Kriege und der Gewaltherrschaft. 
Wir wollen mit dem Mahnmal der deutschen und 
ausländischen Juden, der Sinti und Roma geden-
ken, selbstverständlich aber auch der Soldaten, die 
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gefallen, ihren Verwundungen erlegen oder in der 
Kriegsgefangenschaft gestorben sind. Und wir wol-
len der Frauen und Kinder gedenken, die durch 
Kriegshandlungen, auf der Flucht oder bei der Ver-
treibung aus ihrer Heimat ihr Leben lassen muß-
ten. 

Das Mahnmal soll stellvertretend stehen für die-
jenigen, die unter der Gewaltherrschaft Opfer ihrer 
Überzeugung oder ihres Glaubens wurden, und de-
nen gewidmet sein, die getötet wurden, weil sie 
einem anderen Volk angehörten oder einer anderen 
Rasse zugerechnet wurden. Dies ist unsere grund-
sätzliche Einstellung zu der inhaltlichen Bedeu-
tung, die das Mahnmal erlangen sollte. 

Darüber hinaus sind aber auch für uns die Worte, 
die der Bundespräsident am 8. Mai letzten Jahres 
hier an gleicher Stelle als Nekrolog gesprochen hat, 
von herausragender Bedeutung. Sie sind für uns 
eine Richtschnur, an der wir uns orientieren wollen. 
Diese Überlegungen des Bundespräsidenten sind 
und bleiben auch für die FDP-Fraktion richtungwei-
send. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wollen heute keine endgültigen Feststellun-
gen treffen. Dafür ist es nach unserer Auffassung 
noch zu früh. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Die heutige Debatte kann zu keiner abschließenden 
Meinungsbildung führen. Sie ist nur ein Schritt auf 
dem Weg zu einer gemeinsamen Gedenkstätte. Sie 
ist gleichsam ein Zwischenbericht der aktuellen Si-
tuation, eine Rückbesinnung ohne falsche Emotio-
nen. Wir sollten abwarten, was die Anhörung vor 
dem Innenausschuß erbringt, und dann — ich wie-
derhole das — ohne Zeitdruck darüber entscheiden, 
wie wir weiter verfahren wollen. 

Meine Damen und Herren, das Ende des Zweiten 
Weltkrieges liegt mehr als 40 Jahre zurück. Da darf 
es nun auf ein paar Monate nicht ankommen, wol-
len wir nicht durch hastige, unüberlegte Entschei-
dungen von vornherein die Akzeptanz der Gedenk-
stätte in der Bevölkerung in Frage stellen. Carl 
Friedrich von Weizsäcker hat einmal gesagt: „Wahr-
scheinlich ist keine Menschheit dem Tode gegen-
über so ratlos gewesen wie die heutige." Ich meine, 
wir sollten alle versuchen, ihn in diesem besonde-
ren Fall zu widerlegen. Wir alle sollten versuchen, 
dem Tod, seinem Gedenken, seinen Mahnmalen 
nicht ratlos gegenüberzustehen. 

Ich weiß, daß das sehr schwierig sein wird, und 
schließe unser Scheitern nicht aus. Deshalb bitte 
ich Sie alle: Treten wir dafür ein, daß es in dieser 
Frage zu keinen polemischen und parteipolitischen 
Auseinandersetzungen kommt! Treten wir dafür 
ein, daß sich das Land nicht in zwei Lager spaltet, 
sondern sich auf Dauer der moralischen Verpflich-
tung unserer Vergangenheit gegenüber den Toten 
und den Lebenden bewußt bleibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Liebe Frauen und Männer! 
Ich glaube, man würde die Toten würdiger ehren, 
wenn man auf das Denkmal verzichtete. 

Die Bundesrepublik befindet sich gegenüber an-
deren Ländern, die Ehrenmale bauen, in einem Di-
lemma. Dort ist es meist nur ein ästhetisches Pro-
blem, das gelöst werden muß. Hier aber entsteht 
das Dilemma, daß die Ermordeten mit denen ge-
meinsam geehrt werden, die ihren Tod verursacht 
haben. Das scheint mir so bedenklich zu sein, daß 
es eines solchen kollektiven Denkmals nicht bedarf, 
daß es sich verbieten sollte. — Das hat Hans Schaf-
gans, der Vorsitzende der Synagogengemeinde in 
Bonn, vor einem SPD-Hearing 1985 erklärt. Herr 
Kollege Dregger, das sollten Sie noch einmal durch-
denken. 

Herr Bundeskanzler, Herr Dregger, ich nehme 
Bezug auf das, was Sie auch in den Vorgesprächen 
geäußert haben, und kann Sie versichern: Es geht 
hier nicht darum, daß Sie Ihrer Toten, insbesondere 
auch der Toten aus Ihrer Verwandtschaft oder Ih-
rer Freunde, derer gedenken und sich an diese erin-
nern. Das Recht will Ihnen überhaupt keiner neh-
men. Das ist Ihre ganz persönliche, private Sache. 
Seit es Menschen gibt, haben Sie ihrer Toten ge-
dacht. 

Aber der Bau eines Mahnmals und erst recht der 
Bau eines nationalen Mahnmals, getragen durch 
Regierung und Parlament in der Bundeshauptstadt, 
das ist doch etwas ganz anders. Nationale Gedenk-
stätten zeigen nicht nur, wie ein Volk und die Regie-
rung mit Geschichte umgehen, sondern Denkmale 
sind vor allem auch gegenwartsbezogen. Die Er-
richtung eines Denkmals ist immer — und soll es ja 
wohl auch sein; so habe ich den Kollegen Dregger 
verstanden — auch ein Akt der Politik, ein Staats-
akt, und ganz besonders dann, wenn es an so her-
vorragender Stelle in der Bundeshauptstadt errich-
tet werden soll. Daran, wie sich Planer und Erbauer 
eines solchen Denkmals mit unserer deutschen Ge-
schichte auseinandersetzen, daran ist das Vorhaben 
eines nationalen Denkmals zu messen. 

Auseinandersetzung mit unserer deutschen Ge-
schichte würde aber zu allererst den Mut verlangen, 
die eigene Verantwortung, das eigene Beteiligt-Sein 
an der Leidenszufügung, an den Eroberungskrie-
gen, Herr Dregger, und vor allem an der Ermordung 
von Millionen von Menschen auch zu akzeptieren. 
Dieses Akzeptieren der Verantwortung und des Be-
teiligtseins hat bis auf ganz wenige Ausnahmen in 
der Bundesrepublik nie stattgefunden. 

Der Kollege Duve hat in dem schon erwähnten 
SPD-Hearing 1985 für mich Eindrucksvolles berich-
tet. Der Lektor Duve hat festgestellt, daß es so gut 
wie keine Erinnerungszeugnisse für die Nazizeit 
von Menschen gibt, die sich selbst als Täter beken-
nen, vielleicht gar nicht einmal als Täter in KZs, 
aber vielleicht als Täter und Beteiligte, die sagen: 
„Da, wo eine Synagoge angesteckt wurde, da war 
ich dabei." 
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Bei soviel Mord stehen wir bis heute da und ha-

ben keine Täter, die sich dazu bekennen. Auch der 
Kollege Dregger hat j a hier nicht davon gespro-
chen, was eigentlich die deutschen Soldaten, die er 
in Warschau und in Moskau geehrt hat, in der So-
wjetunion und in Polen wollten, was sie dort ge-
macht haben, was sie dort an Leiden zugefügt ha-
ben. 

Der Herr Bundeskanzler beruft sich auf die 
Gnade der späten Geburt. Von der Auseinanderset-
zung mit der deutschen Geschichte, von der Ausein-
andersetzung mit der Nazizeit ist keine Rede. 
Schweigen überdeckt das Annehmen eigener Ver-
antwortung, das Zugeben eigenen Beteiligtseins. 

Zumindest offizielles Gedenken, staatliche Erin-
nerung an die Verstorbenen, ob in der Rede eines 
Bundespräsidenten oder durch ein Denkmal, müßte 
immer auch die Geschichte reflektieren und benen-
nen, die von den Toten nicht zu trennen ist. Das 
heißt, bei der Erinnerung an die Verantwortlichen 
und Beteiligten, an die Ermordung ist das Gesche-
hen, das dahintersteckt, auch kenntlich zu machen. 
Bei der Gestaltung eines Denkmals in der Bundes-
republik, gar eines Denkmals, das auch die Zustim-
mung der Soldatenverbände finden muß, ist dies 
wohl kaum zu bewerkstelligen. 

Das offizielle Gedenken an die Ermordeten 
müßte auf deren Schicksal eingehen. Die Unfaßbar-
keit dessen, was in Deutschland von 1933 bis 1945 
und von Deutschland aus durch seine Soldaten ge-
schehen ist, ist kaum übersetzbar in ein steinernes 
oder sonstwie erfaßtes Denkmal. 

Ein Unding ist es aber und völlig unvorstellbar, 
daß die Ehrung der Ermordeten und der Verursa-
cher ihres Todes in einem Denkmal möglich sein 
soll. Nur wer die deutsche Geschichte für sich ent-
sorgt hat, kann auf solche Gedanken kommen. Die 
Verhöhnung der Ermordeten, neues Unrecht an ih-
nen und vor allem eine Zumutung für die Überle-
benden wären unausweichlich. 

Deshalb lehnen wir gemeinsam mit den ehemali-
gen Widerstandskämpfern, deren Angehörigen, jü-
dischen Gemeinden, dem Zentralrat der Sinti und 
Roma, der Aktion Sühnezeichen und anderen die 
Errichtung dieses Denkmals ab. 

Heute ging mir wie wahrscheinlich auch den an-
deren Fraktionen ein Brief des Simon-Wiesenthal-
Centers aus Los Angeles zu, in dem davon gespro-
chen wird, daß die Errichtung eines solchen Denk-
mals, in dem Täter und Opfer gemeinsam geehrt 
oder ihrer gedacht werden soll, ein- kollektiver 
Schlag in das Gesicht von 6 Millionen ermordeten 
Juden sei. 

Wir finden es gut und richtig, daß diese Debatte 
hier und heute endlich stattfinden kann. Wir haben 
uns ein halbes Jahr bemüht, die Auseinanderset-
zung, die Diskussion aus den Diensträumen des 
Präsidenten heraus hier in das Plenum des Deut-
schen Bundestages und damit in die Öffentlichkeit 
zu kriegen. Wir meinen, es war unerträglich, daß 
hinter verschlossenen Türen die Fragen des Ob und 
Vielleicht sogar auch schon des Wie eines nationa-
len Mahnmals durch einzelne Parteivertreter vor- 

entschieden und die Öffentlichkeit an dieser Aus-
einandersetzung nicht beteiligt werden sollte. 

Die Errichtung eines nationalen Mahnmals am 
Rhein wäre auch wegen der Wirkung auf die Politik 
der Gegenwart verhängnisvoll. Ein solches Mahn-
mal, gar noch in den monströsen Dimensionen, wie 
vom Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
vorgeschlagen, würde sich in die Versuche der Bun-
desregierung einreihen, durch den Bau riesiger, fast 
schon sakraler Geschichtsmuseen in Berlin und 
Bonn ein neues bundesdeutsches Nationalgefühl zu 
schaffen. Ein solches Nationalbewußtsein brauchen 
wir nicht. Schlimmer noch: Solches Nationalbe-
wußtsein hat in der jüngsten Vergangenheit für die 
Nachbarvölker und für die Deutschen verhängnis-
volle Konsequenzen gehabt und zu Krieg und mil-
lionenfachem Tod geführt. 

Eine solche Sinnstiftung, eine solche Ideologie, 
die nur dazu dient, die Bevölkerung auf hinlänglich 
bekannte Sachen zuzurichten, lehnen wir ab. Denk-
male zur ideologischen Ausrichtung, zur militäri-
schen Aufrüstung des Denkens haben wir schon 
genug. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist wirk

-

lich ein starkes Stück!) 

— Hören Sie zu, Herr Kollege. — Das Ehrenmal für 
das Heer in Koblenz, das für die Luftwaffe in Für-
stenfeldbruck, das für die Marine in Laboe reichen 
ja wohl. Und die Denkmale, die die deutsche Nation 
hochhalten sollen, wie etwa die Walhalla bei Re-
gensburg, die Befreiungshalle in Kelheim, das Nie-
derwald-Denkmal oder das Hermanns-Denkmal 
reichen, sind mehr als genug. Diese Ehrenmale 
wurden mit Unsummen restauriert, wiederaufge-
baut, gepflegt, und Tausende von Menschen werden 
an ihnen vorbeigeschleust. 

Wir stellen dagegen die Ehrung der Toten, der 
Toten in den Konzentrationslagern, der Toten, die 
in den Fabriken als Sklaven und Zwangsarbeiter 
umgekommen sind. Die sollten wir zunächst ehren, 
dafür sollten wir Geld ausgeben und die Bürgerin-
itiativen und Geschichtswerkstätten ausstatten und 
stärken, die da helfen, etwa wie in Drütte oder wie 
in Hamburg, die das endgültige Entsorgen der Ge-
schichte verhindern wollen. 

Wer ernsthaft den Wahnsinnn von Kriegen aus 
der Welt schaffen will, braucht kein nationales 
Mahnmal, sondern den Willen, aus der Auseinan-
dersetzung mit der Geschichte vor Ort, da, wo Ge-
schichte stattgefunden hat, Zivilcourage, Unange-
paßtsein zu lernen und Widerstand zu entwickeln. 
Gegen die Entsorgung der Geschichte durch Ver-
drängung stellen wir das Erinnern, um so vielleicht 
die Wiederholung der Verbrechen zu verhindern. 

Das nationale Mahnmal da unten am Rhein leh-
nen wir ab. Die Staatsgäste in der Bundesrepublik 
werden sicher verstehen, daß es mit der Toteneh-
rung und Kranzniederlegung in der Bundesrepu-
blik nicht so einfach ist wie in anderen Ländern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Deutsche 
Bundestag, das frei gewählte Parlament des deut-
schen Volkes, erweist mit dieser Debatte den Toten 
der Kriege und der Gewaltherrschaft Aufmerksam-
keit und Ehre. Indem wir dies tun, verhalten wir 
uns als Erben und Bewahrer einer Tradition die bei 
allen Völkern gepflegt wird und bis zur frühesten 
Menschheitsgeschichte zurückreicht. Es sind sittli-
che Maßstäbe, religiöse Überzeugungen und ge-
schichtliche Erfahrungen, die unser Handeln dabei 
bestimmen. 

Weil wir um die Paradoxie der Geschichte wissen 
und die volle geschichtliche Wahrheit ins Auge fas-
sen wollen, bleibt unser Gedenken und Mahnen 
nicht auf die Toten unseres eigenen Volkes be-
grenzt. Politische Kultur tritt in vielerlei Formen in 
Erscheinung. Sie erreicht dort ihren Höhepunkt 
und schönsten Ausdruck, wo sie in der Pflicht und 
Verantwortung vor den Toten Frieden und Freiheit 
zwischen Menschen und Völkern stiftet. 

Seit 1925 steht der Volkstrauertag im Kalender 
des deutschen Volkes. In vielen Städten und Ge-
meinden unseres Vaterlandes werden am zweiten 
Sonntag vor Advent offizielle Gedenktage abgehal-
ten. Der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
veranstaltet zum Gedenken an die Opfer von Krieg, 
Gewaltherrschaft und Terrorismus im Plenarsaal 
des Deutschen Bundestages eine Feierstunde. Der 
Herr Bundespräsident spricht den Nekrolog zur To-
tenehrung. Die Gedenkreden zum Volkstrauertag 
sind Dokumente politischer Kultur. Sie können 
auch Quelle und Fundament einer Sinnfindung und 
Sinngebung für eine nationale Mahn- und Gedenk-
stätte in Bonn sein. Die Bundesregierung dankt 
dem Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
und allen, die sich der Gräber und der Pflege der 
Friedhöfe und Gedenkstätten annehmen. 

In der deutschen Hauptstadt, in Berlin, gibt es 
nationale Gedenkstätten, die geeignet sind, das Ge-
dächtnis an unsere Toten würdig und eindrucksvoll 
wachzuhalten. Unser Blick richtet sich auch auf 
Auschwitz, Plötzensee und Stadelheim. Wir denken 
an alle Stätten des Grauens. 

In der Hauptstadt der Bundesrepublik Deutsch-
land, in Bonn, fehlt eine zentrale nationale Gedenk-
stätte. Nicht nur die Bundesregierung empfindet 
diese Tatsache als Mangel, den es zu beheben gilt. 
Dabei geht es in keiner Weise in erster Linie um die 
Notwendigkeiten des internationalen Protokolls. 
Vielmehr müssen wir einsehen: Selbst mit der be-
sten Kriegsopierversorgung und Sozialgesetzge-
bung haben wir die Dankesschuld an unsere Toten 
und ihre Hinterbliebenen nicht abgetragen. 

Jede Familie setzt nach dem Tod eines Angehöri-
gen einen Grabstein. Wir dürfen nicht länger zö-
gern, den Toten unseres Volkes, den Opfern der 

Kriege und Gewaltherrschaft einen Gedenkstein in 
unserer Bundeshauptstadt zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt geschriebene, gesprochene und gebaute 
Nekrologe. Was wir am Volkstrauertag reden und 
hören, muß seine Architektur, seine künstlerische 
Form finden. Viele Zuschriften, Zurufe, Ermahnun-
gen und Ermutigungen aus dem Volk bestätigen 
uns in der Annahme, daß wir mit der Verwirkli-
chung einer Mahn- und Gedenkstätte dem Willen 
und Wunsch einer breiten Mehrheit der Bevölke-
rung entsprechen. 

Schon am 4. Mai 1983 hat Bundeskanzler Helmut 
Kohl darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung 
entschlossen sei, der Stadt Bonn zu helfen, ihrer 
Funktion als Bundeshauptstadt gerecht zu werden. 
Inzwischen haben sich der Bundesrat, der Gemein-
same Ausschuß Bundeshauptstadt Bonn und der 
Bauausschuß des Deutschen Bundestages für einen 
Standort in der Gronau in unmittelbarer Nähe des 
Rheins ausgesprochen. Die topographischen Ver-
hältnisse und die städtebaulichen Umstände zwin-
gen dort zu einer architektonischen Lösung, die 
sich in den baulichen Ausmaßen beschränkt und 
nur durch Idee und Gestalt zu beeindrucken ver-
mag. Wir wollen kein Kriegerdenkmal der her-
kömmlichen Form und Sinngebung bauen. Unsere 
Gedächtnisstätte soll dem Traditionsverständnis 
unserer Zeit voll gerecht werden. Wir sind vor die 
Aufgabe gestellt, eine sittliche Idee ins Bildhaftte 
zu übersetzen. 

Bei unseren Bemühungen um eine repräsentati-
ve, zentral gelegene Gedenkstätte greifen wir Über-
legungen und Gedanken früherer Bundesregierun-
gen auf. Bundeskanzler Helmut Schmidt hat am 
6. Mai 1981 erklärt, in der Bundeshauptstadt fehle 
ein Denkmal für diejenigen — ich zitiere —, 

die durch die Irrtümer und die Verbrechen des 
Dritten Reiches ihr Leben gelassen haben, sei 
es in den Gefängnissen und Konzentrationsla-
gern, sei es in der Heimat im Bombenkrieg und 
sei es an den Fronten des Zweiten Weltkrie-
ges: 

Die Bundesregierung war von Anfang an ernst-
haft bemüht, das Vorhaben der Gedenkstätte dem 
politischen, dem parteipolitischen Streit zu entzie-
hen. Ein nationales Mahnmal, eine Gedächtnis-
stätte für das gesamte Volk, für die Toten der 
Kriege und der Gewaltherrschaft, setzt nationalen 
Konsens voraus. Uns eint unsere gemeinsame Ge-
schichte, unsere Sprache, unsere Kultur. Durch das 
Grundgesetz und die Grundrechte sind wir in einer 
gemeinsamen Grundwerteordnung verbunden. 

Die Mitglieder des Deutschen Bundestages sehen 
in der Menschenwürde das höchste Rechtsgut unse-
rer Verfassung. Diese Tatsache beruht auf den Er-
fahrungen unserer langen und schmerzensreichen 
nationalen Geschichte. Es ist das Ergebnis unserer 
Kulturtradition, in der antike, jüdische und christli-
che, germanische und slawische Elemente eine 
komplexe, aber fruchtbare Symbiose gefunden ha-
ben. 
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Bundesminister Dr. Schneider 
Die Menschenwürde ist der Maßstab für unser 

politisches Handeln, sie ist die sittliche Rechtferti-
gung für ein nationales Mahnmal; denn ein Volk, 
das vergäße, seine Toten zu ehren, verlöre das Fun-
dament seiner eigenen Kultur. Die Würde des Men-
schen endet nicht mit dem Tode, sie kennt auch 
keine nationalen Grenzen; sie ist allen Völkern und 
Rassen gleichermaßen verliehen. 

Perikles brachte diesen Gedanken in seiner Lei-
chenrede auf die Gefallenen des Peloponesischen 
Krieges zum Ausdruck. Die großen Epen der Weltli-
teratur bezeugen diese Wahrheit. 

Antigone nahm den Tod auf sich, weil sie gegen 
den Befehl Kreons ihren Bruder Polyneikes beer-
digt hat, obwohl dieser als Feind der Stadt den Tod 
fand. 

1943 erleidet die Berliner Antigone, die Schwester 
eines gehängten Stalingradkämpfers, den Tod un-
ter dem Fallbeil des Tyrannen, weil sie den Leich-
nam ihres Bruders aus der Berliner Anatomie ent-
wendet und auf einem Friedhof bestattet hatte. 

Sophokles und Rolf Hochhuth haben uns mit dem 
Schicksal dieser beiden Frauen vor Augen geführt, 
daß sich das Heroische im soldatischen Opfertod 
nicht erschöpft. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr!) 

Die Würde des Menschen ist unsterblich und da-
mit der Achtung und der Ehre, dem Schutz und der 
Pflege der Überlebenden anheimgestellt. Unsere 
Friedhöfe sind Stätten des Friedens, über die wir 
Christen das Kreuz, das Zeichen der Versöhnung 
und Auferstehung errichtet haben. Andere Völker, 
andere Kulturen, andere Religionen haben ähnliche 
Zeichen und Symbole würdiger Totenehrung und 
Ehrverpflichtung entwickelt. Das förmliche militä-
rische Zeremoniell, die Kranzniederlegung an Ge-
denkstätten für die Toten eines Volkes entsprechen 
internationaler Gepflogenheit. Wer darin nur eine 
protokollarische Geste zu sehen vermag, verkennt 
den Wert des Zeichen- und Symbolhaften im Leben 
der Völker. Der Mißbrauch nationaler Symbole und 
Traditionen zerstört nicht ihre geistig-sittliche Sub-
stanz. Die Tatsache, daß unsere Soldaten von einem 
Unrechtsregime in einem sinnlosen Krieg miß-
braucht worden sind, mindert nicht unsere Dank-
barkeit für ihr Pflichtgefühl und ihre Tapferkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Ungeheuerlich ist das!) 

Wir haben verlernt, den „Gesang des Deutschen" 
wieder anzustimmen, aber viele in unserem Volke 
empfinden auch heute noch mit Hölderlin, wenn er 
enttäuscht beklagt: „Oft zürnt' ich weinend, daß Du 
immer blöde die eigene Seele leugnest." Unsere ge-
fallenen Soldaten, denen die Heimkehr, wie sie 
Wolfgang Borchert dramatisch in Szene gesetzt hat, 
versagt blieb, dürfen als Tote nicht „Draußen vor 
der Tür" bleiben! 

Carl Zuckmayer hat kurz nach dem Kriege in 
einem Brief an Inge Scholl zum Tode ihrer Ge-
schwister Hans und Sophie geschrieben: 

Sie kämpften für das einfachste und größte An-
liegen der Menschheit, den Triumph des Guten 
und Echten über das Böse und Falsche, der 
Wahrheit über die Lüge, des Göttlichen in der 
Menschenbrust über das Teuflische; sie kämpf-
ten mit einer so weltweiten Herzenskraft, daß 
sie die Liebe zu allen Völkern mit einschloß, für 
ihr geliebtes Vaterland. Sie kämpften für die 
Souveränität des freien Geistes, im Glauben an 
die tiefe Verpflichtung, die uns das Gottesge-
schenk einer unsterblichen Seele auferlegt. Sie 
starben mit der Vision von der gereinigten Auf-
erstehung ihres geknechteten Volkes, in brü-
derlicher Gemeinschaft mit den freien Völkern 
der Erde. 

Die Geschwister Scholl, alle Toten des Krieges 
und Opfer der Gewaltherrschaft haben uns ein Te-
stament hinterlassen. Darin ist uns aufgegeben, für 
den Triumph des Guten und Echten über das Böse 
und Falsche zu kämpfen, für eine friedliche Ge-
meinschaft mit allen Völkern der Erde. 

Viele werden an das Mahnmal treten und an 
Kriegskameraden denken, an die Nachbarn im 
Luftschutzkeller, die Leidensgefährten der Kriegs-
gefangenschaft, der Flucht und der Vertreibung, die 
ertrunken oder erfroren sind. Viele von ihnen sind 
in den letzten Kriegsmonaten Opfer brutaler Ge-
walt und unmenschlicher Grausamkeit geworden. 

Das „Lied vom guten Kameraden" hat ein libera-
ler deutscher Professor geschrieben, der 1849 als 
Abgeordneter in der Paulskirche zu Frankfurt am 
Main die seherischen Worte gesprochen hat: „Es 
wird kein Haupt über Deutschland leuchten, das 
nicht mit einem vollen Tropfen demokratischen Öls 
gesalbt ist!" Ludwig Uhland und Hoffmann von Fal-
lersleben sprächen sich heute für ein Mahnmal 
aus. 

Aber lassen Sie mich auch an Bert Brecht erin-
nern, an seine Ermahnungen „An die Nachgebore-
nen": 

Ihr, die Ihr auftauchen werdet aus der Flut, 

in der wir untergegangen sind, 

gedenkt, 

wenn Ihr von unseren Schwächen sprecht, 

auch der finsteren Zeit, 

der Ihr entronnen seid ... 

Gedenkt unserer mit Nachsicht. 

(Ströbele [GRÜNE]: Schämen Sie sich, 
Brecht hier zu mißbrauchen! Das ist unge

-

heuerlich!) 

Bert Brecht, aus amerikanischem Exil nach Berlin 
zurückgekehrt, warnte unsere Jugend vor Rechtha-
berei und pseudomoralischer Überheblichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Über dem Mahnmal schwebe der Geist der Berg-
predigt, die Botschaft des Friedens und der Fried-
fertigkeit, der Geist der Versöhnung und Besin-
nung. 
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Bundesminister Dr. Schneider 
Wir wissen nicht, welche Gefühle in einem Men-

schen wach werden, wenn er an ein Grab oder vor 
eine nationale Gedächtnisstätte tritt. Dem Christen 
ziemlich wäre das Gebet, vielleicht das Vaterunser, 
die Bitte an Gott „Und vergib uns unsere Schuld, 
wie auch wir vergeben unsern Schuldigern". 

(Rusche [GRÜNE]: Die Sonntagsrede am 
Freitag!) 

In der Genesis spricht der Brudermörder Kain zu 
Gott: „Wer mich findet, wird mich erschlagen." Und 
Gott antwortet: „Jeder, der Kain erschlägt, soll sie-
benfacher Rache verfallen." 

Wir wissen: Manche Tat schreit ewig. Der Stein 
der Gedächtnisstätte muß der Stein des Denk-An-
stoßes, nicht des Ärgernisses werden. Er soll zum 
Nachdenken führen, zur tieferen Besinnung auf die 
moralischen und religiösen Quellen unserer Kul-
tur. 

Das Mahnmal muß unser Volk einen, es darf 
nicht trennen. Das gilt auch für das Verhältnis zu 
anderen Völkern. 

Wir wissen doch: Der Buchstabe ist tot, lebendig 
ist der Geist. Der Stein ist tot, erst unsere Gesin-
nung erhebt ihn zum Gedenkstein, rechtfertigt ihn 
vor den Toten als nationales Mahn- und Ehrenmal. 

So begreife ich auch den Nekrolog zum Volks-
trauertag, die Rede des Herrn Bundespräsidenten 
am 8. Mai 1985, die Reden aller Bundespräsidenten 
und aller Bundeskanzler aus Anlaß unserer natio-
nalen Gedenktage und zum Tag der Deutschen Ein-
heit im Sinne eines Anstoßes zum Denken und 
Nachdenken über unser Volk und seine Geschich-
te. 

Wir treten als Väter und Mütter, Söhne und Brü-
der, Schwestern und Töchter vor das Mahnmal. Und 
in vielen werden Gedanken und Empfindungen auf-
steigen, wie sie der baltische Dichter Siegfried von 
Vegesack seinem mit 20 Jahren in Rußland gefalle-
nen Sohn Gotthart auf ein Totenbrett im Bayeri-
schen Wald geschrieben hat: 

Die Ähren sinken, wenn das Korn sich neigt. 

Die Blüte fällt, wenn Frucht aus ihrem Schoße 
steigt. 

Und alles wächst und drängt und möchte sich 
vollenden. 

Du aber bist gefallen vor der Zeit: 

Du mußtest ohne Frucht, mit leeren Händen 

Dich selbst verschwenden ... 

Und bleibst nun jung in alle Ewigkeit. 

Ein schlichtes Denkmal in Worten: ergreifend 
und ernst, doch voller Trost und Verheißung — 
auch für uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In vielen Kulturen setzen die Lebenden ih-

ren Toten Zeichen der Erinnerung: Hügel, Steine, 
Gebäude, Pyramiden. Meist waren es Zeichen zum 
Ruhm der Herrscher, nicht der Beherrschten; diese 
erhielten kein Denkmal. Es waren die Feldherren 
und Generäle, die ihr Standbild bekamen, nicht der 
gemeine Mann, den sie in den Tod geführt hatten, 
nicht die Frauen und Kinder, die in ihren Kriegen 
elend umgekommen waren. 

Wir wollen hier über ein Zeichen der Erinnerung 
reden; der Erinnerung nicht für die Mächtigen, son-
dern für die unzähligen Opfer der nazistischen Ge-
waltherrschaft und des Krieges. Andere Völker 
können ihre Toten unbefangener ehren als wir, 
denn die Gewaltherrschaft der Nazis und der 
Zweite Weltkrieg waren verbrecherisch. Deshalb 
können wir kein Ehrenmal bauen; es soll ein Zei-
chen der Erinnerung, der Trauer und der Mahnung 
sein. 

Ich möchte eine Nebenbemerkung zum Protokoll 
machen. Es wird uns ja immer wieder gesagt, das 
Protokoll erfordere ein solches Mahnmal in der 
Hauptstadt. Dies ist kein guter Grund. Vielen Bür-
gern unserer Republik erscheint dieses staatliche 
Protokoll als leeres, kaltes Ritual. 

(Zustimmung des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

Warum hat eigentlich nach dem verlorenen Krieg 
kein Bundespräsident, kein Bundeskanzler dieses 
Staatsritual durch neue Formen ersetzt, die zeigen, 
daß wir eine friedliche, eine friedfertige Republik 
sein wollen, die ohne militärisches Gepränge trau-
ern kann? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das hätten doch unsere Gegner von gestern gewiß 
respektiert und verstanden. 

Deshalb sollten wir, wenn wir jetzt über das 
Mahnmal reden, auch über zivile, über bürgerliche, 
kultivierte, friedliche Formen der Trauer und des 
Protokolls nachdenken. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Viele sagen uns, dieses Mahnmal bedeute einen 
unaufhebbaren Widerspruch. Können wir, so hat 
vor einiger Zeit Österreichs Bundeskanzler Fred 
Sinowatz in Bonn gefragt, der Opfer im Kampf ge-
gen den Faschismus gemeinsam mit den Opfern im 
Kampf für den Faschismus gedenken? Wir tun gut 
daran, diese Einwände ernst zu nehmen. 

Günther Gillesen hat vor einiger Zeit in der 
„Frankfurter Allgemeinen" — und Sie, Herr Bun-
desminister, haben das ja aufgenommen — daran 
erinnert, daß auf jedem Friedhof unseres Landes 
Opfer neben Tätern liegen, und er hat an die An-
tigone erinnert, die ihren toten Bruder Polyneikes 
nicht den Vögeln zum Fraß überläßt, sondern ihn 
entgegen dem Befehl des Königs beerdigt, weil im 
Reich der Toten gleiches Recht gilt. Aber hier, Herr 
Bundesminister, geht es nicht um Gräber. Es geht 
nicht um einen Friedhof, es geht nicht um das 
Recht der Toten, sondern es geht um ein Zeichen 
für die Lebenden. Das Mahnmal ist etwas anderes 
als die Erde der Antigone für ihren toten Bruder. 
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Conradi 
Deshalb wollen wir mit Ihnen darüber reden, was 

das Mahnmal bedeuten, was es bewirken soll, wol-
len wir uns mit Ihnen darüber verständigen, aus 
welcher Geisteshaltung heraus dieses Mahnmal 
entstehen soll. 

Wir hören aus den Koalitionsfraktionen, man 
wolle wegen des Mahnmals nicht eine allgemeine 
und ausufernde Debatte über die deutsche Ge-
schichte führen. Wie denn? Soll das Mahnmal Ge-
schichte wachhalten, oder soll es Erinnerung zu-
schütten? Soll es zur Trauer aufrufen, oder soll es 
die Trauer beenden? Soll es ein Stein des Anstoßes 
für die Lebenden werden oder ein Stein, unter dem 
die Vergangenheit endlich begraben wird? 

Von der „Entsorgung der Geschichte" spricht Ha-
bermas, und wir fragen Sie: Glauben Sie, daß wir, 
wenn wir wie die anderen Völker ein nationales 
Mahnmal haben, es dann mit der Erinnerung genug 
sein lassen können? Für ein solches Mahnmal des 
Vergessens werden Sie unsere Zustimmung nicht 
finden. 

Wir wollen uns nicht mit dem Hinweis auf unser 
Geburtsjahr in der deutschen Geschichte hinweg

-

stehlen. Es gibt keine deutsche Kollektivschuld, das 
ist gewiß; aber — das müssen wir heute angesichts 
der Tendenzen zum Verschweigen und zum Verges-
sen deutlich sagen — es gibt auch keine kollektive 
Unschuld des deutschen Volkes. Wer die wachsende 
Ausländerfeindlichkeit, wer den neuen Antisemitis-
mus, wer die kalte Entsolidarisierung in unserer 
Gesellschaft wachsam beobachtet, der weiß, daß der 
Schoß noch fruchtbar ist, aus dem der Faschismus 
kroch. Deshalb wollen wir erinnern, und deshalb ist 
für uns der Weg zu diesem Mahnmal, das Gespräch 
über seine Aussage, über seine Notwendigkeit, über 
seine geistige Grundlage, für uns genauso wichtig 
wie das Ergebnis, das Mahnmal selbst. 

Wir haben vorgeschlagen, den weiteren Überle-
gungen für das Mahnmal die Gedenkworte des 
Bundespräsidenten aus seiner großen Rede am 
8. Mai zugrunde zu legen. Das hat nie bedeutet, und 
das hat niemand vorgeschlagen, diese Worte nun in 
Stein zu meißeln. Aber wir fragen Sie: Warum soll 
diese Rede, in der nichts verschwiegen wird, in der 
alle Opfer des Krieges und der Naziherrschaft ge-
nannt werden, diese Rede, die in der ganzen Welt 
Aufmerksamkeit und Zustimmung gefunden hat, 
nicht unsere gemeinsame geistige Grundlage für 
das geplante Mahnmal sein? 

Wird da eine Gruppe von Menschen nicht ge-
nannt, um die wir trauern sollen? Oder werden da 
Opfer genannt, um die Sie nicht trauern wollen? 
Stände es uns nicht an, mit diesem Mahnmal auch 
der Toten der anderen Völker, unserer Nachbarn, 
zu gedenken, die im Krieg unter uns gelitten ha-
ben? 

(Beifall bei der SPD) 

Und würde nicht auch unseren ausländischen Gä-
sten, die das Protokoll zu diesem Mahnmal führen 
will, deutlich werden, daß wir aus unserer Ge-
schichte gelernt haben? 

Es war Ihr Vorschlag, daß der Herr Bundespräsi-
dent nach öffentlicher Diskussion nach einem zwei-

stufigen Wettbewerb, beraten von einem Gremium 
der elder statesmen, die endgültige Entscheidung 
über das Mahnmal treffen soll. Das ist ein guter 
Vorschlag, Herr Minister. Wir stimmen ihm zu. Das 
Mahnmal soll nicht das Mahnmal einer parlamen-
tarischen Mehrheit, es soll ein gemeinsames Mahn-
mal unserer Republik werden. 
Aber wissen Sie, was Sie anrichten, wenn Sie nun 

von dieser Rede des Bundespräsidenten abrücken? 
Wissen Sie, was Ihr Nein zu seinen Gedenkworten 
für die Diskussion im Inland und im Ausland über 
dieses Mahnmal bedeutet? 

Die Frage stellt sich auch, ob die Aufgabe mit 
ihren fürchterlichen Widersprüchen überhaupt 
künstlerisch gelöst werden kann. Ich stimme Ihnen 
zu, Herr Kollege Beckmann: Vielleicht zeigt uns der 
geplante Wettbewerb, daß das künstlerisch nicht zu 
lösen ist, daß die Informationsstätte, daß das Denk-
haus der bessere Weg ist. 

Aber wenn diese Wettbewerbe kommen, sollten 
wir überlegen, ob wir dazu nicht auch Künstler und 
Architekten aus der DDR einladen. Die Teilung un-
seres Volkes als Folge des verlorenen Kriegs und 
die unterschiedliche Entwicklung beider deutschen 
Staaten in ihren politischen und militärischen 
Bündnissen führen dazu, daß es kein gemeinsames 
Denkmal aller Deutschen geben wird. In Bonn kann 
nur ein Mahnmal der Bundesrepublik Deutschland 
entstehen. Aber könnten wir nicht durch Beteili-
gung von Künstlern aus der DDR deutlich machen, 
daß uns bei vielem, was uns trennt, die Trauer um 
die Opfer des Faschismus und des Krieges verbin-
det? 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Mahnmal ist eine schwierige Aufgabe. Es 
sagt nicht nur etwas über die Vergangenheit, über 
tote Täter und Opfer, über Schuld und Verantwor-
tung. Es sagt vor allem etwas über uns, über die 
Lebenden, über unsere Moral, über unser Ge-
schichtsbewußtsein, über unsere Fähigkeit, zu trau-
ern. Es kann sein, daß wir am Ende dieses mühsa-
men Gesprächs keinen Konsens finden, daß die Zeit 
für dieses Mahnmal noch nicht reif ist, weil es keine 
gemeinsame moralische und geistige Grundlage für 
dieses Mahnmal gibt. Wir Sozialdemokraten wollen 
dieses Gespräch. Wir wollen viele Menschen daran 
beteiligen. Wir wollen, daß unsere Republik es sich 
mit diesem Mahnmal nicht leichtmacht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es soll eine Gedenkstätte für Tote 
sein, für Tote verschiedener Völker, nicht zuletzt 
der Deutschen. Es sollte also — und da greife ich 
Ihren Satz auf — um Trauer, Erschütterung und 
Besinnung vorweg gehen. Es sollte also nicht um 
streitbare Diskussionen gehen, die anderswo not-
wendig sein mögen. Man muß die Frage aufwerfen, 
ob es dem nötigen Maß an Ehrfurcht entspricht, 
wenn wir vor einer solchen Gedenkstätte über 
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Gruppen der Toten und über das streiten, was dem 
Tod voranging. 

Wir wollen nichts beschönigen. Auch Verantwor-
tung und Schuld können in Erschütterung und Be-
sinnung einbezogen werden! Wir haben nirgends in 
unserem Antrag von einem Schlußstrich gespro-
chen. Aber haben Sie jemals die Opfer von Krieg 
und von Gewalt in den Stunden oder Minuten vor 
dem Tod, in den Materialschlachten, in den Zwangs-
und Vernichtungslagern und in den Flüchtlings-
trecks selbst erlebt und begleitet? Wer das erlebte, 
wird vielleicht nicht um Nekrologe und Gruppen 
diskutieren! Im Sterben ist der Mensch auf sich 
selbst geworfen, auf sein eigenes personales Ich. 
Unzählige Opfer von Gewalt und Krieg haben phy-
sisch und seelisch oft Unbegreifliches gelitten, und 
zwar solche, die vorher ungerecht handelten, und 
solche, die gerecht handelten. Wer weiß denn, wie 
viele Ungerechte in diesen Stunden und Minuten 
vor einem qualvollen Tod vieles gebüßt und anderes 
moralisch in Ordnung gebracht haben? Dürfen wir 
einen Teil der Toten von Krieg und Gewalt einzeln 
unter Anklage stellen? Dürfen wir hier an dieser 
Stätte über Vergangenheit und Zeitgeschichte strei-
ten? 

Sollte nicht vielmehr ein großer Künstler hier 
auch eine Stätte der Barmherzigkeit für die leiden-
de, für die geschundene Kreatur gestalten? Könn-
ten wir die Gemarterten und Leidenden fragen, so 
würden sie uns vielleicht sagen: Nur Unbarmher-
zige brechen den Stab über den einzelnen Toten. 
Gruppennekrologe sind kaum darstellbar, und 
wenn, so zeigen sie wieder das Leid der Personen 
nur unter einem gewissen Blickpunkt. Eine Ge-
denkstätte — das klang hier wiederholt an — kann 
nicht den Richterspruch über den einzelnen erset-
zen. Die Gedenkstätte kann allerdings auch nicht 
Sühne im geordneten Rechtsgang und nicht sittlich 
fundierte Urteile ersetzen. 

Meine Damen und Herren, viele leidenschaftliche 
Spanier haben in einer Art, die uns vielleicht nicht 
so ganz liegt, aber immerhin an der gemeinsamen 
Grabstätte für die Opfer der verschiedenen Seiten 
eines grausamen Bürgerkrieges zu einem geordne-
ten Miteinander gefunden. Man wird hier — gestat-
ten Sie mir das persönliche Wort — in Bonn auch 
der über zwei Millionen deutscher Heimatvertrie-
bener gedenken, die ihr Leben auf der Flucht und 
Vertreibung ließen. Aber angesichts ihres Todes, so 
meine ich, sollte man nach ihren qualvollen Erleb-
nissen an dieser Stätte nicht mehr — allerdings 
ohne Tatsachen zu vernebeln — über die verwor-
rene Verstrickung von Opfern und Verursachern 
streiten. 

Wir könnten allerdings die gemeinsame Sorge 
haben: daß sich Künstler finden, die in den Formen 
unserer Zeit, viele Menschen aus allen Schichten 
ergreifend, jeden rechthaberisch-ideologischen 
Streit durch Trauer, Erschütterung und Besinnung 
überwinden, die künstlerisch manche emotionale 
Leere beim Gedenken an die Toten von Krieg und 
Gewalt in eine würdige und in eine gerechte Tradi-
tion in unserem Volk hinüberführen. Ernst Barlach 
und Käthe Kollwitz haben erschütternde Kunst-

werke ohne Heroisierung der Soldaten des Ersten 
Weltkrieges, aber breite Kreise der Bevölkerung er-
schütternd, gestaltet. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Herr Kollege von den GRÜNEN, die haben nicht 
verzichtet. Wenn Sie nach den Widerstandskäm-
pfern fragen, so lesen Sie vielleicht den 4. Band der 
Aufzeichnungen und Briefe von Alfred Delp, der sie 
mit gefesselten Händen in wochenlanger Erwar-
tung seiner Hinrichtung geschrieben hat. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Alfred Delp hat sich nicht gegen die Unterschei-
dung von Gerechten und Ungerechten ausgespro-
chen, er hat aber in einer ergreifenden Weise die 
konstruktive Aufgabe der Deutschen und der Euro-
päer und der Deutschen in Europa mit gefesselten 
Händen im Angesicht des Todes niedergeschrie-
ben! 

Über Trauer und Besinnung hinaus sollte diese 
Stätte deshalb auch nach vorn weisen. Sie sollte 
sich jenem Ziel stellen, das vor ihrer physischen 
Vernichtung in einer bitteren Zeit des Widerstandes 
nachweisbar so viele vereint hat. Dieser niederge-
schriebene und von vielen unterzeichnete Satz lau-
tete — das ist wenigstens für mich der Haupt-
satz —: Wir wollen die Wiederbesinnung auf den 
Grundlagen der Sittlichkeit im privaten und öffent-
lichen Leben unseres Volkes. Dieser Satz hat Män-
ner geeint, Konservative wie Goerdeler, Liberale 
wie Löser, Sozialdemokraten wie Julius Leber, Wil-
helm Leuschner und Löbe, Katholiken wie Bolz und 
Wirmer, Evangelische wie Ulrich von Hassel und 
James Graf Moltke. Sie haben den Nationalsozialis-
mus auch mit dem richtigen und von ihm ge-
wünschten Namen genannt: Sie haben ihn nicht als 
Faschismus, sondern als Nationalsozialismus be-
zeichnet. 

Wenden wir uns also der Sorge um das Wie der 
Gestaltung zu: In Ergriffenheit Deutsche und Nicht-
deutsche hinüberzuführen zur Hoffnung für die 
Aufgaben unseres Volkes und für Deutschland, ein-
gefügt in ein erträgliches Zusammenwirken der 
Europäer! Viele Kräfte deutschen und nichtdeut-
schen Widerstandes haben ein solches Wirken in 
diesem Sinn, beherrscht von dieser Hoffnung, ge-
wünscht, und ich meine, die Mahnstätte sollte auch 
daran erinnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Dr. Czaja, ich glaube, die Beiträge 
heute haben klargemacht, daß niemand hier im 
Hause den Stab, wie Sie es gesagt haben, brechen 
will über Tote. Ich glaube, das ist nicht der Kern der 
noch zutage tretenden Meinungsunterschiede. 

In der Umgangssprache hat sich eine dem Engli-
schen entlehnte Formel eingeschlichen. Ein 
Mensch, eine Absicht, ein Unternehmen ohne Er- 
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folg, alles, was versagt hat, wird mit der Aufforde-
rung gekennzeichnet: „Den kannst du vergessen — 
vergiß es!" Die alltägliche Aufforderung, daß un-
wichtig Gewordene zu vergessen, den Versager aus 
dem Gedächtnis zu schieben, enthüllt ein Stück so-
zialer Erbarmungslosigkeit. 

Eine ähnliche Floskel bedient sich eines sehr 
konkreten Elements aus der Architektur: „Die oder 
der sei weg vom Fenster." Der Raum wird als leer, 
als wiederbeziehbar vorgestellt, in dem früher noch 
der Schattenriß des unwichtig Gewordenen erkenn-
bar war. Unangenehme, bedrückende Erinnerungen 
sollen vom Fenster der Erinnerung entfernt wer-
den. 

„Erinnern heißt, eines Geschehens so ehrlich und 
rein zu gedenken, daß es zu einem Teil des eigenen 
Innern wird." Eine Gedenkstätte stellt jene große 
Anforderung an unsere Wahrhaftigkeit, Herr Dr. 
Dregger, von der Richard von Weizsäcker in- seiner 
Rede am 8. Mai 1985 gesprochen hat. 

Welche Bereitschaft zur präzisen Erinnerung ist 
vorhanden in einer Zeit, in der die „Gnade der spä-
ten Geburt" Schlußstriche unter das Unangenehme, 
das Erbarmungslose gefordert hat? Ich bin Herrn 
Dr. Biedenkopf dankbar, daß er vorgestern in einer 
sehr eindrucksvollen Rede zu diesem Komplex Stel-
lung genommen hat. 

Herr Dr. Dregger, Sie persönlich und Ihre Frak-
tion haben sich leidenschaftlich für eine nationale 
Gedenkstätte eingesetzt. Zu der seit mehr als zwei 
Jahren ernst geführten Diskussion um die Inhalte 
haben Sie bisher nicht viel beigetragen. Ihre For-
mel, die Gedenkstätte sei insbesondere „den Toten 
unseres Volkes gewidmet", diese Verengung 
könnte wieder einmal als Ausdruck jener Verdrän-
gung wirken, über die wir seit 40 Jahren nicht — 
leider nicht! — in ein wahrhaftiges Gespräch ge-
kommen sind. Trauer muß wahrhaftig sein, wahr-
haftige Trauer muß konkret sein. 

Die Unfähigkeit zur Trauer wurde seit einem hal-
ben Menschenalter getragen von dieser merkwürdi-
gen Fähigkeit der Verdrängung, der Verleugnung 
dessen, was wirklich geschehen ist. Deshalb wollen 
wir in unserem Antrag so konkret wie möglich 
sein. Und deshalb wollen wir Ihre Formel nicht ak-
zeptieren, die sich müht, so generell, so allgemein 
wie möglich zu bleiben. 

Alexander Mitscherlich hat dieser Abkehr von 
der konkreten Wirklichkeit seinen großartigen Es-
say gewidmet. Herr Beckmann hat ihn heute schon 
erwähnt. Die konkrete Wirklichkeit muß immer Na-
men und Adresse haben. „Auch die Toten der 
Schlachtfelder" — so Mitscherlich — „bleiben hin-
ter diesem Schleier des Unwirklichen verborgen". 
— Soll das heute immer noch gelten? 

Wir müssen konkret sein, Herr Dr. Dregger. Als 
Sie Ihren Bitburger Brief an die amerikanischen 
Abgeordneten schrieben, waren Sie sehr konkret, 
so konkret wie heute morgen. Sie erwähnten Ihren 
gefallenen Bruder und Sie erwähnten sich selbst als 
Verteidiger einer deutschen Stadt gegen die sowje-
tischen Soldaten. Da waren Sie ganz konkret und 
ganz persönlich. 

Bei der Diskussion um die Gedenkstätte dürfen 
wir uns nicht der Flucht ins Allgemeine schuldig 
machen. Was heißt denn „insbesondere unsere To-
ten"? Sind damit die Juden gemeint, die sich schon 
einen kubanischen oder brasilianischen Paß hatten 
beschaffen können, und die dann doch in Holland 
oder Frankreich ihren Häschern in die Hände fie-
len? Sind damit die Juden nicht gemeint, die in 
Ungarn oder in Norwegen lebten? Und bei den Sol-
daten? Sind die jungen flämischen, kroatischen 
oder rumänischen Soldaten in den deutschen Ar-
meen ein- oder ausgeschlossen aus diesem „insbe-
sondere"? Sind nicht auch sie auf den sogenannten 
Schlachtfeldern geblieben, verblendete, verführte 
Anhänger Hitlers vielleicht? 

Eine irreale abstrakte Trauer, die nur Gefühle 
wachriefe, aber keine Erinnerung, wäre eine er-
neute Mißachtung derjenigen, die in unseren Dis-
kussionen ungenau als Opfer bezeichnet werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Nein. Erinnerung muß konkret sein, so schmerzhaft 
konkret, so verletzend präzise, daß dem der Atem 
stockt, der plötzlich wahrnimmt, was da alles im 
Fenster seiner Erinnerung auftaucht. 

Ob das in Bonn mit allen zu gestalten ist? Wir 
haben versucht, es in einer — sehr bewegenden — 
Anhörung der SPD-Fraktion herauszufinden. Ich 
möchte aus dieser Anhörung den stellvertretenden 
Vorsitzenden der Synagogengemeinde Bonn, Herrn 
Schafgans, zitieren: 

Ich glaube, man würde die Toten würdiger eh-
ren, wenn man auf das Ehrenmal verzichtete. 

Aber auch der Gedanke, hier könnte zum ersten-
mal des Kain und des Abel gemeinsam gedacht 
werden, ist bei uns aufgenommen und bewegt dis-
kutiert worden. 

Wir haben — das ist heute morgen deutlich ge-
worden — keine endgültige Antwort gefunden. 
Aber daß es ohne eine präzise Benennung oder Dar-
stellung, ob in der verbalen oder in der künstleri-
schen Form, derjenigen nicht geht, die umgebracht 
worden sind — von Kriegswaffen auf dem Felde, 
von Bomben in den Städten, in Gaskammern, auf 
dem Schafott, durch den Strick oder das Beil des 
Henkers, die in den KZs zu Tode gequält wurden, 
die entehrt oder entwürdigt wurden — , daß es ohne 
eine solche präzise einbrennende Erinnerung nicht 
ginge, das ist uns in allen Gesprächen deutlich ge-
worden. Wir können niemanden auf der Flucht in 
die Abstraktion begleiten. 

Ich möchte Sie an das schrecklich eindrucksvolle 
Bild erinnern, das im „Spiegel" der vorvergangenen 
Woche aus Wien abgebildet wurde, wo sowohl der 
junge Deutsche wie die Juden, die gezwungen wa-
ren, mit der Zahnbürste einen Platz aufzuwischen, 
entwürdigend wirkten. Beide, dieser Deutsche, der 
dort stand und das mit Gewalt durchsetzen wollte, 
und diese gebeugten Juden, die in aller Öffentlich-
keit erniedrigt wurden, müssen uns beschämen. An 
beide müssen wir denken. 

Jürgen Leinemann hat diesen Vorgang der Flucht 
aus der Wirklichkeit, der Flucht in die Abstraktion 
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in seiner Reportage über den ehemaligen Bürger-
meister der Stadt Kerschenbroich sehr genau gese-
hen: 

Ja, es gab eine Synagoge, aber eine Gedenkta-
fel in der Mühlenstraße 34, wo sie stand, die 
sollte es nicht geben. 

Darum, Herr Dr. Dregger, haben wir den Text, diese 
Passage Richard von Weizsäckers in unseren An-
trag aufgenommen. Denn sie ist konkret. 

Meine Damen und Herren, die ersten Ermorde-
ten der Naziterroristen waren die demokratischen 
Gegner. Der erste Mord war der Mord an der Demo-
kratie. Der Terror begann 1933. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Wir haben in unserem Antrag die Idee eines 
Denkhauses eingebracht, eines Ortes, wo des 
Kampfes um Demokratie, um die Menschenrechte, 
aber auch der Kämpfer für die politische Freiheit 
gedacht werden soll. Insofern können wir heute den 
Überlebenden und Hinterbliebenen des deutschen 
Widerstandes für ihr Votum danken. Wir können da 
diesen Gedanken aufgreifen, den Sie vorgebracht 
haben. Wenn die Gedenkstätte ein Ort lebendiger 
und konkreter Erinnerung werden soll, dann kann, 
ja, dann sollte sie auch eine Stätte umfassen, an der 
sich die Besucher sehr konkret mit dem deutschen 
Widerstand beschäftigen können. 

Meine Damen und Herren, in Kerschenbroich, in 
der Mühlenstraße 34, fehlt eine Tafel, die auf die 
Synagoge hinweist. So fehlen in Tausenden von Or-
ten konkrete Hinweise auf die Geschichte des Ter-
rors. Aber es gibt inzwischen an vielen Hunderten 
von Orten in der Bundesrepublik, in der DDR, in 
ganz Europa Mahnstätten, die sehr real auf das dort 
Geschehene hinweisen. Diese Mahnstätten sind 
häufig auf Betreiben örtlicher Initiativen oder Be-
troffener entstanden. Sie sind häufig so konkret, 
daß es schmerzt. 

So ist ein weit verzweigtes Narbengeflecht auf 
dem Gesicht Europas entstanden, das die Flucht in 
die Abstraktion immer schwerer macht. Alle diese 
örtlichen Mahnstätten und Mahntafeln sind bereits 
heute eine sehr konkrete Erinnerung an die Umge-
kommenen und Umgebrachten der Jahre 1933 bis 
1945. Sie sind in den Fenstern der Erinnerung wie-
der wachgerufen. Wir müssen dafür arbeiten, daß 
diese nicht zu leeren Fensterrahmen werden, hinter 
denen sich nichts mehr bewegt. 

Unsere Fähigkeit zu trauern: die erfrorenen Sol-
daten vor Leningrad und die verhungerten Bürger 
in Leningrad, die ermordeten Griechen in Saloniki 
und die getöteten Soldaten in Serbien, die Gequäl-
ten und Mißhandelten von Auschwitz, Majdanek 
und Bergen-Belsen, die an Entkräftung gestorbe-
nen Zwangsarbeiter in den Fabriken der deutschen 
Industrie bei Frankfurt oder in Hamburg und auch, 
Herr Dr. Czaja, die Toten, die auf der Flucht ihr 
Grab in der Ostsee gefunden haben. Wenn wir die 
Fähigkeit zu dieser Trauer haben, dann werden wir  

auch im Konsens eine Gedenkstätte in Bonn errich-
ten können. Aber nur dann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Meine Damen und 
Herren! Ich darf am Ende dieser Debatte vielleicht 
versuchen, einer Empfindung Ausdruck zu geben: 
Es tut uns allen sehr gut, wenn wir in unserer tages-
politischen Arbeit gelegentlich so eine Zäsur einle-
gen, die uns gemeinsam veranlaßt, über die geisti-
gen, die politischen, die moralischen Grundlagen 
nachzudenken, sozusagen eine Art Standortbestim-
mung vorzunehmen. Ich habe es auch als sehr gut 
empfunden, daß wir das ohne jede parteipolitische 
Konfrontation getan haben. 

Ich denke, wir sollten das auch ohne alle Frak-
tionszwänge, Koalitionszwänge tun. Jedenfalls hat 
die FDP-Fraktion ausdrücklich noch einmal bestä-
tigt, daß wir mit unserem Antrag nur zum Ausdruck 
bringen wollen, daß weitere Beratungen, Überle-
gungen und weiteres Nachdenken notwendig sind. 
Theodor Heuss hat das einmal sehr schön „das 
Ethos gemeinsamer Verantwortung" genannt. Ich 
glaube, wir sind dem in dieser Stunde recht gut 
gerecht geworden. 

Aber bei aller Behutsamkeit: Auch diese Debatte 
über die Sinngebung eines Ehrenmals, eines Mahn-
mals hat doch zutage gebracht, wie schwer wir uns 
immer noch mit einer politikgeschichtlichen Stand-
ortbestimmung tun. Sie hat deutlich gemacht, wie 
schwer wir uns mit der geistig-moralischen Grund-
legung und der Rechtfertigung unseres Gemeinwe-
sens tun. Sie hat auch den Stellenwert der fortwir-
kenden Verantwortung für das während der Hitler

-

Zeit im deutschen Namen Geschehene zutage ge-
bracht. Das darf in dieser Debatte nicht fehlen. 

Hier ist nicht zu erörtern, weshalb wir uns so 
schwertun. Wir wissen es! Aber es ist redlich, dar-
über nachzudenken, worauf wir uns verständigen 
können, um einen sich bereits anbahnenden Kon-
sens, verehrter Herr Kollege Dregger, nicht leicht-
fertig zu zerreden oder gar zu zerstören. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit daran erin-
nern, wohin Parteienstreit um nationale Symbole in 
Deutschland geführt hat. Der schreckliche Flaggen-
streit in der Weimarer Republik um die nationalen 
Farben war der Anfang des Endes demokratischer 
Gemeinsamkeiten. Dessen müssen wir uns bei die-
ser Frage leider auch ernsthaft bewußt sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb noch einmal: Der Symbolgehalt eines na-
tionalen Mahnmals kann nicht mit Mehrheitsent-
scheidung, nicht durch Koalitionsentscheidung be-
schlossen werden. Wir dürfen auch nicht der Versu-
chung erliegen, sozusagen für jeden etwas. Das 
möchte ich ganz besonders auch hier unterstrei-
chen. 

Die FDP würde es sich sehr wünschen und wird 
sich auch dafür einsetzen, daß wir uns der Konti- 
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nuität unserer Nachkriegsgeschichte bewußt sind. 
Denn wir stehen ja schon in der Tradition der gei-
stig-moralischen Grundlegung unseres Gemeinwe-
sens. 

Theodor Heuss als erster Bundespräsident hat 
eindrucksvoll damit begonnen. Alle Nachfolger ha-
ben diese Grundlegung fortgesetzt. Nicht zuletzt in 
seiner historischen Rede vom 8. Mai vorigen Jahres 
hat Richard von Weizsäcker Maßstäbe gesetzt, de-
nen wir doch alle verpflichtet sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir stehen in dieser Kontinuität, meine Damen und 
Herren. Das heißt aber doch überhaupt nicht, den 
Bundespräsidenten für parteipolitische Meinung in 
Beschlag zu nehmen. 

(Zurufe von der SPD: Sehr wahr! — Rich

-

tig!) 

Ich möchte deshalb mit meinem Beitrag, weil es 
ja bei einer solchen Gelegenheit auch höchst inter-
essant ist, ein wenig nachzuforschen, noch einmal 
zurückgehen und die gedankliche Orientierung bei 
Theodor Heuss suchen, wenn es schon heikel sein 
sollte, sie bei Richard von Weizsäcker zu finden. 

Bereits im Juli 1947 hat Theodor Heuss auf dem 
ersten und einzigen Treffen liberaler Parteien in 
Eisenach eine ebenso realistische wie visionäre 
Rede mit dem Titel „Das deutsche Schicksal und 
unsere Aufgabe" gehalten. Er stellt darin fest: 

Wir haben die größte Demütigung unserer Ge-
schichte erlebt, und zwar eine Demütigung, die 
wir verdient haben. Es ist die Aufgabe, in der 
wir stehen, uns die moralische Auseinanderset-
zung nicht von den Siegermächten aufdrängen 
oder aufreden zu lassen, sondern sie selbst auf-
zunehmen. Wir wissen, daß wir in der furchtba-
ren Lage sind, nun eine Auseinandersetzung 
mit uns selbst anständig und offen aufzuneh-
men. Hitler hat den deutschen Namen besudelt 
wie nie in der Geschichte. Wenn man das sagt, 
kommt man in die Gefahr, daß die Erinnerung 
bei dem einen oder anderen Menschen bereits 
verblaßt 

— 1947! — 

und daß sie auch nicht hören wollen, wie bei 
den anderen das Leid, das wir anderen Völkern 
angetan haben, noch lebendig ist. 

Und später: 

Die Frage, wie wir aus dieser Situation zu ei-
nem neuen deutschen Geschichtsbild kommen, 
ist die schwerste Aufgabe, die vor uns steht. 

(Zuruf von der SPD: Weiß Gott!) 

Ein neues Geschichtsbild entsteht nicht, indem 
man das alte in eine Reinigungsanstalt bringt 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

und statt Braun Rot oder Schwarz irgendeine 
andere Farbe darauf malt. Ein neues Ge-
schichtsbild entsteht dadurch, daß wir den Sinn 
für die Wahrhaftigkeit zurückgewinnen. 

Meine Damen und Herren, ich meine, das genau 
ist es. Dieser Gedanke kann und muß heute noch 
stehenbleiben. Wir müssen die Auseinandersetzung 
über unser nationales Selbstverständnis offen und 
anständig aufnehmen. Wir müssen dabei den Sinn 
für Wahrhaftigkeit sehr gewissenhaft beachten. Wir 
müssen gerade im Fall der Symbolkraft eines 
Mahnmals darauf Rücksicht nehmen, daß das Leid, 
das wir anderen Völkern zugefügt haben, dort noch 
lebendig ist, j a schmerzhaft lebendig ist, wie wir bei 
jedem Besuch von Vertretern dieser Völker und 
Staaten erleben. 

Wenn das Mahnmal, Herr Kollege Czaja, symboli-
siert — darüber können wir philosophieren; das 
finde ich schön —, dann symbolisiert es in einer ele-
mentar versteinerten Form unser Geschichtsbild. 
Deshalb kann die Mahnung von Heuss für uns auch 
heute noch Verpflichtung sein. Wir ringen um die-
ses Geschichtsbild, weil es ja die Grundlage unseres 
Selbstverständnisses und die Voraussetzung für 
eine geistig-moralische Standortbestimmung ist. 
Solange wir das Geschichtsbild nicht gefunden ha-
ben, sollten wir — wiederum im Sinne der Wahrhaf-
tigkeit — tunlichst auf jede verkrampfte Symbolik 
ganz verzichten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte das hier auch einmal als einzige Frau 
in dieser Debatte sagen. Ich habe als Staatsministe-
rin oft vor Denkmälern unbekannter Soldaten ge-
standen und mir gedacht: Wo bleibt eigentlich das 
Denkmal für die unbekannte Mutter? 

(Beifall bei der SPD) 

Irgendwo können wir Frauen sowieso nicht mit die-
ser Symbolik zurechtkommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Nun, nach der historischen Rede des sechsten Bun-
despräsidenten am 8. Mai 1985 hatten wir Liberalen 
offen gesagt gehofft liebe Fraktionskollegen und 
Koalitionskollegen, daß wir wirklich im Sinne von 
Heuss ein gutes Stück weitergekommen seien, daß 
wir ein festes Stück Gemeinsamkeit erreicht hätten 
und es nun auch betreten könnten. Es wäre sehr 
bedauerlich, wenn das nicht gelingen würde; denn 
ich meine — und damit komme ich zum Schluß —, 
unsere demokratische Kultur braucht drei Dinge 
am dringendsten. 

Unsere demokratische Kultur braucht ein festes 
Stück geistig-politischer Gemeinsamkeit und Kon-
tinuität, eben im Sinne unserer großen Bundesprä-
sidenten. 

Unsere demokratische Kultur braucht ein Be-
kenntnis zu unserer fortwirkenden Verantwortung. 
Dies vor allem schulden wir nachwachsenden Gene-
rationen. 

Unsere demokratische Kultur braucht schließlich 
jenen Sinn für Wahrhaftigkeit, der uns eben nicht 
erlaubt, das Geschehene zu beschönigen oder gar 
salomonisch für jeden etwas in so ein Denkmal hin-
einzugeheimnissen. 

Wenn schon Salomon, meine Damen und Herren, 
ist mir bei der Rede von Herrn Dregger eingefallen, 
dann wirklich den originalen Salomon — und die 
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schöne Losung, mit der Theodor Heuss seine Tätig-
keit als erster Bundespräsident angetreten hat, ist 
ein echter Salomon —: „Gerechtigkeit erhöhet ein 
Volk." 

(Zustimmung des Abg. Duve [SPD]) 

Wenn überhaupt, meine Damen und Herren, so 
ein Mahnmal im Konsens ohne Mischmasch zu-
stande kommen soll, dann sollte es nach meiner 
Überzeugung so schlicht, so unprätentiös, so un-
symbolisch wie nur irgend möglich sein, denn nur 
dann ist es wahrhaftig. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktio

-

nen) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zu einer Erklä-
rung nach § 30 unserer Geschäftsordnung hat Frau 
Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Dregger hat heute morgen 
bei seinen Ausführungen erklärt, daß er sehr viel 
Eiseskälte gespürt habe, weil eine Vertreterin der 
GRÜNEN bei einem Besuch einer zweiten Parla-
mentarier-Delegation in Moskau nicht am Besuch 
des deutschen Soldatenfriedhofs teilgenommen 
habe. Ich war die Vertreterin der GRÜNEN, und ich 
möchte diese Gelegenheit zu einer persönlichen Er-
klärung nutzen. Ich möchte noch einmal versuchen, 
Herrn Dregger und allen denen, die mich in den 
letzten Monaten sehr, sehr stark angegriffen haben 
— das waren auch Sie, Herr Laufs, auch Ihnen 
möchte ich das noch einmal sagen —, erklären, 
warum ich an diesem Besuch auf dem deutschen 
Soldatenfriedhof nicht teilgenommen habe. 

Das war alles andere als Eiseskälte, sondern es 
war die Einsicht, daß es nicht möglich ist, die Täter 
vor den Opfern zu ehren. Es war mir, mir ganz per-
sönlich, unmöglich, das Grab der Deutschen zu be-
suchen, bevor ich das Grab des unbekannten Solda-
ten besucht hatte, wo die Opfer des sowjetischen 
Volkes geehrt werden. Ich denke, 40 Jahre nach 
Kriegsende ist es unsere Aufgabe, erst die Opfer 
der deutschen Aggression zu ehren und dann unse-
rer eigenen Opfer zu gedenken. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sind Sie dann 
noch hingefahren?) 

Ich möchte nicht verhehlen, daß mir dieser Schritt 
nicht leichtgefallen ist, weil ich auch in meiner Fa-
milie sehr viele Opfer zu beklagen habe und mein 
Schwiegervater einige Kilometer vor Moskau gefal-
len ist. Es ist mir nicht leichtgefallen. Aber ich den-
ke, wir müssen diese Unterscheidung lernen. Wir 
müssen diese Unterscheidung zwischen Tätern und 
Opfern lernen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Können Sie 
sich nicht vorstellen, daß beide Opfer wa

-
ren?) 

— Auch die Täter waren Opfer. Einmal waren sie 
Opfer ihrer fehlenden Zivilcourage, zum anderen 
waren sie Opfer einer wahnsinnigen Ideologie, die 

eine Überlegenheit symbolisiert hat, die ihr nicht 
zukam. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Was heißt da „feh

-

lende Zivilcourage"?) 

Aber wenn wir der Geschichte gerecht werden wol-
len, müssen wir glasklar unterscheiden — und 
wenn uns das persönlich noch so weh tut — zwi-
schen Opfern und Tätern. Das war meine persönli-
che Aufgabe bei diesem Besuch. Das war auch 
meine Aufgabe als Vertreterin der GRÜNEN, einer 
Partei, die sich auf die Kraft der Friedensbewegung 
stützt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Anträge 
auf den Drucksachen 10/4293 (neu), 10/4521 und 
10/4998 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. Gibt es dazu anderweitige Vor-
schläge? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe nun nochmals den Tagesordnungspunkt 
12 auf, den wir gestern behandelt haben: 

Beratung der Großen Anfrage der Fraktion 
DIE GRÜNEN Altenhilfepolitik in der Bun-
desrepublik Deutschland 
— Drucksache 10/2957, 10/4108 — 

Die  Abstimmung über die hierzu vorliegenden 
Entschließungsanträge wurde auf den heutigen Sit-
zungstag verschoben. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/5375. Wer diesem Entschließungsan-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist dieser Entschließungsantrag 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 10/5393 ab. Wer diesem Entschließungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich? — Dann ist dieser Entschließungsantrag mit 
großer Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 und die fol-
genden Zusatztagesordnungspunkte auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Einstellung aller Atomversuche 
— Drucksache 10/5270 — 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Verheugen, Catenhusen, Dr. Scheer, 
Bahr, Duve, Horn, Jungmann, Schulte 
(Unna), Dr. Soell, Voigt (Frankfurt), Wolfram 
(Recklinghausen) und der Fraktion der SPD 



16478 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 214. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. April 1986 

Vizepräsident Westphal 
Nichtverbreitung von Atomwaffen 
— Drucksachen 10/2787, 10/3599 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lamers 
Verheugen 
Frau Kelly 

Zusatzpunkte: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Verbot von Kernwaffenversuchen 
— Drucksache 10/5399 — 

und 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Borgmann, Lange, Dr. Schierholz und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 

Vollständiges Atomteststopp-Abkommen 
— Drucksache 10/5398 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 19 a und 19 b sowie 
der Zusatztagesordnungspunkte 4 und 5 und eine 
Aussprache von 60 Minuten vorgesehen. Ich sehe 
keinen Widerspruch; dann ist das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung oder zur Be-
gründung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Am 10. Mai 1957 forderte der Deutsche 
Bundestag erstmals in einem einstimmigen Be-
schluß, daß die Bundesregierung sich für die „un-
verzügliche Einstellung weiterer Atombombenver-
suche" einsetzen soll. Bei nur wenigen Gegenstim-
men wurden darüber hinaus die Großmächte aufge-
fordert, „die Atombombenversuche zunächst für 
eine begrenzte Zeit einzustellen", um einen voll-
ständigen Stopp einzuleiten. 

Am 5. Juni 1964 ratifizierte der Deutsche Bundes-
tag den „Vertrag über das Verbot von Kernwaffen-
versuchen in der Atmosphäre, im Weltraum und 
unter Wasser". Dieser enthält das Gebot, „die Ein-
stellung aller Versuchsexplosionen von Kernwaffen 
für alle Zeiten herbeizuführen". Die Bundesrepu-
blik Deutschland hat sich damit zum gesondert zu 
verfolgenden Ziel eines umfassenden Atomtest-
stopps völkerrechtlich verpflichtet. Zu diesem Ziel 
hat sich der Deutsche Bundestag auch in mehr-
fachen Beschlüssen seitdem, zuletzt 1985, bekannt. 

1963 war es die Sowjetunion, die einen vollständi-
gen Atomteststopp nicht zustande kommen ließ, 
weil sie zu einer zuverlässigen und verbindlichen 
Verifikation nicht bereit war, indem sie die dafür 
notwendigen Ortsinspektionen ablehnte. Seit dieser 
Zeit war die Kontrollierbarkeit die einzige Bedin-
gung, die der Bundestag und Bundesregierung an 
einen umfassenden Teststopp stellten. 

Mit der Erklärung vom 15. Januar 1986 hat nun 
endlich der sowjetische Generalsekretär die  off i-
zielle Bereitschaft der Sowjetunion verkündet, 

Ortsinspektionen und damit die vollständige Kon-
trollierbarkeit eines umfassenden Atomteststopps 
zuzulassen. Damit ist der Weg zu einer endgültigen 
Einstellung aller Atomversuche frei. Jeder lügt, der 
noch weiter suggeriert oder behauptet, ein Atom-
teststopp sei wegen mangelnder Kontrollierbarkeit 
noch nicht möglich. 

Wenn die Regierungsfraktionen ihre eigenen, 
noch 1983 bis 1985 von ihnen selbst eingereichten 
und beschlossenen Anträge ernst nehmen, dann 
müßte heute der Deutsche Bundestag dem Antrag 
der SPD-Fraktion zur Einstellung aller Atomversu-
che einstimmig zustimmen. Wenn der Deutsche 
Bundestag glaubwürdig bleiben will, dann muß er 
sich mit seiner Mehrheit, ohne Wenn und Aber für 
einen unverzüglichen Vertrag zum vollständigen 
Atomteststopp aussprechen und die Bundesregie-
rung zu entsprechenden Initiativen auffordern. 

(Beifall des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD] 
und der Abg. Frau Borgmann [GRÜNE]) 

Wir erwarten mit unserem Antrag mit keinem Wort 
mehr, als der Bundestag bisher mehrfach beschlos-
sen hat und was das amerikanische Repräsentan-
tenhaus am 26. Februar mit fast Zweidrittelmehr-
heit forderte. 

Unser Antrag soll also bekräftigen und klarstel-
len. Die Bekräftigung und Klarstellung sind not-
wendig geworden, weil sowohl die Bundesregierung 
als auch Abgeordnete der CDU/CSU in den letzten 
Monaten Auffassungen äußerten, die einer Absage 
an einen Atomteststopp gleichkommen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Richtig!) 

Alle politischen Versicherungen, daß die Bundesre-
gierung und die CDU/CSU-Fraktion für einen 
Atomteststopp seien, sind durch mehrdeutige Äuße-
rungen und eindeutige Handlungen der Bundesre-
gierung widerlegt. Sie haben heute Gelegenheit, 
diesen Vorwurf der Scheinheiligkeit durch Zustim-
mung zu unserem Antrag zu widerlegen. 

Noch am 9. Januar erklärte Bundeskanzler Kohl 
sein — wie er sagte — grundsätzliches Interesse an 
einem umfassenden Teststopp. Er erklärte außer-
dem, daß dies kein Ersatz für eine Reduzierung vor-
handener Atomwaffen sei. Vereinbarungen über ei-
nen Abbau vorhandener Atomwaffen wurden damit 
nicht zur Bedingung für einen Atomteststopp ge-
macht. 

Am 15. Januar erklärte Staatssekretär Rühl im 
Verteidigungsausschuß, der Teststopp sei allenfalls 
ein langfristiges Ziel; Atomversuche seien so lange 
notwendig, wie Atomwaffen zur Strategie des Bünd-
nisses gehörten. Damit wurde ein Junktim formu-
liert, das mit einer Absage zum Ergreifen der Chan-
cen zum Teststopp gleichzusetzen ist. 

Dies war der Grund, warum hier am 23. Januar 
auf Antrag der SPD-Fraktion eine Aktuelle Stunde 
stattfand. Wir fragten die Bundesregierung, ob sie 
entgegen den Bemühungen des amerikanischen 
Kongresses durch Zusatzbedingungen an der Be-
erdigung der Chancen zum Teststopp beteiligt sei. 
Die Bundesregierung wich aus, indem sie durch 
Staatsminister Möllemann erklären ließ, daß — 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 214. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. April 1986 	16479 

Dr. Scheer 
wörtlich — „ein enger Zusammenhang zwischen ei-
nem umfassenden Teststopp und einem Abbau ato-
marer Arsenale" bestehe. Dies war ebenso nichtssa-
gend wie unkonkret. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Am 11. April hat nun Bundeskanzler Kohl in ei-
ner Pressekonferenz seine zitierte Aussage vom 
9. Januar faktisch zurückgenommen. Er forderte 
nämlich die USA und die Sowjetunion auf, sich auf 
Zeitpunkt und Anzahl weiterer Atomtests zu ver-
ständigen. Er wollte dies als eine Befürwortung des 
Teststopps verstanden wissen. Zahlreiche Medien 
fielen darauf herein, indem sie meldeten, „Kohl für 
Atomteststopp". Tatsächlich hat sich Kohl aber für 
das Gegenteil ausgesprochen, nämlich für eine ver-
einbarte Fortsetzung der Atomversuche. Eine ver-
einbarte Fortführung der Atomversuche ist aber 
ebensowenig zu verantworten wie eine unverein-
barte. 

(Rühe [CDU/CSU]: Sie sind nicht zu ver

-

antworten!) 

Die Weltöffentlichkeit und die deutsche Öffent-
lichkeit wollen endlich den vereinbarten Stopp die-
ses Höllentheaters. Das ist der Punkt, um den es 
geht. In dieses Bild einer Bundesregierung, die da-
mit weitere Tests befürwortet — allerdings in der 
Hoffnung, dabei von der Öffentlichkeit nicht er-
tappt zu werden —, passen nahtlos die Ereignisse 
der letzten Wochen. Wir haben wiederholt darauf 
hingewiesen, daß zum SDI-Projekt eine Vielzahl 
von Atomversuchen gehört und daß nicht zuletzt 
deshalb ein Programm, das angeblich der Überwin-
dung der atomaren Abschreckung dienen soll, einen 
weiteren unendlichen atomaren Rüstungswettlauf 
auslösen wird. Denn um die Laserwaffen, mit denen 
SDI allein möglich würde, zu entwickeln, bedarf es 
unweigerlich der Energie von Atomexplosionen. 
Diesen Zusammenhang haben Sie bisher bestritten. 
Entweder war dies eine naive Selbsttäuschung. 
Dann sind Sie unfähig zur politischen Verantwor-
tung. Oder Sie haben diesen Zusammenhang vertu-
schen wollen. Dann sind Sie politische Roßtäuscher. 
Die Wahrheit ist, daß Sie mit der Zustimmung zum 
SDI-Programm automatisch zu Steigbügelhaltern 
weiterer Tests geworden sind. In den letzten Tagen 
ist bekanntgeworden, daß allein für die SDI-For-
schung und -Entwicklung 200 — ich wiederhole, 200 
— weitere Atomversuche notwendig seien. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Sie zitieren 
Scheer!) 

In dieses Bild paßt auch, daß Sie in den letzten 
vier Wochen keinen Versuch unternommen haben, 
die amerikanische Regierung von der Eröffnung ih-
rer jüngsten Testserie abzuhalten. Außer einigen 
lauen Erklärungen, daß Sie an einem Teststopp in-
teressiert seien — die weitestgehende und noch ak-
zeptabelste war von Ihnen, Herr Rühe —, haben Sie 
insgesamt in Ihrer Mehrheit zugesehen, wie die bis-
her größte Chance zu einem solchen Teststopp ka-
puttgebombt worden ist. Sie haben es hingenom-
men, daß die Sowjetunion zu einer demnächst wohl 
stattfindenden Wiederaufnahme von Tests provo-
ziert wurde, damit anschließend ungeschminkt und  

scheinbar unbekümmert eine Flut neuer amerika-
nischer Tests und dann wohl auch sowjetischer 
stattfinden kann. 

Der Antrag, den die Koalitionsfraktionen jetzt ei-
lig nachgeschoben haben, trägt zwar die Über-
schrift „Verbot von Kernwaffenversuchen". Wären 
Sie wenigstens ehrlich, dann müßten Sie Ihren An-
trag mit der Überschrift „Weiterführung von Atom-
waffenversuchen" versehen. Ihre Erklärung, daß 
der Teststopp ein wichtiges Ziel in diesem Antrag 
sei, ist ein Begräbnis dieses Anliegens. Indem Sie 
allgemeine Absichtserklärungen für eine Reduzie-
rung von Atomwaffen, die ja auch am SDI-Pro-
gramm scheitern, gegen den Teststopp ausspielen, 
verschieben Sie diesen auf den Sankt-Nimmerleins-
Tag. Der Koalitionsantrag ist insofern eine argli-
stige Täuschung der deutschen Öffentlichkeit, mit 
der Sie verdecken wollen, welche tiefgreifenden 
Differenzen es in Ihren Reihen zu dieser Frage gibt, 
und die Sie zu Mitläufern in der politischen Unter-
welt einer immer hemmungsloseren Atomrüstung 
macht. Ich sage das so, wie ich es empfinde. 

(Rühe [CDU/CSU]: Sehr gut formuliert!) 

Die kaltschnäuzige Arroganz, mit der die amerika-
nische Regierung gegen den klaren Willen des ame-
rikanischen Repräsentantenhauses die bisher 
größte Chance für einen Teststopp in den letzten 
Wochen runiert hat, hat große Teile der Weltöffent-
lichkeit und auch mich angewidert. Die lapidare Art 
und Weise, mit der sich die Bundesregierung und 
die Koalitionsfraktionen mit der Teststoppforde-
rung auseinandersetzen und dies heute fortführen, 
ist für mich ein infamer politischer Vertrauens-
bruch. Sie sind zu feige, 

(Rühe [CDU/CSU]: Das Wort „feige" haben 
wir doch schon mal gehört! — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Rühe, du solltest dich schä

-

men!) 

sich weiter zu einem sofortigen Atomteststopp zu 
bekennen, wenn die Kontrollierbarkeit möglich ist. 
Sie sind aber auch zu feige, sich zu Ihrem politi-
schen Umfall zu bekennen. Ihr Antrag ist deshalb 
— ich kann es nicht anders nennen — ein Mach-
werk aus heuchlerischer Selbstverleugnung, aus ei-
ner Aufrüstungspolitik mit wohlklingender Abrü-
stungsrhetorik und aus einer Koalitionszerstritten-
heit, die Sie insgesamt lähmt und unfähig selbst zu 
naheliegendsten und wichtigsten Abrüstungsschrit-
ten macht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Rühe [CDU/CSU]: Emotionale Selbstbe

-

friedigung, was Sie da treiben! Unglaub

-

lich!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Todenhöfer. 

(Rühe [CDU/CSU]: Auf den würde ich gar 
nicht eingehen, das lohnt sich wirklich 

nicht!) 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Diese Rede hat 
wieder einmal die tiefe, inzwischen offenbar un- 
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überbrückbare Kluft zwischen der SPD und den 
USA gezeigt und eine naive Vertrauensseligkeit ge-
genüber der sowjetischen Politik. Ich finde das sehr 
bedauerlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will die Position der CDU/CSU zur Frage der 
Einstellung aller Atomversuche in vier Punkten zu-
sammenfassen. 

Erstens. Für die CDU/CSU hat ein möglichst um-
fassender Teststopp nach wie vor grundsätzliche 
Bedeutung. 

Zweitens. Ein Teststopp kann kein Ersatz für 
eine substantielle Reduzierung der vorhandenen 
Atomarsenale sein. Ein nuklearer Teststopp muß 
im Zusammenhang mit Art. VI des Vertrages über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen von 1968 ge-
sehen werden. Es besteht daher ein enger Zusam-
menhang zwischen einem umfassenden Teststopp 
und Rüstungskontrollmaßnahmen, die einen ausge-
wogenen Abbau der nuklearen Arsenale zum Ge-
genstand haben. In der nuklearen Rüstungskon-
trolle kann ein umfassender Teststopp daher nicht 
isoliert am Anfang stehen; er ist nur schrittweise, 
Zug um Zug, mit drastischen Abrüstungsschritten 
erreichbar. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Sie finden ja 
immer einen Grund!) 

Drittens. Eine Lösung der äußerst komplexen 
Teststopproblematik setzt eine zuverlässige Verifi-
kation auch bei niedrigen Kernladungen voraus. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das stimmt!) 

Der Verifikationsvorschlag der Bundesregierung 
vom Juli 1985 ist eine geeignete Basis zur Lösung 
des Verifikationsproblems. Auch das stimmt, Herr 
Ehmke. 

Viertens. Auch wenn ich die Teststopproblematik 
als äußerst komplex ansehe, so halte ich dennoch 
schon jetzt — ich sage das mit allem Nachdruck 
und mit allem persönlichen Engagement — eine 
Beschränkung der jährlichen Zahl von Kerndeto-
nationen für möglich und wünschenswert. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Verheugen? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident, wir 
haben hier eine Kurzdebatte. Ich kann mich in die-
ser Kurzdebatte leider nicht auf Zwischenfragen 
einlassen. Vielleicht am Ende meines Beitrages, 
Herr Kollege, wenn dann noch Zeit bleibt. 

Das Unbehagen, das wir alle empfinden, wenn 
wir immer wieder von neuen Atomtests in Ost und 
West hören, ist dasselbe Unbehagen, das die 
Menschheit generell gegenüber nuklearen Waffen 
empfindet. Dieses Unbehagen hängt mit der Para-
doxie nuklearer Waffen zusammen: Auf der einen 
Seite sind sie ein Segen, weil sie über vierzig Jahre 
lang einen Krieg zwischen Ost und West verhindert 
haben, auf der anderen Seite könnten sie jedoch 
zum Fluch werden, wenn sie im Falle des Versagens 
der Abschreckung zum Einsatz kämen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, auch die 
SPD kann, wenn sie den Frieden nicht gefährden 
will, keine Verteidigungsstrategie vorweisen, die 
Nuklearwaffen in naher Zukunft überflüssig ma-
chen könnte. 

(Dr. Scheer [SPD]: Das ist falsch!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, sie wissen 
ganz genau, daß auch Sie zur Verteidigung unseres 
Landes vorerst Nuklearwaffen benötigen würden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Aber nicht neue! 
— Lange [GRÜNE]: Na, vielen Dank!) 

Weil das so ist, muß die SPD auch bereit sein, die 
Voraussetzungen für die Funktionsfähigkeit und 
Sicherheit des von ihr als notwendig erachteten Be-
stands an Nuklearwaffen zu gewährleisten. Zu die-
sen Voraussetzungen für die Funktionsfähigkeit 
und die Sicherheit der heute noch erforderlichen 
Nuklearwaffen gehören vorerst auch noch Nuklear-
tests. Auch das wissen Sie, meine Damen und Her-
ren von der SPD, ganz genau. 

(Dr. Scheer [SPD]: Dann ziehen Sie Ihren 
Antrag zurück! — Frau Borgmann [GRÜ

-

NE]: Das stimmt ja so gar nicht! — Zuruf 
des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Deshalb ist die Haltung der SPD in dieser Frage 
auch nicht ehrlich. Sie ist genauso unehrlich wie die 
Haltung der Sowjetunion in dieser Frage. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Der Sowjetunion geht es bei ihrer spektakulären 
Teststoppkampagne nicht um Abrüstung, sondern 
um Propagandaerfolge im Westen. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Um was geht 
es den Vereinigten Staaten?) 

Wir haben leider — ich muß das mit Nachdruck 
sagen, gerade weil Sie immer wieder mit Morato-
rien kommen — mit der Sowjetunion bittere Erfah-
rungen mit Testmoratorien machen müssen. Herr 
Scheer und auch Sie, Herr Ehmke, müßten sich 
doch daran erinnern, daß im August 1961 die So-
wjetunion überraschend das seit 1958 bestehende 
Testmoratorium mit den Vereinigten Staaten auf-
gekündigt und dann innerhalb von zwei Monaten 
50 Atomtests in der Atomsphäre durchgeführt hat, 
die an Sprengkraft die gesamte Sprengkraft aller 
Nukleartests aller Nuklearstaaten seit 1945 über-
troffen haben. Ähnliche Erfahrungen haben wir mit 
der Sowjetunion bei Moratorien leider immer wie-
der machen müssen. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Die haben aber 
dazugelernt, im Gegensatz zu anderen!) 

— Die haben dazugelernt? Das haben wir bei der 
SS 20 gemerkt, sehr geehrte Frau Kollegin. 

Die Sowjetunion hat ferner — ich sage das, um 
hier einmal die Zahlen in Ordnung zu bringen — 
von  1970 bis 1985 mindestens 327 festgestellte 
Atomtests — manche können wir ja gar nicht fest-
stellen — durchgeführt — im übrigen in der Zeit 
Ihrer Entspannungspolitik —, während die USA in 
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demselben Zeitraum nur 241 Tests durchgeführt ha-
ben. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Nur?) 
— Ich sage das „nur" in Anführungszeichen. Die 
Sowjetunion hat aber immerhin pro Jahr durch-
schnittlich 20 Atomtests durchgeführt, während die 
USA 15 Atomtests pro Jahr durchgeführt haben. 
Von sowjetischer Zurückhaltung in diesem Bereich 
kann also überhaupt keine Rede sein. 

(Abg. Dr. Scheer [SPD] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter — — 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Ich habe das Problem 
der Zwischenfragen generell beantwortet, Herr Prä-
sident! 

Vizepräsident Westphal: Ich möchte Sie nur darauf 
aufmerksam machen, es handelt sich nicht um eine 
Kurzdebatte. Sie haben 15 Minuten Redezeit. Das 
ist bei uns schon eine Langdebatte. Kurzdebatte 
wären fünf Minuten. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Ich habe Herrn Ver-
heugen darauf aufmerksam gemacht, daß ich, wenn 
am Ende Zeit bleibt, jede Frage beantworte. Das gilt 
auch für Herrn Scheer. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie sind verle

-

gen! Das ist der Grund!) 
Meine Damen und Herren, wenn vor diesem Hin-

tergrund die Sowjetunion als moralischer Banner-
träger einer Teststoppkampagne auftritt, grenzt das 
an Zynismus. 

Die Sowjetunion führt darüber hinaus, völlig un-
geniert und unbeachtet und von Herrn Scheer, 
Herrn Ehmke, Herrn Voigt und all ihren rüstungs-
kontrollpolitischen Vorturnern überhaupt nicht er-
wähnt, sogenannte friedliche Nukleardetonationen 
durch. „Friedliche Nukleardetonationen", eine be-
merkenswerte Wortschöpfung! Im vergangenen 
Jahr waren das immerhin zehn sogenannte friedli-
che Nukleardetonationen, die die Sowjetunion zu-
sätzlich durchgeführt hat. Diese sogenannten fried-
lichen Nukleardetonationen finden keineswegs im-
mer unterirdisch statt. Sie dienen z. B. der Umlei-
tung von Flüssen im Uralgebirge und in Sibirien. 
Und, Herr Voigt, sie stellen eine erhebliche Verseu-
chungsgefahr dar und sind radioaktiv viel gefährli-
cher als sorgfältig durchgeführte unterirdische 
Kernwaffentests mit niedrigen Kernstärken. Auch 
die Tatsache dieser „friedlichen Nukleardetonatio-
nen" stört die Sowjetunion, aber auch die SPD, bei 
ihrer Teststoppkampagne leider nicht. Herr Ehmke, 
Sie haben sich mit dieser Frage offensichtlich noch 
nie befaßt. 
Die Sowjetunion weigert sich ferner nach wie vor, 

die erforderlichen Verifikationsmaßnahmen zu ak-
zeptieren, die zur Überwachung und Kontrolle einer 
Teststopp- oder Testverminderungsvereinbarung 
unabdingbar wären. Die Bundesrepublik Deutsch-
land hat bei der Genfer Abrüstungskonferenz im 
Juli 1985 wegweisende Vorschläge unterbreitet für 
den schrittweisen Aufbau eines weltweiten und  

dichten Netzes seismologischer Meßstationen zur 
Erfassung von Kernsprengungen aller Detonations-
werte. Nur ein solches Verifikationssystem würde 
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß heimliche 
Kernsprengungen nicht mehr möglich wären. Wenn 
die Sowjetunion ihren angeblichen Wunsch nach ei-
ner Teststoppvereinbarung ernst meinen würde, 
müßte sie dieses Angebot der Bundesrepublik 
Deutschland aufgreifen. Sie hat dies jedoch bis 
heute abgelehnt. Auch das spricht nicht gerade für 
die Glaubwürdigkeit der sowjetschen Teststopp-
kampagne. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Das Angebot der Sowjetunion, von dem Herr 
Scheer gesprochen hat, auf freiwilliger Basis Vor -
Ort-Inspektionen durch ausländische Beobachter 
zuzulassen, reicht zur Verfikation von Atomtestver-
boten nicht aus. Hierzu ist eine gesamte Infrastruk-
tur seismologischer Apparaturen erforderlich. Auch 
das weiß die Sowjetunion, und auch das weiß die 
SPD. 

Es drängt sich daher der Verdacht auf, daß es der 
Sowjetunion bei ihrer Teststoppkampagne, die im 
übrigen sehr an die Freeze-Kampagnen der Sowjet-
union erinnert, gar nicht um nukleare Abrüstung 
bei unverminderter Sicherheit aller Beteiligten 
geht, sondern um den Versuch, den in den 70er Jah-
ren errüsteten Vorsprung im nuklearen Bereich zu 
behalten und ein Gleichziehen der USA zu verhin-
dern. Ich will das an einem Beispiel belegen. Die 
Sowjetunion besitzt schon heute 70 mobile landge-
stützte Interkontinentalrakten vom Typ SS 25. 

(Zuruf des Abg. Scheer [SPD]) 

— Die interessieren Sie natürlich nicht, Herr 
Scheer; das ist bekannt. Ende dieses Jahres wird 
die mobile sowjetische Interkontinentalrakete 
SS 24 einsatzfähig sein. Die USA werden erst in den 
90er Jahren — wenn überhaupt — in der Lage sein, 
eine landgestützte bewegliche Interkontinentalra-
kete, die sogenannte Midgetman, einzuführen. 

(Lange [GRÜNE]: Das ist ja bedauerlich!) 

Die Sowjetunion braucht für ihre beweglichen 
landgestützten Interkontinentalraketen anders als 
die USA keine weiteren Nukleartests mehr. Sie hat 
alle erforderlichen Nukleartests für die Einsatzfä-
higkeit dieser neuen sowjetischen Raketen durch-
geführt. In einer derartigen Lage einen Teststopp 
vorzuschlagen, ist für die Sowjetunion eine äußerst 
praktische und bequeme Maßnahme. Nur: Mit Ab-
rüstungs- und Friedensliebe hat diese Augenwi-
scherei nichts zu tun. 

Deswegen haben wir einen eigenen Antrag vorge-
legt, der meines Erachtens realistischer, überzeu-
gender und glaubwürdiger als der Ihre ist 

(Dr. Scheer [SPD]: Haha!) 

und die Sicherheit unseres Landes für die nächsten 
Jahre gewährleistet — was ich von Ihren rüstungs-
kontrollpolitischen Vorschlägen der letzten Monate 
nicht sagen kann. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Sie streuen 
Sand in die Augen!) 
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Dem Haus liegt ein weiterer Antrag der SPD vor, 

ein Antrag zur Nichtverbreitung von Atomwaffen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist was ganz 
Schlechtes, daß das noch kommt!) 

Dieser Antrag der SPD zur Nichtverbreitung von 
Atomwaffen vom Januar 1985 ist durch die dritte 
Überprüfungskonferenz, die im August/September 
1985 in Genf stattfand, weitgehend überholt. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat durch ihren 
1975 vollzogenen Beitritt zum Nichtverbreitungs-
vertrag das Prinzip der Nichtverbreitung von Kern-
waffen akzeptiert. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat seinerzeit 
jedoch gleichzeitig ausdrücklich festgestellt, daß 
dies nicht zu einer Beschränkung der Nutzung der 
Kernenergie für friedliche Zwecke durch die Nicht

-

kernwaffenstaaten führen darf. 

Das war unsere Politik, ist unsere Politik und 
wird auch in Zukunft unsere Politik bleiben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Borgmann [GRÜNE]: Das ist was 
Schlimmes! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: 
Frieden schaffen mit immer mehr Waf

-

fen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lange. 

Lange (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn ich meinem Vorredner richtig 
zugehört habe, 

(Seiters [CDU/CSU]: Das wissen wir natür- 
lich nicht!) 

kann ich nur sagen: Mit Politikern wie Ihnen, Herr 
Todenhöfer, ist Abrüstung sichtlich nicht möglich. 
Das wäre ja nicht schlimm. 

Aber wenn Sie sagen — und das haben Sie hier 
wörtlich an die Adresse der SPD gesagt —: „Sie, 
verehrte Kollegen von der SPD, wissen ganz genau, 
daß wir zur Verteidigung unseres Landes Nuklear-
waffen benötigen", 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Vorerst!) 

kann ich Ihnen nur sagen: Herzlichen Dank; wir 
jedenfalls werden alles dazu tun, daß Sie und Ihre 
Gesinnungsgenossen uns nicht mit Nuklearwaffen 
verteidigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn ich Ihren Antrag betrachte und die Kern-
forderungen herausziehe, stelle ich fest: Sie sagen, 
daß der nukleare Teststopp für die Bundesregie-
rung ein wichtiges Ziel bleibt. Dahinter kommt ein 
Komma, und dahinter steht nichts. Entweder war 
das der Schreibdienst, oder irgend etwas ist verges-
sen worden. Sie hätten ergänzen müssen, daß die-
ses Ziel aber erst dann Praxis werden soll wenn der 
allgemeine Friede vom Himmel gefallen ist. Offen-
sichtlich steckt wohl das dahinter. Abrüstung und 
Teststopp auf jeden Fall zu erreichen? Ich kann da 
keine Absicht erkennen, daß dies in absehbarer 
Zeit in konkreten Schritten von Ihnen angestrebt  

wird. Sonst würden Sie einen solchen Satz hier 
nicht schreiben. Das gilt auch für den Teilsatz b, 
daß der Teststopp kein Ersatz für eine substantielle 
Reduzierung vorhandener Waffenarsenale sein 
darf. Ich finde dieses Wort „Ersatz" überflüssig. Da

-

von redet kein Mensch. Das hat kein Mensch gefor-
dert. Genausogut können Sie sagen: Tagsüber ist es 
heller als draußen. Das ist ein Unsinn-Satz, der im 
Grund nur verschleiern soll, daß Ihnen an einer 
echten Teststopp-Bemühung nicht gelegen ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In seinem Buch „No More War" schrieb der mehr-
fache Nobelpreisträger und Spiritus rector des par-
tiellen Atomteststopp-Abkommens, Linus Pauling: 

Ich persönlich glaube, daß es für uns möglich 
ist, zu Übereinkünften mit der Sowjetunion zu 
kommen, mit den Atomtests aufzuhören und 
Abrüstung zu verwirklichen. Es ist dringend ge-
boten, daß die Diplomatie sich vom Denken des 
19. Jahrhunderts befreit und sich der Realität 
des 20. Jahrhunderts anpaßt. Eine Welt, in der 
für Krieg Kriegsdrohung als Mittel, nationale 
Interessen durchzusetzen, kein Platz mehr ist 
(...) Wir alle — Diplomaten und Staatsmänner 
eingeschlossen — müssen unsere Sichtweise 
ändern. 

Dieses Zitat stammt aus dem Jahr 1958. 

Wir haben seitdem weltweit mehr als tausend 
atomare Testexplosionen erlebt. Seit 1945 haben die 
beiden Großmächte allein mehr als 1 200 Atombom-
ben zu Versuchszwecken gezündet. Es ist interes-
sant, daß Herr Todenhöfer die Zahlen über die 
Sprengkraft herausfiltert und gegenüberstellt und 
die Anzahl wegläßt. Damit kann man natürlich 
auch Politik machen. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Ich habe die 
Anzahl doch genannt! Das ist doch nicht 

wahr!) 

— Natürlich, aber Sie haben die Anzahl in eine 
Beziehung zur Sprengwirkung gesetzt, und damit 
wollten Sie dokumentieren, daß die UdSSR auf die-
sem Gebiet offensichtlich mehr als die USA ge-
macht hat. Sie wissen, daß die Zahlen aus dem Jahr 
1945 genau anders lauten und daß die USA die 
Atombombe auch zum erstenmal in der Praxis ein-
gesetzt haben. Das hätte auch in Ihre Darstellung 
hineingehört; denn auch da geht es um dieses neue 
Denken, das Linus Pauling angesprochen hat. Der 
Grund damals bestand aber aus Überlegungen, auf 
beiden Seiten die Atomwaffen einst als politische 
Instrumente der Kriegsverhinderung zu definieren, 
zu einsetzbaren und daher militärisch verwendba-
ren Kriegsführungsmitteln zu machen. Das gilt bei-
spielsweise für die Neutronenbombe. 

Nun hat die Sowjetunion am 8. August 1985, also 
40 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki, ein einsei-
tiges Testmoratorium erklärt und dies trotz weite-
rer amerikanischer Tests, insgesamt übrigens bis-
her neun, bis heute faktisch beibehalten. Die USA 
machen keinen Hehl daraus, warum sie weiterhin 
Massenvernichtungswaffen testen oder, sprachlich 
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besser und realitätsnäher formuliert, die Vernich-
tung der Menschheit einüben. 

Herr Todenhöfer, ich weiß nicht, ob Sie diese In-
formationen haben, aber der US-Verteidigungsmi-
nister Weinberger hat in Hintergrundgesprächen 
anläßlich der Tagung der nuklearen Planungs-
gruppe in Würzburg die Gründe genannt, warum 
Atomtests aus seiner Sicht notwendig seien, und 
das sieht ganz anders als das aus, was Sie hier nach 
dem Motto gesagt haben, die USA müßten nachzie-
hen, weil die UdSSR einen Vorsprung auf dem Ge-
biet der Atomtests hätte. 

Weinberger hat hier drei Punkte ganz glasklar 
genannt. Er hat gesagt: Es geht hier um die Erhal-
tung der Zuverlässigkeit des vorhandenen Waffen-
arsenals, um die Prüfung von Nuklearwaffen gegen 
Strahlen, wie den elektromagnetischen Puls, EMP, 
und es geht drittens um die Entwicklung neuer und 
moderner Sprengköpfe. Das ist ganz klar gesagt, 
und das sind andere Argumente als Sie hier ge-
nannt haben. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Lesen Sie die 
Rede mal nach!) 

Insofern ist die US-Position auch logisch. Für uns 
ist es wichtig, daß wir die Konsequenz ziehen, daß 
es den USA und offensichtlich auch Ihnen primär 
darum geht, Atomtests beizubehalten, um diesem 
Kriegsführungsdenken weiterhin Geltung zu ver-
schaffen, und das ist genau das, was Ihre Ideologie 
von Sicherheitspolitik darstellt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir fordern die USA auf, dem sowjetischen Bei-
spiel zu folgen und ein Testmoratorium zu erklären. 
Wir fordern die Sowjetunion auf, ihre unserer Auf-
fassung nach besonnene Moratoriumspolitik beizu-
behalten. Wir fordern beide Großmächte auf, Ver-
handlungen mit dem Ziel aufzunehmen, einen voll-
ständigen Atomteststopp vertraglich zu vereinba-
ren, und wir fordern die Bundesregierung auf, sich 
heute zu einem Drei-Stufen-Plan zu bekennen und 
sich ohne Wenn und Aber für ein vollständiges 
Atomteststoppabkommen auszusprechen. 

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht ob Herr 
Gorbatschow das neue Denken, das er in Abrü-
stungspraxis umsetzen will, wirklich verinnerlicht 
hat. Deshalb müssen wir ihn beim Wort nehmen, 
seine Vorschläge auf die Verhandlungstische in 
Stockholm, Wien und Genf bringen. Um das aber 
glaubwürdig zu tun, müssen wir uns selbst vom 
alten Denken in Atomkriegsführungskategorien be-
freien, und der Beweis dieses Denkens fängt da an, 
wo wir massiv dafür eintreten, daß die Ursachen 
und die Versuche mit Atomwaffen aufhören mögen. 
Ich denke, daß hier die Chance wäre, einen Anfang 
zu machen. Die Beiträge von Ihnen, verehrter Herr 
Todenhöfer, haben uns leider gelehrt, daß wir auf 
das Gegenteil hoffen dürfen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Feldmann. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Jetzt muß du 
dem Todenhöfer aber sagen, daß du nicht 

übereinstimmst!) 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das Thema nuklearer Teststopp 
beschäftigt uns hier im Deutschen Bundestag nicht 
zum ersten Male. Erstmals haben wir uns 1957, und 
zwar einstimmig, für die unverzügliche Einstellung 
aller Atomwaffenversuche eingesetzt und dieses 
Petitum seitdem mehrfach wiederholt, zuletzt am 
3. Oktober letzten Jahres. Die Kontinuität dieser 
Forderungen des Deutschen Bundestages über 30 
Jahre, an unterschiedliche Bundesregierungen ge-
richtet, zeigt deutlich, wo unsere Interessen als 
Land an der Nahtstelle zwischen Ost und West lie-
gen. Wir wollen Rüstungsstopp und Abrüstung. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sind überzeugt, daß ein umfassender Teststopp 
diesem Ziel dienen kann. Ich denke, daß wir in die-
ser Frage zwischen den Fraktionen nach wie vor 
einen gemeinsamen Konsens herstellen können 
sollten, da wir in der Hauptsache nicht so weit aus-
einander sind. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Parteipolitische Polemik ist hier sicher nicht am 
richtigen Platz. 

(Zuruf des Abg. Dr. Scheer [SPD]) 

— Herr Kollege, die Bundesregierung lügt nicht. 
Und niemand ist hier umgefallen. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist zwar richtig, daß Testexplosionen auch der 
Überprüfung der Funktionsfähigkeit von Atomwaf-
fen dienen, den Instrumenten der Abschreckung, 
aber in erster Linie dienen sie leider — da stimme 
ich meinem Vorredner zu — der Weiterentwicklung 
und Verbesserung atomarer Waffensysteme. Des-
halb sind Kernwaffenversuche ein wesentlicher 
Teil des Wettrüstens. 

Das Teststoppabkommen von 1963 ist auf Nukle-
arexplosionen in der Atmosphäre, im Weltraum und 
unter Wasser beschränkt. Weil diese unterirdischen 
Testexplosionen immer noch erlaubt sind, geht das 
Wettrennen um die qualitative Verbesserung der 
Atomwaffen weiter. Die Menschen in Ost und West 
— da stimmen Sie mir sicher zu — wollen aber 
keine Verbesserung der A-Waffen. Wir wollen keine 
Fortsetzung des Wettrüstens, weder quantitativ 
noch qualitativ, wir wollen Abrüstung. 

(Beifall bei der FDP — Lange [GRÜNE]: 
Dann muß der Teststopp anders formuliert 

werden!) 

— Langsam Herr Kollege. 

Die Sowjetunion hat am 6. August letzten Jahres 
ein einseitiges, zunächst auf sechs Monate befriste-
tes und dann verlängertes Atomwaffentestmorato-
rium verkündet, und zwar am Hiroshima-Tag. — 
Propaganda  oder nicht —, jedenfalls beweist die 
Sowjetunion immer häufiger, daß sie ein gutes Ge- 
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spür für die Wünsche unserer Bürger hat. Unsere 
amerikanischen Verbündeten könnten sich meines 
Erachtens hier gelegentlich ein kleines Scheibchen 
abschneiden. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Endlich einmal 
ein wahres Wort!) 

Ich bedaure aber, daß die sowjetische Führung so 
kurzatmig ist und schon nach acht Monaten wieder 
aufgegeben hat. Ich habe — das muß ich klar sagen 
— wenig Verständnis, daß die USA direkte Ver-
handlungen über einen Teststopp brüsk abgelehnt 
und mit den Tests in Nevada den Anlaß zum Ab-
bruch des sowjetischen Moratoriums gegeben ha-
ben. Aber bitte, vergessen Sie eins nicht: Auch die 
USA haben ihre Erfahrungen mit Moratorien ge-
macht. Die USA haben seit 1967, seit fast 19 Jahren, 
die Produktion chemischer Waffen eingestellt. An 
dieses Moratorium halten sich die USA heute noch 
— und das ist gut so —, 

(Beifall bei der FDP — Frau Borgmann 
[GRÜNE]: Ach!) 

obwohl die Sowjetunion diesen einseitigen Verzicht 
in keiner Weise honoriert hat. „Was sind acht Mona-
te, gegenüber 18 Jahren?", werden einige sagen. Si-
cher sind acht Monate besser als nichts. Aber de-
monstrative Gesten alleine machen den Frieden 
noch nicht sicherer. 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang betonen, 
daß es bedauerlich ist, daß solche einseitigen 
Schritte von der anderen Seite noch immer so we-
nig honoriert werden. 

Für uns Liberale ist der Abschluß eines umfas-
senden Teststoppabkommens ein unmittelbar anzu-
strebendes Ziel, das zum frühestmöglichen Zeit-
punkt erreicht werden muß. Für uns ist ein Test-
stoppabkommen kein langfristiges Ziel, das erst 
dann angestrebt wird, wenn Atomwaffen kein es-
sentielles Element der internationalen Sicherheit 
und Stabilität mehr sind. 

(Dr. Scheer [SPD]: Was soll dann der ge

-

meinsame Antrag mit Todenhöfer?) 

— Teststopp, Herr Kollege Scheer, ist eine präven-
tive Rüstungskontrolle und sollte deshalb so früh 
wie möglich beginnen. Da stimmen Sie mir doch 
zu. 

(Beifall bei der SPD — Vogt [Düren] [CDU/ 
CSU]: Beifall bei der SPD und nicht der 

CDU!) 

Deshalb erlaubt sich die FDP, hier auch einen et-
was anderen Standpunkt als der amerikanische 
Präsident zu haben. Wenn Sie das zur Kenntnis 
nehmen wollen, Herr Kollege Scheer. 

(Dr. Scheer [SPD]: Das finde ich gut! Aber 
was soll dann der Antrag?) 

— Herr Kollege Scheer, die Aufforderung des US

-

amerikanischen Repräsentantenhauses an den 
Präsidenten hat auch unsere Sympathie. Präsident 
Reagan hat die mit überwältigender Mehrheit ver-
abschiedete Resolution mit dem Argument zurück-
gewiesen, sie diene nicht den Interessen der Verei-
nigten Staaten, ihrer Verbündeten und Freunde. 

Die FDP sieht dies etwas anders. Auch als Ver-
bündeter der USA hat die Bundesrepublik Deutsch-
land an diesen Verhandlungen ein großes Interesse, 
weil sie zur Beendigung des Wettrüstens beitragen 
und den Rüstungskontroll- und Abrüstungsprozeß 
begünstigen können. Es liegt nämlich eine breite 
Palette interessanter Abrüstungsvorschläge beider 
Supermächte vor, um die wohl zäh und lange ver-
handelt werden wird. Aber die Verhandlungen wer-
den unglaubwürdig und meines Erachtens auch un-
nötig belastet, wenn die Verhandlungsparteien 
gleichzeitig die Verbesserung, Verfeinerung und 
Modernisierung atomarer Waffen durch Tests fort-
setzen würden. Ein Junktim zwischen Teststopp 
und erfolgter Abrüstung würde den Abschluß eines 
umfassenden Teststoppabkommens zum frühest-
möglichen Zeitpunkt — dieses ist und bleibt erklär-
tes Ziel der Bundesregierung — unnötig belasten. 
Unser Maßstab für das Verhältnis von Abrüstung 
und Teststopp ist der Nichtverbreitungsvertrag — 
auch hier haben wir keinen Dissens —, der sowohl 
zu Verhandlungen über nukleare Abrüstung als 
auch zum Abschluß eines umfassenden Teststopp-
abkommens verpflichtet. Die Politik der Bundesre-
gierung — es ist mir erlaubt, das hier noch einmal 
deutlich zu sagen — ist klar abrüstungsorientiert. 

(Zurufe von der SPD: Nein! — Senfft [GRÜ

-

NE]: Um Gottes Willen!) 

Lassen Sie mich mit den Worten des Bundes-
kanzlers schließen — vielleicht gestatten Sie als 
Opposition wenigstens das —: Frieden schaffen mit 
immer weniger Waffen ist unser gemeinsames 
Ziel. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nur macht ihr 
das Gegenteil! Ihr schafft Spannung mit 

immer mehr Waffen!) 

Militärische Sicherheit durch ein Gleichgewicht auf 
einem möglichst niedrigen Niveau zu gewährlei-
sten, 

(Senfft [GRÜNE]: Alles Floskeln!) 

ist das gemeinsam festgelegte Ziel dieser Allianz. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Dann müßten 
Sie gegen SDI sein!) 

Das heißt, daß alle Möglichkeiten genutzt werden 
müssen, mit der Sowjetunion zu ausgewogenen und 
verifizierbaren Rüstungsbegrenzungs- und Abrü-
stungsvereinbarungen zu kommen. Das gilt auch 
für den Teststopp. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und 
für gelegentlich konstruktive Zwischenrufe. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Verheugen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nun sag mal, 
wie es wirklich ist!) 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit wirklich tiefem Bedauern müssen 
wir feststellen, daß in dieser Debatte ein wichtiges 
Stück Gemeinsamkeit unserer bisherigen Außen- 
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und Sicherheitspolitik von Ihnen gekündigt worden 
ist. 

(Lamers [CDU/CSU]: Das hätten Sie 
gern!) 

— Nein, das haben Sie getan. 

Bisher war es übereinstimmende Meinung des 
Bundestages und der Bundesregierung, daß wir ein 
umfassendes Teststoppabkommen wollen. Jetzt re-
det der Kollege Todenhöfer von einem möglichst 
umfassenden Abkommen. Jetzt legen Sie einen An-
trag vor, den ich in dieser Fassung als eine Vorlage 
des Pentagon an den amerikanischen Verteidi-
gungsminister verstehen würde, 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

aber nicht als eine Vorlage an den Deutschen Bun-
destag. 

Der Kollege Todenhöfer nennt die internationale 
Diskussion Propaganda und nutzt dabei selbst ei-
nen Propagandatrick, indem er sich die Zahlen so 
zurechtmacht, wie sie ihm passen. Ich will Ihnen die 
wahren Zahlen sagen, was Kernsprengungen an-
geht. Von 1945 bis 1985 haben die USA 787 Kern-
sprengungen durchgeführt, die Sowjetunion 564. 
Ich kann Ihnen das gern in einzelne Zeiträume auf-
gliedern, wenn Sie es wollen. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Sagen Sie es 
für die letzten fünfzehn Jahre!) 

Der Zusammenhang, den Sie, Kollege Todenhö-
fer, zwischen Teststopp und dem Nichtverbrei-
tungsvertrag hergestellt haben, ist auch falsch. Ich 
darf Sie daran erinnern, daß die Genfer Konferenz 
im vergangenen Jahr gerade zu diesem Thema prä-
zise gesagt hat: 

Die Konferenz erinnert daran, daß die Ver-
tragsparteien den Abschluß eines Vertrages 
über das Verbot aller Kernwaffenversuche als 
eine der wichtigsten Maßnahmen zur Beendi-
gung des nuklearen Wettrüstens betrachten. 

Da war keine Rede davon, daß das erst geschehen 
soll, wenn das Wettrüsten bereits beendet ist. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Das haben 
wir gar nicht gefordert!) 

An einer anderen Stelle heißt es — das betrifft 
genau die Bundesregierung —: 

Mit Ausnahme einiger Staaten bedauerte die 
Konferenz zutiefst, daß ein umfassender multi-
lateraler Vertrag über das Verbot aller Kern-
waffenversuche durch alle Staaten in jeglicher 
Umgebung und für alle Zeiten noch nicht be-
schlossen wurde. 

Es kann überhaupt kein Zweifel darüber beste-
hen, daß die Genfer Überprüfungskonferenz den 
Abschluß eines umfassenden Teststoppabkommens 
als einen Schritt auf das gewünschte Ziel der Redu-
zierung von Atomwaffen hin betrachtet. Wir bleiben 
dabei, daß die technischen Möglichkeiten der Verifi-
kation heute gegeben sind und daß dem Abschluß 
eines umfassenden Teststoppabkommens in Wahr-
heit nur noch der fehlende politische Wille entge-
gensteht. 

Herr Kollege Todenhöfer hat das wirklich in dan-
kenswerter Offenheit klargemacht, worauf dieser 
fehlende Wille beruht. Er beruht darauf, daß be-
stimmte Rüstungsentwicklungen in den Vereinig-
ten Staaten von Amerika noch nicht abgeschlossen 
sind, obwohl die Sowjetunion inzwischen — das 
wissen Sie ganz genau — angeboten hat, die Waf-
fen, die in den USA weiterentwickelt werden sollen, 
ganz zu verbieten. Ich frage mich also, wozu Sie 
unbedingt noch Tests haben wollen. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Von Verifika

-

tion haben Sie nichts gehört!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun 
zu dem Antrag zum Thema Atomwaffensperrver -
trag kommen, der im vergangenen Jahr einge-
bracht worden ist und der in der Tat durch die Kon-
ferenz, die am 21. September vergangenen Jahres 
zu Ende gegangen ist, etwas an Aktualität einge-
büßt hat. Aber das gibt uns die Gelegenheit, die 
Ergebnisse der Konferenz zu bewerten und noch 
einmal über die künftige Politik der Nichtverbrei-
tung zu diskutieren. Es gibt nämlich ein paar aktu-
elle Anlässe. 

Erstens. Vor ein paar Tagen konnte man lesen, 
daß Senator Cranston in den USA erklärt hat, der 
libysche Revolutionsführer Gaddafi versuche, sich 
in den Besitz von Kernwaffen zu bringen. Der Ver-
dacht war j a schon früher geäußert worden, daß 
Libyen versucht habe, Atomwaffen zu kaufen. Cran-
ston sagt nun: Nachdem das nicht gelungen sei, ver-
suche Libyen, die technischen Voraussetzungen für 
die Herstellung von Atomwaffen in eigener Regie 
zu schaffen. Der Aufbau der Kernforschungsanlage 
in Tadschura, 20 km von Tripolis entfernt, dient laut 
Cranston diesem Zweck. 

Das Beispiel zeigt, daß wissenschaftlich-techni-
sche Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kern-
energie eben doch die Gefahr in sich birgt, daß sich 
unberechenbare Mächte in Krisenregionen in den 
Besitz von Atomwaffen bringen könnten. Was das 
bedeutet, muß ich nicht ausmalen. 

Zweitens. Die Genfer Überprüfungskonferenz hat 
sich mit sehr ernster Besorgnis über die Nuklearfä-
higkeit Südafrikas geäußert. Auch hier ging es wie-
der um die Weitergabe von Kernanlagen, Mitteln 
oder Materialien jeder Art, also die Proliferation 
von Kerntechnik zu angeblich friedlichem Zweck. 
Die krisenhafte Situation im südlichen Afrika ist 
wohl jedem bekannt. Ich hoffe, es ist allen bewußt, 
daß dort ein Krieg stattfindet. 

Das Beispiel Südafrika zeigt jedenfalls, daß es 
mit Staaten, die dem Sperrvertrag nicht beigetreten 
sind, keinerlei — wie auch immer geartete — nu-
kleare Zusammenarbeit geben darf. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das schließt ein, daß man solchen Ländern auch 
nicht durch die Ausbildung von Wissenschaftlern 
an Forschungseinrichtungen zum wissenschaftlich

-

technischen Know-how verhelfen darf, wie das in 
der Vergangenheit leider auch bei uns geschehen 
ist. Im Zusammenhang mit der Lage im südlichen 
Afrika kann ich es nur bedauern, daß der Wider-
stand einiger weniger westlicher Länder — ein- 
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schließlich der Bundesrepublik — dazu geführt hat, 
daß die Genfer Konferenz keine bindende Ver-
pflichtung beschließen konnte, den Uranimport aus 
Namibia bis zur Unabhängigkeit dieses Landes zu 
verbieten. Ich lege aber Wert auf die Feststellung, 
daß die Bundesregierung und einige wenige ihrer 
Verbündeten in dieser Frage in der ganzen Welt iso-
liert dastehen. 

Das dritte Beispiel führt in eine aktuelle innenpo-
litische Diskussion, nämlich in den Streit um die im 
Bau befindliche Wiederaufarbeitungsanlage in 
Wackersdorf. Der Zusammenhang mit dem Atom-
waffensperrvertrag wird von der Bayerischen 
Staatsregierung immer wieder bestritten — dazu 
hat sie auf Grund ihrer eigenen Meinung zu diesem 
Vertrag auch allen Anlaß. Unbestreitbar ist, daß die 
Wackersdorfer Anlage in großem Umfang Pluto-
nium erzeugen wird, aus dem wiederum waffenfähi-
ges Plutonium gewonnen werden kann. Es ist 
ebenso unbestreitbar, daß der Nichtverbreitungs-
vertrag ungefähr dann ausläuft, wenn die WAA in 
Wackersdorf betriebsbereit sein wird. Dabei unter-
stelle ich, daß die Bayerische Staatsregierung ihre 
unsinnige, kostspielige und gefährliche Politik trotz 
des berechtigten Widerstands der betroffenen Bür-
ger fortsetzen wird. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist leider zu befürch

-

ten!) 

— Das ist zu befürchten, ja.  

Schließlich ist ebenso unbestreitbar wahr, daß 
der heutige bayerische Ministerpräsident vor dem 
Nichtverbreitungsvertrag immer sehr, sehr ein-
dringlich gewarnt hat. Er hat ihn als ein atomares 
Versailles bezeichnet. Er hat die Unterzeichnung 
des Vertrages durch die Regierung Kiesinger sei-
nerzeit verhindert. Nicht genug damit: Große Teile 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben den Ver-
trag seinerzeit im Bundestag abgelehnt, und die 
Bayerische Staatsregierung hat versucht, ihn über 
den Bundesrat zu Fall zu bringen. So liegen die 
Fakten. 

Ich kann es deshalb keinem Menschen in der 
Oberpfalz und in ganz Bayern übelnehmen, wenn 
er daraus seine Schlüsse zieht; 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

denn er hat es mit einer Regierung zu tun, die die-
sen Kernwaffensperrvertrag nicht gewollt hat und 
jetzt eine solche Anlage mit aller Sturheit, deren sie 
fähig ist, durchsetzt. 

Alle Erfahrungen während der Geltungsdauer 
des Kernwaffensperrvertrages belegen eindeutig, 
daß die bestehenden Wiederaufarbeitungsanlagen 
Risikofaktoren erster Ordnung sind, wenn es um 
die Kontrolle des auf der Welt erzeugten Plutoni-
ums geht. Zuviel Plutonium ist schon auf unerklär-
liche Weise verschwunden. Dieses Risiko kann 
auch in Wackersdorf nicht ausgeschlossen werden. 

(Fellner [CDU/CSU]: Schwätzer!) 

— Nun schreien Sie nicht so schnell dazwischen. 
Genau das war nämlich das Argument Ihres Par-
teifreundes Albrecht, des niedersächsischen Mini-
sterpräsidenten, im Jahre 1979, daß das nicht ausge

-

schlossen werden könne. Herr Fellner, merken Sie 
sich das. Meine Damen und Herren, diejenigen, die 
in Wackersdorf gegen jede ökonomische und ökolo-
gische Vernunft das durchgesetzt haben, täten gut 
daran, jeden Verdacht zu zerstreuen und jede Be-
sorgnis überflüssig zu machen, indem sie alles nur 
Mögliche tun, um den Fortbestand des Systems der 
Nichtverbreitung von Kernwaffen über 1995 hinaus 
zu fördern. 

Diese Aufgabe gilt auch für die Bundesregierung. 
Maßgeblich für den weiteren Bestand der NV-Poli-
tik wird in erster Linie die Frage sein, ob die Kern-
waffenstaaten in den nächsten Jahren die Abrü-
stungsziele des Vertrages endlich erfüllen. Die Gen-
fer Konferenz konnte dazu nichts anderes feststel-
len, als daß sich im Überprüfungszeitraum die 
Kernwaffen quantitativ und qualitativ weiterent-
wickelt haben. In diesem Zusammenhang raubt ei-
nem ein Satz aus dem Schlußdokument der Genfer 
Konferenz, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat, nun wirklich die Sprache. Dieser Satz heißt — 
ich zitiere wörtlich —: 

Die Konferenz bedauerte, daß die Entwicklung 
und Dislozierung von Kernwaffensystemen 
auch während des Überprüfungszeitraumes 
fortgesetzt wurde. 

Das muß man sich einmal vorstellen. Kaum zwei 
Jahre nach ihrer Entscheidung, die Stationierung 
neuer amerikanischer Mittelstreckenwaffen in der 
Bundesrepublik in Gang zu setzen, bedauert diese 
Regierung, daß weitere Kernwaffen disloziert wur-
den. Wenn sie ihre eigene Entscheidung so schnell 
zu bedauern hat, warum hat sie sie dann getrof-
fen? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, das Schlußdokument 
ist zustande gekommen, weil die Nicht-Kernwaffen-
staaten noch einmal darauf vertraut haben, daß die 
beiden Großmächte in redlicher Absicht über die 
substantielle Reduzierung der Atomwaffen verhan-
deln. Unser Interesse besteht darin, deutschen Ein-
fluß geltend zu machen, um diese im Prinzip von 
beiden Seiten gewünschte Reduzierung voranzu-
bringen. 

Bei der Diskussion über dieses Thema auch 
heute hat es aus den Reihen der Unionsparteien 
Töne gegeben, die mich daran zweifeln lassen, ob 
das noch ein gemeinsames Ziel ist. Ich denke an die 
Einwände aus der Union bezüglich der für Europa 
vorgeschlagenen Nullösung bei Mittelstreckenwaf-
fen. Das war früher einmal ein westliches Verhand-
lungsziel. Jetzt werden auf einmal neue Bedingun-
gen gestellt und neue Hindernisse erfunden. Wenn 
man so spricht wie Herr Todenhöfer, dann darf 
man sich nicht wundern, wenn einem in Moskau 
der Abrüstungswille nicht geglaubt wird — und hier 
auch immer weniger. 

Meine Damen und Herren, ich will noch einen 
Aspekt des Genfer Dokuments herausgreifen, der 
für uns eine wichtige und aktuelle Bedeutung hat, 
denn auch der folgenden wörtlichen Feststellung 
hat die Bundesregierung zugestimmt. Diese Fest-
stellung lautet: 
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Die Konferenz vertritt die Auffassung, daß die 
Schaffung kernwaffenfreier Zonen eine wich-
tige Abrüstungsmaßnahme darstellt und des-
halb der Prozeß der Schaffung solcher Zonen in 
verschiedenen Teilen der Welt gefördert wer-
den sollte. 

Genau darum bemühen wir uns in Europa. Genau 
darum müssen wir uns von Ihnen ständig Vorwürfe 
gefallen lassen. Wir müssen immer wieder zu unse-
rer tiefen Enttäuschung feststellen, daß es die Bun-
desregierung ablehnt, auch nur die Schaffung einer 
recht bescheidenden atomwaffenfreien Zone in Eu-
ropa beiderseits der Blockgrenze nach dem Vor-
schlag der Palme-Kommission zu unterstützen. 

Dieselbe Bundesregierung hat aber jetzt wie-
derum eine völkerrechtlich wirksame Verpflichtung 
bekräftigt, den Prozeß der Schaffung solcher Zonen 
zu fördern. Das alles paßt zu der erschütternden 
Reihe von Unklarheiten und Widersprüchlichkei-
ten in der Außen- und Sicherheitspolitik der jetzi-
gen Bundesregierung. Man wundert sich schon 
nicht mehr. Meine Damen und Herren, es liegt in 
unserer Verantwortung, dafür zu sorgen, daß die 
Politik der Nichtverbreitung von Kernwaffen durch 
eine klare und entschiedene Politik der Rüstungs-
kontrolle, der Rüstungsbegrenzung, der Abrüstung 
möglich wird. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Staats-
minister im Auswärtigen Amt, Herr Möllemann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Die Haltung der Bundesregierung 
zur Frage der Einstellung aller Kernwaffenversu-
che ist klar und der Öffentlichkeit hinreichend be-
kannt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Genauso klar wie 
bei chemischen Waffen!) 

Der Bundeskanzler hat sich dazu vor der Presse am 
9. Januar und am 11. April dieses Jahres geäußert. 
Ich selbst habe an dieser Stelle am 22. Januar eine 
Erklärung im Namen der Bundesregierung abgege-
ben. 

Ich möchte die wesentlichen Punkte hier noch 
einmal unterstreichen. Die Bundesregierung tritt 
nachdrücklich für einen umfassenden Teststopp 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt ein. 

(Lange [GRÜNE]: Das ist sehr klar! — Wei

-

terer Zuruf von den GRÜNEN: Was heißt 
das denn konkret?) 

— Das war, finde ich, ein sehr klarer Satz. 

Kernproblem ist die Gewährleistung einer zuver-
lässigen Verifikation. Angesichts der großen sicher-
heitspolitischen Bedeutung eines umfassenden 
Teststopps ist es unerläßlich, sicherzustellen, daß 
kein Staat heimlich Tests durchführen kann. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist unbe

-

stritten!) 

— Eben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Aber ihr macht 
jetzt neue Bedingungen!) 

— Nein. Jetzt hören Sie doch erst einmal zu. Ich 
habe doch gerade erst angefangen, Herr Ehmke. Sie 
wissen schon wieder, was ich sagen werde. Sie sind 
ungewöhnlich hellseherisch veranlagt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ich kenne ja die 
Regierung!) 

— Hören Sie sich das einmal in aller Ruhe an. Ich 
habe gestern abend lange arbeiten müssen und bin 
sehr friedlich gesonnen. Deswegen will ich mit Ih-
nen auch gar nicht unnötig streiten. 

Also: Kernproblem ist die Gewährleistung — ich 
sagte es bereits — einer zuverlässigen Überprü-
fung, Verifikation. Angesichts der großen sicher-
heitspolitischen Bedeutung, die ein Teststopp hätte, 
ist es unerläßlich, sicherzustellen, daß kein Staat 
heimlich Tests durchführen kann. 

Neue technologische Entwicklungen bei den Veri-
fikationsmöglichkeiten und ein wirkliches sowjeti-
sches Entgegenkommen bei der Verifikation, ent-
sprechend den Erklärungen von Generalsekretär 
Gorbatschow, die hier angesprochen worden sind, 
könnten die bisher bestehenden Hindernisse über-
windbar machen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Nichtkern-
waffenstaat. Wir bringen unser Eintreten für einen 
umfassenden Teststopp durch praktische Beiträge 
zu den Fragen zum Ausdruck, in denen wir auch 
Sachkunde einbringen können. In diesem Sinne ha-
ben wir im vergangenen Jahr der Genfer Abrü-
stungskonferenz vorgeschlagen, schrittweise ein 
weltweites seismologisches System zur Erfassung 
von Nukleartests aufzubauen, das auch der Über-
wachung eines künftigen umfassenden Teststopp-
abkommens dienen würde. Diesen Vorschlag verfol-
gen wir bei den Genfer Verhandlungen weiter. 

Wir sind überzeugt, daß seine Verwirklichung we-
sentlich zur Lösung der noch offenen Verifikations-
probleme eines CTB, also eines Abkommens, beitra-
gen würde. Verhandlungen über einen umfassen-
den Teststopp sind Sache der Kernwaffenstaaten, 
übrigens nicht nur von zwei Kernwaffenstaaten — 
darüber haben wir uns hier bereits unterhalten. 

Positiv werten wir die kürzlich von Präsident 
Reagan gemachten Vorschläge, nach denen die 
USA bereit sind, Gespräche mit der Sowjetunion 
über die Überprüfung der Begrenzung von Nukle-
artests zu führen und die beiden 1974 und 1976 im 
Teststoppbereich abgeschlossenen Verträge zu rati-
fizieren, wenn effektive Überprüfungsmaßnahmen 
vereinbart werden können. 

Positiv werten wir auch, daß Generalsekretär 
Gorbatschow in seiner Rede in Togliatti vorgeschla-
gen hat, die USA und die Sowjetunion sollten so-
wohl über die Einstellung von Versuchsexplosionen 
als auch über die Frage der Kontrolle miteinander 
sprechen. Mit diesen Erklärungen beider Seiten er-
öffnet sich die Chance für aussichtsreiche Verhand-
lungen über eine Begrenzung und zukünftige Ein-
stellung von Nukleartests und deren Verifikation. 
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Es darf nun nicht übersehen werden, daß ein um-

fassender Teststopp kein Ersatz für drastische Re-
duzierungen der vorhandenen Kernwaffen sein 
kann. 

(Lange [GRÜNE]: Das ist der entschei

-

dende Punkt!) 

Nur Ergebnisse von Verhandlungen über die Redu-
zierung und Begrenzung von Kernwaffen 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Das ist doch 
die Bedingung, die das unmöglich macht!) 

können ermöglichen, daß mit deren baldigem Ab-
bau begonnen werden kann. Deshalb ist es notwen-
dig, in den bilateralen amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungen in Genf ernsthaft und kompromiß-
bereit alle Möglichkeiten für konkrete Fortschritte 
bei der Reduzierung von Kernwaffen auszuloten. 
Wer ernsthaft für nukleare Abrüstung eintritt, muß 
dazu beitragen, daß diese Verhandlungen zum Er-
folg führen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch 
noch auf den Antrag der Fraktion der SPD zur 
Nichtverbreitung von Atomwaffen eingehen — 
Herr  Verheugen hat ebenfalls soeben darüber ge-
sprochen —, auch wenn dieser Antrag in manchen 
Teilen nach dem Ablauf der 3. Überprüfungskonfe-
renz zum Nichtverbreitungsvertrag im August/Sep-
tember letzten Jahres in Genf zeitlich überholt ist. 
Herr Verheugen, Sie räumten das selbst ein. Es 
wäre wahrscheinlich zweckmäßig, ihn zurückzuzie-
hen. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: So ist es!) 

In anderen Teilen wurden seine Anliegen im um-
fangreichen, im Konsens verabschiedeten Schluß-
dokument dieser Konferenz zu Recht berücksich-
tigt — auch das ein Grund, den Antrag jetzt als 
gegenstandslos zu erklären; denn in der jetzt vorlie-
genden Form ist er einfach nicht mehr sachlich kor-
rekt. 

Entgegen vielen skeptischen Erwartungen und 
im Gegensatz zur 2. Überprüfungskonferenz konnte 
die 3. Überprüfungskonferenz erfolgreich abge-
schlossen werden. Die Konferenzatmosphäre war 
fast durchweg kooperativ, und als Ergebnis konnte 
ein substantielles Schlußdokument verabschiedet 
werden, das alle Aspekte des Nichtverbreitungsver-
trages abdeckt. Breite Gemeinsamkeiten gab es bei 
der Bejahung der grundsätzlichen Ziele des Ver-
trages und bei der Forderung nach Fortschritten 
auf dem Weg zur Implementierung der Vertragsbe-
stimmungen. Die ungehinderte friedliche Nutzung 
und die internationale Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet unter entsprechenden Sicherheitsmaßnah-
men wurden übereinstimmend bekräftigt, ebenso 
die freie Wahl des gesamten nuklearen Brennstoff-
kreislaufs. Die positive Rolle der Internationalen 
Atomenergieorganisation (IAEO) und ihres Sicher-
heitssystems wurde unterstrichen, die Formulie-
rung der Forderungen nach umfassenden Sicher-
heitsmaßnahmen bei Nuklearexporten auch in Län-
der, die dem Vertrag nicht angehören, hat uns be-
friedigt. Daher hat die 3. Überprüfungskonferenz 
insgesamt zur Stärkung des Nichtverbreitungs-Re-
gimes beigetragen. 

Die Bundesregierung ist auch nach dem erfolgrei-
chen Abschluß der 3. Überprüfungskonferenz der 
Auffassung, daß die Nichtverbreitung von Kernwaf-
fen eine erstrangige Bedeutung für die Politik der 
Friedenssicherung hat. Deshalb wirbt sie für eine 
universelle Geltung des Nichtverbreitungsvertrages 
und hat in mehreren Staaten, die dem Vertrag bis-
her nicht beitraten, für eine aufgeschlossene Hal-
tung geworben. Auch die Bundesregierung sieht im 
Beitritt zum Nichtverbreitungsvertrag das beste 
Mittel, die Entwicklung eines zweiten und unkon-
trollierten Kernenergiemarktes zu verhindern. Sie 
ist aber darüber hinaus der Meinung, daß eine Poli-
tik der Zusammenarbeit mit Nichtkernwaffenstaa-
ten, die nicht Parteien des NV-Vertrages sind, unter 
der Voraussetzung befriedigender nichtverbrei-
tungspolitischer Regelungen eine Möglichkeit ist, 
diese Staaten so in das weltweite nichtverbrei-
tungspolitische System einzubeziehen, daß dieses 
sich seinerseits immer weiter ausbreitet. 

Wir stimmen mit der Fraktion der SPD nicht 
darin überein, daß der Nichtverbreitungsvertrag ge-
ändert werden sollte. Die Sicherheitsmaßnahmen 
der IAEO sind in allen Nichtkernwaffenstaaten, die 
Parteien des Vertrages sind, lückenlos. Eine Ände-
rung des Vertrages zöge das Risiko nach sich, daß 
andere Staaten, die dem Vertrag weniger positiv 
gegenüberstehen als wir, auf weitere Änderungen 
dringen würden und es möglicherweise dann nicht 
zu einer Stärkung, sondern zu einer Schwächung 
des Vertrages führen würde. 

Eine besondere Frage ist die, ob spezielle Rege-
lungen für den Export sensitiver Anlagen in den 
Vertrag aufgenommen werden müssen. Wie Sie wis-
sen, haben sich die Staaten, die die sogenannten 
Londoner Richtlinien zur Regelung der Weitergabe 
von Nukleargütern anwenden, zur Zurückhaltung 
bei Transfers von sensitiven Anlagen und sensitiver 
Technologie verpflichtet. Die damalige Bundesre-
gierung hat am 17. Juni 1977 erklärt, daß sie Geneh-
migungen für den Export von Wiederaufbereitungs-
anlagen und -technologien bis auf weiteres nicht 
erteilen werde. Dies gilt auch für die jetzige Bun-
desregierung, Herr Kollege Verheugen. 

Zu den weiteren Einzelfragen wie „full-scope sa-
feguards", internationale Plutoniumlagerung, Ver-
wendung von niedrig angereichertem Uran in For-
schungsreaktoren haben wir bereits früher hier 
ausführlich Stellung genommen. Ich möchte das 
nicht alles wiederholen. 

Ich möchte eine Schlußbemerkung an die 
Adresse des Kollegen Scheer machen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

Sie haben hier vorhin innerhalb von zehn Minu-
ten im Blick auf die Bundesregierung und die Abge-
ordneten der Koalitionsfraktionen folgende Be-
griffe verwandt: Steigbügelhalter, Mitläufer, Unter-
welt, scheinheilig, infam, feige, Machwerk, heuchle-
risch. Ich frage mich allen Ernstes, ob Sie diesen 
Stil auch künftig bei Debatten über den besten Weg 
der Friedenssicherung praktizieren wollen. Leute, 
die sich so artikulieren, die den Kollegen hier im 
Hause mit solchen Begriffen kommen, glaube ich 
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nicht, daß es ihnen um Friedenspolitik geht. Es geht 
um plumpe Parteipolitik, und offenbar ist Ihnen da-
bei jedes Mittel, auch die Diskreditierung Ihrer po-
litischen Konkurrenten recht. Ich weise das in aller 
Schärfe zurück. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Scheer [SPD]: Ich stehe zu jedem 

Wort!) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über Tages-
ordnungspunkt 19a, den Antrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/5270. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Tages-
ordnungspunkt 19b, und zwar über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf 
Drucksache 10/3599. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/2787 abzulehnen. 

Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses mit Mehr-
heit angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über den Zusatztagesord-
nungspunkt 4, und zwar über den Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 
10/5399 ab. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 10/5398. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Dann ist dieser Antrag bei einer größeren An-
zahl von Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt 
worden. 

Meine Damen und Herren, wir gehen nun zur 
Fragestunde über, die ich hiermit aufrufe: 

Fragestunde 

— Drucksachen 10/5365, 10/5395 — 

Wir haben nur den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Auswärtigen aufzurufen, weil alle üb-
rigen Fragen auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet werden — die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt — oder zurückgezogen wor-
den sind.*) 

Zur Beantwortung der Dringlichkeitsfrage des 
Abgeordneten Mann auf Drucksache 10/5395 steht 
der Staatsminister im Auswärtigen Amt, Herr Möl- 

*) Zurückgezogen sind die Fragen 33 des Abg. Mann, 45 und 46 des 
Abg. Dr. Emmerlich sowie 53 des Abg. von Hammerstein. 

lemann, zur Verfügung. Ich rufe nun die Dringlich-
keitsfrage des Herrn Abgeordneten Mann auf: 

Kann die Bundesregierung den Bericht der New York Times 
laut Frankfurter Rundschau vom 23. April 1986 bestätigen, 
Bundeskanzler Kohl habe sich vor dem Luftangriff für ein 
stärkeres militärisches Vorgehen gegen Libyen ausgespro-
chen, und welches ist die Haltung der Bundesregierung im 
Hinblick auf mögliche amerikanische Militäraktionen gegen 
Libyen, wenn US-Präsident Reagan am 23. April 1986 weitere 
militärische Aktionen gegen Libyen nicht ausgeschlossen 
hat? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Mann, auf Ihre zwei Teilfragen ant-
worte ich wie folgt. Erstens. Nein, derartige Meldun-
gen hat der Regierungssprecher bereits auf der 
Pressekonferenz vom 23. April dementiert. 
Zweitens. Die Haltung der Bundesregierung zu 

der von Libyen ausgehenden Entwicklung ist in den 
Erklärungen des Bundeskanzlers vom 15. und 
16. April festgelegt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Möllemann, zu-
nächst stelle ich die Frage: Teilt die Bundesregie-
rung meine Auffassung, daß sie verpflichtet ist, von 
sich aus — wohlgemerkt von sich aus, also nicht 
nur auf Antrag der Oppositionsfraktionen — in der 
gegenwärtigen Situation die zuständigen Aus-
schüsse wegen einer möglichen Verwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland in einen kriegeri-
schen Konflikt im Nahen Osten umfassend zu infor-
mieren? 

Möllemann, Staatsminister: Das tut die Bundesre-
gierung ja fortlaufend. Ich selber hatte das Vergnü-
gen und die Aufgabe, dies in der letzten Sitzung des 
Auswärtigen Ausschusses erneut zu tun. 

Vizepräsident Westphal: Herr Mann, eine weitere 
Zusatzfrage. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Möllemann, meine 
zweite Zusatzfrage: Teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß sich durch die Ankündigung von 
Präsident Reagan, die von mir in meiner Frage 
erwähnt wurde, aber auch durch die neuen Ankün-
digungen — ich beziehe mich z. B. auf die ,,Süddeut-
sche Zeitung" von heute, wo es in einer Überschrift 
heißt „Präsident Reagan schließt Angriffe auch ge-
gen den Iran und Syrien nicht aus" — die Gefahren 
terroristischer Anschläge, einer Gefährdung un-
schuldiger Menschen und eines kriegerischen Kon-
fliktes im Nahen Osten erhöhen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Mann, 
ich weiß nicht, auf welche Äußerungen von Präsi-
dent Reagan Sie sich im Detail beziehen. Ich kann 
mich jetzt nur auf diese Überschrift, von der Sie 
sprechen, beziehen. Dazu habe ich — wie Sie wahr-
scheinlich auch — vorhin in den Nachrichten ge-
hört, daß der amerikanische Außenminister Shultz 
klargestellt habe, daß es in den USA keinerlei Pläne 
für militärische Operationen gegen Teheran und 
Damaskus gebe. Es handele sich hierbei um Gedan- 
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kenspiele. Ich kann das alles, weil ich es nur aus 
den Nachrichten kenne, nicht weiter kommentie-
ren. Aber ich teile Ihre Schlußfolgerung ausdrück-
lich nicht, daß der Hinweis auf die Entschlossen-
heit, den Terrorismus zu bekämpfen, für sich ge-
nommen die Gefahr neuer terroristischer An-
schläge provoziere. Die Haltung der Bundesregie-
rung zur besten Weise der Bekämpfung des Terro-
rismus ist hier ausführlich in den beiden von mir 
genannten Erklärungen dargestellt worden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, 
trotz Ihrer Antwort „nein" auf die erste Frage 
möchte ich Sie fragen, ob Sie bestätigen können, 
daß der Bundeskanzler von Vertretern der US-Ad-
ministration vor dem militärischen Vorgehen der 
USA über ihre Absicht, militärisch gegen Libyen 
vorzugehen, informiert worden ist, daß er über den 
Ort, den genauen Zeitpunkt und die genauen mili-
tärischen Details nicht informiert worden ist, daß er 
danach aber auch nicht gefragt hat und insofern 
der Vorwurf der mangelnden Konsultation eigent-
lich weniger in Richtung der USA gehen kann, son-
dern der Vorwurf der mangelnden Informierung 
des Parlaments an die Bundesregierung gerichtet 
werden kann. 

Möllemann, Staatsminister: Das kann ich nicht be-
stätigen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Möllemann, können Sie 
mir bestätigen, daß die „New York Times" in ihrem 
Bericht die Unwahrheit schreibt, wenn sie wieder-
gibt, daß Bundeskanzler Kohl für ein stärkeres mili-
tärisches Vorgehen gegen Libyen vor dem Angriff 
plädiert hat? 

Möllemann, Staatsminister: Ich kenne diesen Be-
richt nicht. Aber zu dem Kern dessen, was Sie ge-
fragt haben — das ist der Kern der Frage Ihres Kol-
legen —: Ich habe den Eindruck, daß das nicht zu-
trifft. Dann ist das, wenn es da steht, auch die Un-
wahrheit. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Herr Staatsminister, 
weil in der Frage von meinem Kollegen Mann auch 
gefragt wurde, welches die Haltung der Bundesre-
gierung im Hinblick auf mögliche amerikanische 
Militäraktionen gegenüber Libyen sei, würde ich 
gern wissen, ob es auch passieren könnte, daß sich 
aus dem NATO-Vertrag Beistandsverpflichtungen 
bei militärischen Aktionen gegenüber Libyen erge-
ben könnten. Ich erinnere z. B. hier an den bekannt-
gewordenen Angriff eines libyschen Schnellbootes 
auf die italienische Insel Lampedusa, die ja wohl 
auch zum NATO-Vertragsgebiet gehört. Wie würde 
sich die Bundesregierung in einem derartigen Fall 
verhalten? 

Möllemann, Staatsminister: Zunächst einmal, 
Herr Kollege, muß ich darauf hinweisen, daß diese 
auf einen Stützpunkt auf Lampedusa abgefeuerten 
Raketen drei Kilometer vorher ins Wasser gefallen 
sind, was ich begrüße. Zweitens ist klar, daß jeder 
Angriff auf ein Mitgliedsland der NATO als ein An-
griff auf die NATO zu gelten hat. Das regelt der Ver-
trag klar. Drittens bin ich nicht geneigt, darüber 
hinausgehend hypothetische Fragen zu beantwor-
ten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatsminister, schließen Sie 
es aus, daß hohe deutsche NATO-Offiziere wie z. B. 
der Vertreter von General Rogers in seiner NATO-
Funktion vom Bevorstehen der Aktion gewußt ha-
ben, zu deren Planung sich General Rogers als Be-
fehlshaber der amerikanischen Truppen ehrlicher-
weise bekannt hat, und rechnen Sie es zu den Loya-
litätspflichten eines Offiziers der Bundeswehr, auch 
wenn er bei der NATO integriert ist, daß er in einer 
solchen Situation seine Regierung über Vorgänge 
informiert, die ja auch terroristische oder militäri-
sche Rückschläge auf die Bundesrepublik zur Folge 
haben können? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Gansel, 
ich habe im Auswärtigen Ausschuß ausführlich dar-
über berichtet und klargestellt, daß es sich bei der 
Aktion der Vereinigten Staaten von Amerika gegen 
verschiedene Punkte in Tripolis und Bengasi um 
eine bilaterale Aktion gehandelt hat. Die NATO war 
in keiner Weise und zu keinem Zeitpunkt involviert. 
Deutsche Stellen waren ebenfalls nicht involviert. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schulte (Menden). 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Staatsminister, 
was unternimmt die Bundesregierung zur Zeit, um 
auf die amerikanische Administration einzuwirken, 
damit weitere geplante oder in Form von Gedan-
kenspielen vorgenommene Militäraktionen gegen 
Libyen verhindert werden? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Schulte, 
wir haben in den vergangenen Tagen ein Konzept 
zur wirkungsvollen Bekämpfung des Terrorismus 
entwickelt. Die Punkte sind der Öffentlichkeit und 
dem Parlament vorgestellt worden. Wir versuchen, 
für dieses Konzept möglichst viele Unterstützer zu 
bekommen, sowohl bei den blockfreien Staaten, bei 
den arabischen Ländern als auch bei Staaten des 
Warschauer Paktes, weil wir der Überzeugung sind, 
daß die Umsetzung dieses Konzepts auf möglichst 
breiter Ebene den Terrorismus am wirkungsvoll-
sten bekämpfen kann. 

(Mann [GRÜNE]: Sie sollten mal korrekt 
antworten!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Möllemann, in ei-
nem Gespräch mit dem US-Botschafter Burt, das 
wir gestern hatten, sagte er uns, daß die Bundesre- 
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gierung sehr wohl vor der Aktion unterrichtet wor-
den sei. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Wollen Sie das bestreiten? 

Möllemann, Staatsminister: Ich kann nicht be-
streiten, was Herr Burt Ihnen gesagt hat. Das weiß 
ich nicht, ich war ja nicht dabei. Aber zur Sache 
habe ich hier die richtigen Feststellungen getrof-
fen. 

(Mann [GRÜNE]: Da sind wir nicht so si

-

cher!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, damit sind wir am Ende der Fragestunde. Ich  

danke dem Staatsminister für die Beantwortung 
der Fragen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Für die Nichtbe

-

antwortung!) 

— Das war ein Zwischenruf und nicht die Aussage 
des Präsidenten. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 14. Mai 1986, 13 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen 
ein angenehmes Wochenende. 

(Schluß der Sitzung: 12.31 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 25. 4. 
Dr. Ahrens * 25. 4. 
Amling 25. 4. 
Antretter * 25. 4. 
Frau Augustin 25. 4. 
Berger * 25. 4. 
Bindig 25. 4. 
Böhm (Melsungen) * 25. 4. 
Brück 25. 4. 
Büchner (Speyer) * 25. 4. 
Dr. von Bülow 25. 4. 
Cronenberg (Arnsberg) 25. 4. 
Curdt 25. 4. 
Dr. Dollinger 25. 4. 
Dr. Enders * 25. 4. 
Ertl 25. 4. 
Frau Fischer * 25. 4. 
Fischer (Bad Hersfeld) * 25. 4. 
Franke (Hannover) 25. 4. 
Gansel * 25. 4. 
Gerstl (Passau) * 25. 4. 
Dr. Götz 25. 7. 
Grünbeck 25. 4. 
Dr. Haack 25. 4. 
Haase (Fürth) * 25. 4. 
Dr. Häfele 25. 4. 
Dr. Hauchler 25. 4. 
Hedrich 25. 4. 
Graf Huyn 25. 4. 
Jäger (Wangen) * 25. 4. 
Jagoda 25. 4. 
Frau Kelly 25. 4. 
Kiechle 25. 4. 
Kittelmann * 25. 4. 
Klein (München) 25. 4. 
Dr. Klejdzinski * 25. 4. 
Dr. Kreile 25. 4. 
Kroll-Schlüter 25. 4. 
Frau Krone-Appuhn 25. 4. 
Dr. Graf Lambsdorff 25. 4. 
Landré 25. 4. 
Lemmrich * 25. 4. 
Lenzer * 25. 4. 
Lowack 25. 4. 
Frau Luuk 25. 4. 
Dr. Mertens (Bottrop) 25. 4. 
Metz 25. 4. 
Dr. Müller * 25. 4. 
Dr. Müller (Bremen) 25. 4. 
Neumann (Bramsche) * 25. 4. 
Frau Pack * 25. 4. 
Pfeifer 25. 4. 
Dr. Pfennig * 25. 4. 
Dr. Pohlmeier 25. 4. 
Dr. Probst 25. 4. 
Reddemann * 25. 4. 
Frau Renger 25. 4. 
Dr. Rumpf * 25. 4. 
Dr. Scheer * 25. 4. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Schierholz 25. 4. 
Schmidt (Hamburg) 25. 4. 
Schmidt (München) * 25. 4. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 25. 4. 
Schmitz (Baesweiler) 25. 4. 
Dr. Schmude 25. 4. 
Schröer (Mülheim) 25. 4. 
Schulte (Unna) 25. 4. 
Dr. Schulte 25. 4. 
Schwarz * 25. 4. 
Dr. Soell * 25. 4. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim * 25. 4. 
Dr. Stavenhagen 25. 4. 
Stobbe 25. 4. 
Dr. Stoltenberg 25. 4. 
Suhr 25. 4. 
Uldall 25. 4. 
Dr. Unland * 25. 4. 
Vahlberg 25. 4. 
Voigt (Sonthofen) 25. 4. 
Volmer 25. 4. 
Dr. Voss 25. 4. 
Frau Wagner 25. 4. 
Dr. Weng (Gerlingen) 25. 4. 
Wissmann 25. 4. 
Würtz 25. 4. 
Dr. Wulff * 25. 4. 
Zierer * 25. 4. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. April 1986 beschlos-
sen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des 
Fahrlehrergesetzes 

Zweites Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität 
(2. WiKG) 

Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Wei-
terbildung 

Gesetz zur Neuregelung der steuerrechtlichen Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums (Wohneigentumsförde-
rungsgesetz - WohneigFG) 

Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzge-
setz - PflSchG) 

Zweites Gesetz zur Änderung des Entwicklungshelfer-Geset-
zes 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen Ren-
tenversicherung (Sechstes Rentenversicherungs-Änderungs-
gesetz - 6. RVÄndG) 

Gesetz über die Anpassung der Renten der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und der Geldleistungen der gesetzlichen Un-
fallversicherung im Jahre 1986 

Gesetz zur Sicherung der Neutralität der Bundesanstalt für 
Arbeit bei Arbeitskämpfen 
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In seiner Sitzung am 18. April 1986 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, hinsichtlich des nachstehenden Gesetzes zu verlan-
gen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten und anderer Gesetze 

Das Schreiben des Präsidenten des Bundesrates ist als Druck-
sache 10/5369 verteilt. 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Faktenbericht 
1986 zum Bundesbericht Forschung (Drucksache 10/5298) 

zuständig: Ausschuß für Forschung und Technologie (feder-
führend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Ent-
schließung über die Hilfen für ältere Menschen (Drucksache 
10/5325) 

zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
(federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau 

Der Vorsitzende des Rechtsausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der 
Geschäftsordnung über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu den türkischen Auslieferungsersuchen (Drucksache 
9/2413) 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 22. April 1986 
mitgeteilt, daß sie ihren Antrag betreffend Unterrichtung des 
Deutschen Bundestages über SDI-Vereinbarungen — Drucksache 
10/5288 — zurückzieht. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Rede des 
Abg. Vogel (München) (GRÜNE) zu 

Tagesordnungspunkt 15 
(Zweites Gesetz über den rechtlichen Status 

der Main-Donau-Wasserstraße) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit 
der heutigen Verabschiedung des Zweiten Gesetzes 
über den rechtlichen Status der Main-Donau-Was-
serstraße geht die Verwirklichung des „dümmsten 
Bauprojektes seit dem Turm zu Babel", wie es der 
frühere Verkehrsminister Volker Hauff nannte, in 
eine weitere Runde. Allen Protesten und Zweifeln 
zum Trotz, allen wissenschaftlichen Gutachten, die 
den völligen wirtschaftlichen Schwachsinn dieses 

Milliardenprojektes belegen, entgegen, soll das 
„Jahrhundertprojekt Rhein-Main-Donau-Kanal" zu 
Ende gebaut werden. 

Mit dem heutigen Gesetz werden weitere, bereits 
fertiggestellte Abschnitte des RMD-Kanals zur 
Bundeswasserstraße erklärt; eine gigantische Was-
serautobahn auf der sich in Zukunft wenige Bin-
nenschiffe im Schneckentempo durch die Land-
schaft des Alptraumtales, ehemals das schöne Alt-
mühltal genannt, schieben werden. 

Der königlich-bayerische Wunsch nach einer Ver-
bindung von der Nordsee bis zum Schwarzen Meer 
steht jetzt, 70 Jahre später, zur Verwirklichung an. 
Zwar wurde zeitgemäß die Aussage König Lud-
wigs III. von Bayern, „Antwerpen muß deutsch wer-
den, weil es der natürliche Hafen von Süddeutsch-
land ist" dadurch ersetzt, daß Rotterdam als neuer 
bayerischer Wasserknotenpunkt bezeichnet wurde; 
ansonsten blüht aber nach wie vor an dieser Beton-
rinne die Hoffnung von vorgestern, wie es „DIE 
ZEIT" zutreffend benannte. Die Hoffnung König 
Ludwigs III., einen imperialen Kanal zu bauen, der 
sein bayerisches Hinterland mit der großen Welt 
verbinden sollte — Hoffnungen, die wohl auch 
heute noch den Imperator maximus bavariae Fran-
ciscus Josephus Strauß, „Idi Alpin", antreiben —, 
scheinen nun ihrer Erfüllung entgegenzugehen. 

Mit dieser Erfüllung langjähriger Träume wer-
den die Steuerzahler gleich mehrfach zur Kasse ge-
beten werden. Klaus-Jürgen Hoffie stellte dies in 
einem der seltenen Momente geistiger Erleuchtung 
wie folgt dar: 

Der Staat finanziert, erstens, den Bau des Ka-
nals, der den Ostflotten den Weg zum Rhein 
öffnet, zahlt zweitens, wie bislang schon auf der 
Donau, auch für die Rheinschiffahrt Millionen-
Subventionen und kommt schließlich, drittens, 
für den Zuschußbedarf der Bundesbahn auf, 
der zwangsläufig steigt, weil der Staatsbetrieb 
lediglich die Wahl hat, entweder Transporte an 
die Kanalschiffer zu verlieren oder mit billigen 
Ausnahmetarifen (die nach EG-Recht nur par-
allel zu Schiffahrtstraßen erlaubt sind) den 
Frachtverlust zu verhindern. 

Durch die Güterverlagerung von der Bahn auf den 
Rhein-Main-Donau-Kanal wird die Bundesbahn je-
des Jahr über 200 Millionen DM Einnahmeausfall 
verkraften müssen. Und 200 Millionen DM Einnah-
meausfall bedeuten bei den bekannten Bilanzen der 
Bundesbahn auch 200 Millionen DM mehr Defizit, 
das letztendlich der Staat einmal abzudecken ha-
ben wird. 

Diese sinnlose Konkurrenz der Bundesverkehrs-
wege untereinander kann noch verhindert werden, 
wenn die Bundesregierung endlich bereit wäre, die 
Fakten zur Kenntnis zu nehmen. Genauso kann 
noch der endgültigen Zerstörung unersetzbarer 
Biotope und einer natürlich schönen Kulturland-
schaft, die in der Bundesrepublik ihresgleichen 
sucht, auf den noch nicht in Angriff genommenen 
Streckenabschnitten verhindert werden. 
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Die GRÜNEN können diesem Gesetz, das einen 
weiteren Schritt auf dem Weg in die falsche Rich-
tung, einem Weg, der von zu Beton gewordenen 
Träumen von Planungstechnokraten und provin-
ziellen Weltpolitikern gesäumt ist, weder aus ökolo-
gischen noch aus verkehrspolitischen Gründen zu-
stimmen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/5365 Frage 29): 

Welche Untersuchungen hat die Bundesregierung über die 
gesundheitlichen Auswirkungen des Einsatzes von CS-Gas 
auf Betroffene und Anwender vornehmen lassen, und zu wel-
cher Beurteilung des CS-Gas-Einsatzes als polizeiliches Ein-
satzmittel ist sie dabei gekommen? 

Die Technische Kommission des Arbeitskrei-
ses II der Innenministerien der Bundesländer, in 
der auch der Bund vertreten ist, hat das Fraunho-
fer-Institut für Toxikologie und Aerosolforschung 
im Jahre 1979 mit einem Gutachten über die Ver-
wendung von CS als polizeiliches Einsatzmittel be-
auftragt. 

Das Ergebnis liegt vor. 

Demnach ist der Einsatz des Reizstoffes CS in 
der bei der Polizei eingeführten Form und Konzen-
tration unbedenklich bei Beachtung der entspre-
chenden Handhabungsvorschriften. 

Durch den Einsatz des Reizstoffes CS wird die 
Polizei in die Lage versetzt, gegenüber gewalttäti-
gen Störern die Einsatzschwelle von wirkungsin-
tensiveren Einsatzmitteln (wie z. B. Schlagstock) 
hinauszuschieben oder auf den Einsatz dieser Mit-
tel gänzlich zu verzichten. 

Dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit — An-
wendung des mildesten Mittels — wird dadurch 
verstärkt Rechnung getragen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Druck-
sache 10/5365 Fragen 30 und 31): 

Wie wirkt sich der Erlaß des Bundesministers des Innern 
vom 19. November 1985 und 17. Dezember 1985, nachdem der 
Unterricht an Grenzschutzfachschulen teilweise durch 
Grenzschutzoffiziere übernommen werden soll, auf die beruf-
liche Situation der hauptamtlichen Lehrer an Grenzschutz-
fachschulen und den Bestand dieser Schulen aus? 

Trifft es zu, daß Überlegungen im Gange sind, die Grenz-
schutzfachschulen gänzlich aufzulösen? 

Zu Frage 30: 

Die genannten BMI-Erlasse sind ebenso wie die 
jetzige Situation im Fachschulbereich des BGS 

Auswirkungen des BGS-Personalstrukturgesetzes 
von 1976. Anstelle des zeitlich begrenzt im BGS täti-
gen Widerrufsbeamten wurde damals der Polizei-
vollzugsbeamte mit Lebenszeitbeamtenstatus ein-
geführt. Damit entfielen die Berufsförderung und 
der allgemeine berufsbegleitende Unterricht als die 
bis dahin wesentlichen Aufgaben der Grenzschutz-
fachschulen. Ihre Anzahl wurde deshalb ebenso wie 
die der Fachschullehrer nach den zwingenden Vor-
gaben des Haushaltsgesetzgebers ständig reduziert. 
Bei den BGS-Einsatzabteilungen sind somit kaum 
mehr Fachschullehrer vorhanden. 

Deshalb sollen — wie in den meisten Bundeslän-
dern — geeignete Polizeivollzugsbeamte des geho-
benen Dienstes bei den BGS-Einsatzabteilungen 
praxisorientierten Unterricht in „Politischer Bil-
dung" und „Psychologie" erteilen. Sie werden künf-
tig Anwärter des mittleren Polizeivollzugsdienstes 
im 2. Ausbildungsjahr, das ohnehin bei den Einsatz-
abteilungen zu absolvieren ist, in diesen Fächern 
unterrichten. 

Soweit zivile Lehrer noch benötigt werden, wer-
den sie den noch erforderlichen Unterricht im 
1. Ausbildungsjahr und im Laufbahnlehrgang an 
den Grenzschutzausbildungsabteilungen erteilen. 
Die Erlasse wirken sich somit nicht auf den Grenz-
schutzfachschulbestand und auch nicht auf die be-
rufliche Situation der Lehrer aus. 

Zu Frage 31: 

.Wie zur vorhergehenden Frage bereits gesagt, be-
steht infolge des Wegfalls der Berufsförderung 
keine Notwendigkeit mehr, organisatorisch selb-
ständige Fachschulen im Bundesgrenzschutz zu er-
halten. Dementsprechend sind — auch aus Grün-
den der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung — Über-
legungen im Gange, die Grenzschutzfachschulen 
als selbständige Dienststellen aufzulösen. Das be-
deutet nicht, daß gänzlich auf zivile Fachschulleh-
rer verzichtet werden könnte. Sie werden weiterhin 
für die verbleibenden Aufgaben wie 

— Unterricht in Politischer Bildung, Psychologie 
und Maschinenschreiben 

— Fachschulreifelehrgänge für Hauptschulabsol-
venten 

— Eignungsauswahlverfahren 

im Rahmen der BGS-Abteilungen verwandt. 

Die mit der vorgesehenen Veränderung verbun-
denen personalwirtschaftlichen Probleme werden 
mit den betroffenen Fachschullehrern mit dem Ziel 
der Vermeidung sozialer Härten eingehend erör-
tert. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Rusche (GRÜNE) (Drucksache 
10/5365 Frage 32): 
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Seit wann und in welcher Form lag der Bundesregierung 
die Meldung über die Funksprüche des libyschen Volksbüros 
in Ostberlin über eine „Aktion", die stattfinden soll bzw. daß 
eine „Aktion" ohne die Hinterlassung von Spuren stattgefun-
den hat, und was rechtfertigt die Annahme, daß es sich dabei 
um den Anschlag auf die Diskothek „La Belle" in Berlin 
(West) gehandelt haben soll? 

Über Einzelheiten geheimhaltungsbedürftiger 
Erkenntnisse der Nachrichtendienste können vor 
der Öffentlichkeit in einer Fragestunde des Deut-
schen Bundestages keine Auskünfte gegeben wer-
den. Insoweit entspricht es ständiger Übung, daß im 
Bedarfsfall von der Bundesregierung gegenüber 
der Parlamentarischen Kontrollkommission oder 
vor den zuständigen Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages unter Wahrung der gebotenen Ge-
heimhaltung berichtet wird. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/5365 
Fragen 34 und 35): 

Welche Kenntnis hat die Bundesregierung von dem 
Schicksal der 91jährigen Frau Johanna Rausch aus Nieder-
fell, die aus umstrittenen Gründen entmündigt wurde und 
seit dem 18. April 1985 offensichtlich gegen ihren Willen in 
einem Altenheim festgehalten wird, und sieht die Bundesre-
gierung vor dem Hintergrund dieses Einzelfalles nicht die 
Dringlichkeit, das bestehende Entmündigungs-, Vormund-
schafts- und Pflegschaftsrecht umgehend zu novellieren? 

Wie will die Bundesregierung bei der möglicherweise an-
stehenden Novellierung des Entmündigungs-, Vormund-
schafts- und Pflegschaftsrechts auch vor dem Hintergrund 
des Schicksals der Frau Johanna Rausch sicherstellen, daß 
nur noch Personen mit einer Vormundschaft betraut werden, 
die hierzu die erforderliche Qualifikation und Lebenserfah-
rung haben, damit die betroffenen Mündel in Würde und 
ihren Interessen, Fähigkeiten sowie geistiger und körperli-
cher Verfassung nach leben können? 

Zu Frage 34: 

Die Dringlichkeit einer Neuordnung des Entmün-
digungs-, Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts 
war schon lange vor der Amtsübernahme der jetzi-
gen Bundesregierung bekannt. Wir haben die not-
wendigen Konsequenzen gezogen und die erforder-
lichen Arbeiten intensiviert. Die Arbeiten kommen 
gut voran. Eine vom Bundesminister der Justiz ein-
gesetzte interdisziplinäre Arbeitsgruppe hat ihre 
Arbeiten aufgenommen. Ich will aber keinen Zwei-
fel daran lassen, daß wir es den von der Neurege-
lung Betroffenen — insbesondere Behinderten und 
alten Mitbürgern — schuldig sind, die erforderli-
chen Arbeiten mit großer Sorgfalt und Genauigkeit 
weiterzuführen. 

All diese Feststellungen sind von dem in der 
Frage erwähnten Fall der Frau Johanna Rausch 
völlig unabhängig. Zu den Einzelheiten dieses Fal-
les möchte ich hier nicht Stellung nehmen. Ich 
möchte die hierüber erschienenen Pressemitteilun-
gen ebensowenig kommentieren wie einen Leser-
brief von 51 Mitbewohnern des Altenheims, in dem 
sich Frau Rausch aufhält; ich kommentiere auch 
ein Schreiben von 14 Praktikantinnen und Haus-

wirtschaftslehrlingen des entsprechenden Altenhei-
mes nicht, beides Verlautbarungen, die ein völlig 
anderes Bild zeichnen, als dies in der Presse der 
Fall ist. Diese meine Zurückhaltung hat drei Grün-
de, für die ich um Verständnis bitte: 

Zum einen: Über den Fall haben unabhängige Ge-
richte entschieden. Die Dienstaufsicht über diese 
Gerichte — falls sich diese Frage überhaupt stellen 
sollte — steht nicht dem Bundesminister der Justiz, 
sondern dem Justizministerium des Landes Rhein-
land-Pfalz zu. 

Zum anderen: Personenbezogene Daten im Zu-
sammenhang mit der Anordnung der Entmündi-
gung und der Führung der Vormundschaft sind Da-
ten aus einem besonders sensiblen Bereich. Im 
Rahmen der angestrebten Neuregelung wird ge-
prüft, wie der Schutz solcher Daten verbessert wer-
den kann. 

Schließlich: Die Berichte lassen die Möglichkeit 
erkennen, daß Erbaussichten eine Rolle spielen 
könnten. 

Ich bitte weiter um Verständnis, daß ich vor die-
sem Hintergrund auch auf die in der Frage enthal-
tenen Behauptungen, die Entmündigung der Frau 
Rausch sei aus umstrittenen Gründen erfolgt und 
Frau Rausch werde gegen ihren Willen im Alten-
heim festgehalten, nicht eingehen möchte, zumal 
auch hier die Beurteilung den Gerichten obliegt. 

Zu Frage 35: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß be-
reits nach geltendem Recht keine unqualifizierten 
Personen zu Vormündern bestellt werden dürfen. 
Ob das Recht insoweit im vorliegenden Fall verletzt 
worden ist, wäre durch die zuständigen Gerichte zu 
klären. Dessen ungeachtet wird bei den Arbeiten an 
der Neuregelung des Entmündigungs-, Vormund-
schafts- und Pflegschaftsrechts sorgfältig geprüft 
werden, inwieweit die Bestimmungen über die Aus-
wahl des Vormunds oder Pflegers verbessert wer-
den können. Geprüft wird ferner, inwieweit der 
Rechtsschutz gegen die Auswahl dieser Personen 
verbessert werden kann. Diese Prüfung wurde un-
abhängig von dem Fall der Frau Johanna Rausch in 
die Wege geleitet. Ich bitte um Ihr Verständnis, daß 
ich aus den bereits dargestellten Gründen auch hier 
auf diesen Fall nicht näher eingehe. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/5365 
Frage 36): 

Treffen die Klagen von Verwertungsgesellschaften zu, daß 
die Bundesregierung die Erfassung von urheberrechtsvergü-
tungspflichtigen Importen erst mit Verspätung und unzurei-
chend betrieben hat, und wird die Bundesregierung den da-
durch verursachten Einnahmeausfall an Tantiemen den Ver-
wertungsgesellschaften im Wege des Schadensersatzes für 
legislatives Unterlassen erstatten? 
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Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und der Finanzen beantworte ich ihre 
Frage wie folgt: 

Die Bundesregierung hat die Erfassung der urhe-
berrechtspflichtigen Importe weder verspätet noch 
unzureichend betrieben. 

Der Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat am 14. Mai 1985 als Datum des Inkrafttretens 
der Urheberrechtsnovelle den 1. Juli 1985 beschlos-
sen. Die 2. und 3. Lesung fand am 23. Mai 1985 statt, 
der 2. Durchgang im Bundesrat am 14. Juni 1985. 
Die Urheberrechtsnovelle trägt das Datum vom 
24. Juni 1985 und ist am 1. Juli 1985 in Kraft getre-
ten. Während dieser Zeit wurden die Arbeiten zur 
58. Verordnung zur Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV) betrieben. Sie trat am 
5. Juli 1985 in Kraft. Bereits am selben Tage waren 
alle Zolldienststellen über die neu geschaffene Ein-
fuhrmeldepflicht unterrichtet. Zwischen dem In-
krafttreten der Urheberrechtsnovelle und der Erhe-
bung der Einfuhren lagen damit 4 Tage. 

Die AWV gibt den Verwertungsgesellschaften 
eine hinreichende Grundlage, ihren Auskunftsan-
spruch geltend zu machen und die Vergütungsan-
sprüche durchzusetzen. 

Die Bundesregierung hat damit das in ihren 
Kräften Stehende getan, daß die Erhebung so früh 
wie möglich einsetzte. Von einem pflichtwidrigen 
Unterlassen des Verordnungsgebers kann daher 
keine Rede sein. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 10/5365 Frage 38): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Steuerge-
setznovellierung 1984 die Besitzstandsklausel für die gänzli-
che Kraftfahrzeug-Steuerbefreiung nur noch dann anwend-
bar ist, wenn die Minderung der Erwerbsfähigkeit auf Grund 
rassischer Verfolgung mindestens 50 v. H. beträgt, und wel-
che konkreten Schritte gedenkt die Bundesregierung zu un-
ternehmen, um auch den Opfern des Nazi-Terrors die mit der 
Besitzstandsklausel verbundenen finanziellen Entlastungen 
aus sozialen wie politischen Gründen zukommen zu lassen, 
deren Minderung der Erwerbsfähigkeit unter 50 v. H. liegt? 

Durch § 17 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes ist 
mit Wirkung vom 1. Juni 1979 eine Besitzstandsre-
gelung unter anderem für die Opfer des Nationalso-
zialismus getroffen worden. Dadurch werden solche 
Behinderte weiterhin begünstigt, denen zuvor 
schon ohne Rücksicht auf die Art ihrer Behinde-
rung und die wirtschaftlichen Verhältnisse die 
Kraftfahrzeugsteuer stets in vollem Umfang erlas-
sen worden war. Die Regelung galt von Anfang an 
nur für Behinderte, die in ihrer Erwerbsfähigkeit 
nicht nur vorübergehend um mindestens 50 v. H. ge-
mindert sind. Sie ist durch das Steuerentlastungs-
gesetz 1984 inhaltlich nicht geändert worden. 

Es trifft zu, daß seit dem 1. April 1984 nur noch 
Schwerbehinderte eine Kraftfahrzeugsteuerver-
günstigung erhalten. Die Gesetzesänderung ist er-

folgt, weil eine kraftfahrzeugsteuerliche Begünsti-
gung von Personen, die nicht Schwerbehinderte im 
Sinne des Schwerbehindertengesetzes sind, nicht 
mehr gerechtfertigt erscheint. Durch die Änderung 
ist die Kraftfahrzeugsteuervergünstigung nicht nur 
für gehbehinderte Opfer des Nationalsozialismus 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um we-
niger als 50 v. H., sondern — entsprechend der seit 
1955 bestehenden Gleichbehandlung — auch für 
Kriegsbeschädigte und Zivilbeschädigte mit einer 
gleichen Minderung der Erwerbsfähigkeit wegge-
fallen. Die Bundesregierung sieht keine Veranlas-
sung, die Kraftfahrzeugsteuervergünstigung wieder 
auszudehnen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) (FDP) (Druck-
sache 10/5365 Frage 39): 

Auf welche Weise will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß Bundes- und Landesverbände des Deutschen Bundes für 
Vogelschutz auch weiterhin in der Lage sind, Spendenbe-
scheinigungen für ihre gemeinnützige Tätigkeit auszustel-
len? 

Aus Ihrer Frage entnehme ich, daß der Bundes-
verband und die Landesverbände des Deutschen 
Bundes für Vogelschutz Spendenbescheinigungen 
ausstellen dürfen. Der Bundesregierung ist nicht 
bekannt, aus welchen Gründen dies in Zukunft 
nicht mehr möglich sein sollte. Die Förderung des 
Tierschutzes gehört jedenfalls nach wie vor zu den 
Zwecken, für deren Förderung gemeinnützige Kör-
perschaften steuerlich abziehbare Spenden erhal-
ten und die entsprechenden Spendenbescheinigun-
gen selbst ausstellen können. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage 
des Abgeordneten Funk (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5365 Fragen 40 und 41): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Kostenaufwand 
für einen Hauswirtschaftslehrling von einem Lehrbetrieb 
steuerlich nicht absetzbar ist wie andere Lohnkosten, und 
deshalb die Berufschancen für Mädchen noch mehr einge-
schränkt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, hier gesetzliche Vorausset-
zungen zur Verbesserung dieser unbefriedigenden Situation 
einzuleiten, um weitere arbeitsmarktpolitische Signale zu 
setzen? 

In der Vergangenheit, zuletzt anläßlich der Bera-
tungen des Steuersenkungsgesetzes 1986/1988, sind 
wiederholt Forderungen erhoben worden, für die 
Ausbildung in der privaten Hauswirtschaft einen 
besonderen steuerlichen Abzug vorzusehen. Dies ist 
von der Bundesregierung abgelehnt worden. Der 
Gesetzgeber hat sich ihren Argumenten, die ich 
nachfolgend zusammenfasse, angeschlossen: 
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Soweit Aufwendungen für die Ausbildung durch 
einen gewerblichen, land- und forstwirtschaftlichen 
oder der selbständigen Tätigkeit dienenden Betrieb 
veranlaßt sind, handelt es sich um Betriebsausga-
ben. Einnahmen infolge der Dienstleistungen des 
Auszubildenden sind Betriebseinnahmen. Demge-
genüber dienen Aufwendungen für die Ausbildung 
in der privaten Hauswirtschaft nicht der Einkunfts-
erzielung des Ausbilders. Sie gehören zu den grund-
sätzlich steuerrechtlich nicht abziehbaren Kosten 
der Lebensführung; eine Vergleichbarkeit mit ande-
ren Ausbildungsberufen ist also nicht gegeben. Der-
artige Aufwendungen können nur ausnahmsweise 
unter dem Gesichtspunkt der außergewöhnlichen 
Belastung, also wegen Alters, Krankheit oder 
schwerer Körperbehinderung des Steuerpflichtigen 
oder einer zu seinem Haushalt gehörenden Person 
oder wegen Beschäftigung einer Hausgehilfin oder 
Haushaltshilfe berücksichtigt werden. Die hiernach 
zu gewährende Steuerermäßigung kann nicht für 
hauswirtschaftlich Auszubildende erweitert wer-
den. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auf-
fasssung, daß arbeitsmarktpolitisch wirksame Im-
pulse nicht durch den Ausbau steuerlicher Subven-
tionen ausgelöst werden. Es gilt vielmehr, die im-
mer noch hohe Abgabenlast weiter abzusenken. Die 
Bundesregierung beabsichtigt daher, in der kom-
menden Legislaturperiode die Einkommensteuer-
belastung noch einmal nachhaltig zu senken. Da-
durch werden die beschäftigungspolitischen Rah-
menbedingungen und damit auch die Berufschan-
cen von Mädchen dauerhafter verbessert, als dies 
durch die Schaffung einer neuen steuerlichen Ver-
günstigung erreicht werden könnte. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 
10/5365 Frage 42): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Initiative der Stadt 
Frankfurt/Main, wonach über zusätzliche Vertragsbedingun-
gen sichergestellt werden soll, daß für die Ausführung von 
Bauleistungen und sonstigen Leistungen die Beschäftigung 
von Subunternehmen — insbesondere von Arbeitnehmern 
und Firmen aus den Ostblockländern — durch Generalbau-
unternehmen ohne Wissen des öffentlichen Auftraggebers 
erschwert oder untersagt werden kann? 

Aus vergaberechtlicher Sicht ist die Frankfurter 
Regelung — Erfordernis der Zustimmung des öf-
fentlichen Auftraggebers bei Unterauftragsverga-
ben des Auftragnehmers — im Grundsatz nicht zu 
beanstanden. 

Nach der Verdingungsordnung für Bauleistungen 
(VOB) und der Verdingungsordnung für Leistungen 
— ausgenommen Bauleistungen (VOL) bedarf der 
Auftragnehmer grundsätzlich immer der Zustim-
mung des Auftraggebers, falls der Auftragnehmer 
Unterauftragnehmer einschalten will. Die Zustim-
mung ist nach VOB und VOL nur dann nicht erfor-
derlich, wenn Leistungen erbracht werden sollen,  

auf die der Betrieb des Auftragnehmers nicht ein-
gerichtet ist. Dieses Verfahren gilt unabhängig da-
von, ob es sich um deutsche oder ausländische Un-
terauftragnehmer handelt. 

Begründet wird das grundsätzliche Zustim-
mungserfordernis des Auftraggebers bei Unterauf-
tragsvergaben dadurch, daß nur über die Zustim-
mung sichergestellt werden kann, daß der Unter-
auftragnehmer entsprechend den Kriterien von 
VOB und VOL fachkundig, leistungsfähig und zu-
verlässig ist. 

Die Vergabe öffentlicher Aufträge ist nichtdiskri-
minierend und im Wettbewerb durchzuführen; 
nichtauftragsbezogene Kriterien dürfen keine Rolle 
spielen. Die VOB und VOL bieten dementsprechend 
keine Handhabe, Unternehmen aus der DDR oder 
Unternehmen aus den übrigen osteuropäischen 
Staatshandelsländern als solche allgemein auszu-
schließen bzw. die Zustimmung zur Vergabe von 
Unteraufträgen an diese Unternehmen von vorn-
herein zu versagen. Soweit der Bundesregierung 
bekannt ist, bieten auch die „Zusätzlichen Vertrags-
bedingungen" der Stadt Frankfurt hierfür keine 
Handhabe. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Dr. Jens (SPD) (Drucksache 10/5365 Fragen 43 
und 44): 

Ist es richtig, daß die beiden französischen Stahlkonzerne 
Usinor und Sacilor 1986 etwa 12 Milliarden Franc in Form 
von Kapitalerhöhungen erhalten, zusätzliche finanzielle Hil-
fen, die nicht dem Subventionscodex unterliegen, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegen diese massiven Wettbe-
werbsverzerrungen zu unternehmen? 

Trifft es zu, daß in allen Fragen der Einschätzung der 
Architektur von SDI und der Durchführung von Forschungs-
maßnahmen im Rahmen von SDI nicht die Koordinierungs-
stelle des Bundesministeriums für Wirtschaft, sondern das 
Bundesministerium der Verteidigung unmittelbar zuständig 
sein soll? 

Zu Frage 43: 

Nach Information der Bundesregierung trifft es 
nicht zu, daß USINOR und SACILOR 1986 etwa 
12 Milliarden FF für Kapitalerhöhungen in Form 
zusätzlicher Hilfen, die nicht dem Subventionsko-
dex unterliegen, erhalten. 

Allerdings hat die EG-Kommission am 31. Juli 
1985 für USINOR und SACILOR — wie für Stahlun-
ternehmen in anderen Mitgliedstaaten auch — zu-
sätzliche Beihilfen in Höhe von 10 Milliarden FF 
für Umwandlungen von Schulden in Kapital geneh-
migt. Ferner wurden aus dem Beihilfepaket vom 
29. Juni 1983 noch nicht freigegebene Betriebsbei-
hilfen in Höhe von 3,8 Milliarden FF freigegeben. 
Die EG-Kommission hat aber versichert, daß für 
diese zusätzlichen Beihilfen der Subventionskodex 
Stahl der EG beachtet wurde und keinerlei Zahlun-
gen nach dem 31. 12. 1985 erfolgt sind. 
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Es ist nicht zu übersehen, daß Beihilfen, die in 
dieser Höhe in 1985 geflossen sind, Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unter-
nehmen im Jahre 1986 haben. Um Wettbewerbsver-
zerrungen entgegenzuwirken, hat die Bundesregie-
rung daher im Herbst 1985 der Verlängerung der 
EG-Krisenmaßnahmen insbesondere des Quotensy-
stems zugestimmt. 

Zu Frage 44: 

Die Umsetzung der Vereinbarung wird — soweit 
nicht ausschließliche Zuständigkeiten einzelner 
Ressorts gegeben sind — durch ein Gremium auf 
Abteilungsleiterebene koordiniert. Dieses wird 
beim Bundesminister für Wirtschaft eingerichtet. 

Organisatorische Einzelheiten sind bisher nicht 
festgelegt. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Mitzscherling (SPD) (Druck-
sache 10/5365 Frage 47): 

Trifft es zu, daß die im SDI-Abkommen enthaltenen Verab-
redungen nur umgesetzt werden können, wenn das Außen-
wirtschaftgesetz und seine Durchführungsbestimmungen, 
einschließlich der Strafbestimmungen, geändert werden? 

Die in der Vereinbarung über eine Forschungsbe-
teiligung von Wirtschaft und Wissenschaft am For-
schungsprogramm der Strategischen Verteidi-
gungsinitiative enthaltenen Regelungen können 
ohne Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes und 
seiner Durchführungsbestimmungen einschließlich 
der Strafbestimmungen umgesetzt werden. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Roth (SPD) (Drucksache 10/5365 
Frage 48): 

Trifft es zu, daß in den SDI-Vereinbarungen und den dazu-
gehörigen Nebenabreden vereinbart wurde, daß im Falle von 
Exportgenehmigungen für sensitive Technologien, deren Ge-
nehmigungsfähigkeit unklar ist, weitere Vertragsverhand-
lungen oder sonstige Aktionen für eine angemessene Frist 
untersagt werden können? 

Für die Bundesregierung und für die zuständige 
Genehmigungsbehörde ist allein maßgeblich, ob ein 
beantragter Export nach deutschem Außenwirt-
schaftsrecht genehmigt werden kann. Dies richtet 
sich nach dem Außenwirtschaftsgesetz, der dazuge-
hörigen Außenwirtschaftsverordnung und der Aus-
fuhrliste. 

Die Bundesregierung hat dies auch in ihrer „Er-
klärung zum Abschluß der Vereinbarungen über 
Technologieaustausch und Forschungsbeteiligung 
bei SDI mit den USA" durch Bundesminister Ban-

gemann vor dem Deutschen Bundestag am 17. April 
1986 deutlich gemacht. In der Erklärung heißt es: 
„Die Allgemeine Grundsatzvereinbarung enthält 
keine Absprache — ich betone das ausdrücklich, 
weil das bereits Gegenstand der Diskussion gewe-
sen ist —, über die in der Bundesrepublik geltenden 
Exportbeschränkungen hinaus zusätzliche Restrik-
tionen vorzusehen. Für die Bundesregierung ist das 
Außenwirtschaftsgesetz mit seinen Verordnungen 
der Ort, an dem die Regelungen getroffen werden, 
die im gemeinsamen Sicherheitsinteresse der Alli-
anz erforderlich sind. Dabei bleibt es." 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Wieczorek (Duisburg) (SPD) 
(Drucksache 10/5365 Frage 49): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika zugesagt hat, künftig in 
allen wichtigen Punkten des COCOM mit der US-Regierung 
vor den COCOM-Verhandlungen ein bilaterales Einverneh-
men herbeizuführen? 

Die Bundesregierung hat an keiner Stelle und zu 
keinem Zeitpunkt eine derartige Zusage gegeben. 
Die Bundesregierung wird sich weiterhin an den 
multilateralen Beratungen im COCOM beteiligen 
und in diesem Rahmen mit den USA zusammenar-
beiten. Es ist auch nicht beabsichtigt, künftig ein 
derartiges bilaterales Einvernehmen mit den USA 
vor den multilateralen COCOM-Verhandlungen her-
beizuführen. Dies schließt bilaterale Vorgespräche 
zur Klärung der Standpunkte nicht aus. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordenten Dr. Friedmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/5365 Frage 50): 

Ist sichergestellt, daß die Bundesregierung in diesem Jahr 
rechtzeitig bei der EG-Kommission in Brüssel die Ausset-
zung von Einfuhrlizenzen für ausländische Sauerkirscher-
zeugnisse durchsetzt, um die seit mehreren Jahren zu beob-
achtenden Störungen auf dem inländischen Markt zu beseiti-
gen? 

Die den einheimischen Sauerkirschenmarkt stö-
renden Drittlandseinfuhren stammen im wesentli-
chen aus Jugoslawien. Die Bundesregierung hat im 
Rat der Gemeinschaft ein Verhandlungsmandat für 
ein Selbstbeschränkungsabkommen mit Jugosla-
wien durchgesetzt. Danach sollen die Einfuhren von 
frischen, gefrorenen, vorläufig haltbar gemachten 
und verarbeiteten Sauerkirschen auf den Durch-
schnitt der Jahre 1981 bis 1984, das sind rund 
17 200 t für die Bundesrepublik Deutschland, be-
schränkt werden. Außerdem sollen angemessene 
Einfuhrmindestpreise festgesetzt werden. Über die- 
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ses Selbstbeschränkungsabkommen wird zur Zeit 
in Brüssel im Rahmen der Anpassung der Mittel-
meerabkommen an den Beitritt Spaniens und Por-
tugals in die Gemeinschaft verhandelt. 

Die Bundesregierung hat außerdem in Brüssel 
beantragt, die im Rahmen einer Schutzmaßnahme 
festgesetzten Einfuhrmindestpreise für alle Dritt-
länder über den 9. Mai 1986 hinaus zu verlängern, 
solange dies zur Abwehr marktstörender Dritt-
landseinfuhren erforderlich ist. Diese Maßnahmen 
sollten in diesem Jahr eine generelle Aussetzung 
der Erteilung von Einfuhrlizenzen für Sauerkir-
schenerzeugnisse aus Drittländern überflüssig ma-
chen. 

Sollte das Selbstbeschränkungsabkommen mit 
Jugoslawien nicht oder nicht rechtzeitig zustande 
kommen und außerdem die Entwicklung der Dritt-
landseinfuhren ausreichend Veranlassung geben, 
wird die Bundesregierung nicht zögern, bei der für 
den Erlaß von Schutzmaßnahmen zuständigen EG-
Kommission erneut einen Antrag auf Aussetzung 
der Erteilung von Einfuhrlizenzen zu stellen. 

Als Folge der geltenden Einfuhrmindestpreisre-
gelung ist der Umfang der Anträge auf Erteilung 
von Einfuhrlizenzen in den letzten Monaten erheb-
lich zurückgegangen. Gleichzeitig sind die Einfuhr-
preise deutlich gestiegen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Susset (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5365 Fragen 51 und 52): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bemühungen des 
neuseeländischen „Dairy Boards" hinsichtlich der wirtschaft-
lichen Verwertung hochwertiger Milchbestandteile bei der 
Herstellung von Säuglingsnahrung sowie pharmazeutischen 
und kosmetischen Produkten? 

Gibt es bereits derartige Initiativen im Bereich der Euro-
päischen Gemeinschaft? 

Milchwirtschaftliche Unternehmen in der Bun-
desrepublik Deutschland und der EG befassen sich 
bereits seit langem mit der Herstellung und dem 
Handel spezieller, hochwertiger Milchderivate zur 
Verwendung in der Säuglingsnahrung, für Erzeug-
nisse der Geriatrie und in pharmazeutischen und 
kosmetischen Produkten. Dabei haben sich auch 
deutsche Unternehmen eine starke Stellung auf 
dem Weltmarkt geschaffen. 

Die Nachfrage nach diesen Erzeugnissen steigt 
weltweit. Das ist vermutlich die Ursache dafür, daß 
nunmehr das neuseeländische „Dairy Board" eine 
entsprechende Produktion in seinem Land schaffen 
will, um auch in diesen ökonomisch interessanten 
Markt eindringen zu können. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten von Hammerstein (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/5365 Frage 54): 

Ist es möglich, daß die Mehrkosten der Marktordnungspro-
dukte zukünftig in der Europäischen Gemeinschaft national 
bezahlt werden? 

Nach der derzeitigen Rechtslage besteht der 
Grundsatz der Vollfinanzierung der Gemeinschafts-
ausgaben im Marktordnungsbereich. Mit diesem 
Grundsatz ist nach deutscher Auffassung eine teil-
weise nationale Finanzierung von EG-Marktord-
nungsausgaben nicht vereinbar. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordenten Dr. Weng (Gerlingen) 
(FDP) (Drucksache 10/5365 Frage 55): 

Ist die Bundesregierung bereit, das Förderprogramm für 
Naturschutzvorhaben gesamtstaatlich repräsentativer Be-
deutung aus Bundesmitteln fortzuführen und diese Mittel im 
neuen Haushalt gegebenenfalls angemessen aufzustocken? 

Die Bundesregierung wird das Förderprogramm 
auch im Haushaltsjahr 1987 fortführen, und zwar 
nach dem gegenwärtigen Stand der Haushaltsbera-
tungen mit demselben Ansatz von 4,0 Millionen DM 
wie im laufenden Jahr. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5365 Fragen 56 und 57): 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund des Struktur-
wandels in der Landwirtschaft alternativ zu eventuell struk-
turerhaltenden Agrarsubventionen auch anderweitig flankie-
rend und unterstützend tätig zu werden? 

Inwieweit wären hierfür investitionsfördernde Regional-
beihilfen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Förderung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur nach Meinung der Bun-
desregierung geeignete Mittel? 

Zu Frage 56: 

Die Bundesregierung setzt sich nach wie vor mit 
Nachdruck für die Sicherung der Existenz der bäu-
erlichen Familienbetriebe ein. Sie hat große An-
strengungen unternommen, um den Bauern in ihrer 
schwierigen Situation zu helfen. Das Bundeskabi-
nett hat dies zuletzt mit seinen Beschlüssen vom 
16. April 1986 unterstrichen. Aber niemand kann in 
unserem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem si-
cherstellen, daß jeder heute bestehende Betrieb auf 
Dauer unverändert fortgeführt werden kann. Das 
gelingt im landwirtschaftlichen Bereich genausowe-
nig wie in allen anderen Sektoren. 

Die Agrarpolitik der Bundesregierung trägt dem 
Rechnung. Sie unterstützt einerseits die Zukunfts-
sicherung der Betriebe insbesondere duck die 
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einzelbetriebliche Investitionsförderung und das 
Agrarkreditprogramm. Sie hat die Förderschwelle 
und damit den Zwang zum Wachsen abgeschafft. 
Andererseits zielt die Bundesregierung darauf ab, 
daß sich die Aufgabe von Betrieben möglichst im 
Zuge des Generationswechsels vollzieht und die 
vielfältigen Möglichkeiten des Übergangs vom Voll-
auf Zu- und Nebenerwerbsbetriebe genutzt werden 
können. Zentrale Instrumente sind die landwirt-
schaftliche Altershilfe und die Milchrente. Sie flan-
kieren den Strukturwandel, forcieren ihn aber 
nicht. 

Im Zuge der Überlegungen zur Neuausrichtung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik wird flankierend 
zur Preispolitik, der weiterhin eine zentrale Funk-
tion zukommt, über die Ausgestaltung eines EG-
abgestimmten Marktentlastungsprogramms zu ent-
scheiden sein. Dieses Programm wird zentrale 
agrar-, sozial- und umweltpolitische Ziele verbin-
den. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen des Herrn 
Bundeskanzlers vom 14. April 1986 in Esperke bei 
Hannover verwiesen, wonach die Bundesregierung 

die Landwirte und ihre Familien nicht im Stich las-
sen wird. In den Bereichen Sozialpolitik, Förderung 
in den benachteiligten Gebieten und Marktentla-
stung wird zur Zeit geprüft, welche Maßnahmen 
kurz- bzw. mittel- oder langfristig zur Anwendung 
gelangen sollen. Diese Prüfung ist noch nicht abge-
schlossen. 

Zu Frage 57: 

Die Regionalförderung von Bund und Ländern in 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" zielt vor allem darauf 
ab, Investitionen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
in der gewerblichen Wirtschaft in den Fördergebie-
ten zu unterstützen. Sie leistet damit einen wichti-
gen Beitrag dazu, den aus der Landwirtschaft aus-
scheidenden Erwerbstätigen neue Beschäftigungs-
möglichkeiten zu bieten und somit den Struktur-
wandel in der Landwirtschaft zu erleichtern. Die-
ser Aufgabe der regionalen Wirtschaftsförderung 
kommt angesichts der Anpassungsnotwendigkeiten 
im landwirtschaftlichen Bereich zweifellos beson-
dere Bedeutung zu. 
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